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Prasident Frank Imhoff erdffnet die Sitzung um
10:02 Uhr.

Prasident Frank Imhofii: Die 20. Sitzung der Btr-
gerschaft (Landtag) ist eroffnet.

Ich begruBe die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhorer und Vertreter der Medien.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung entnehmen konnen.

Dieser Tagesordnung konnen Sie auch den Ein-
gang gemal § 37 der Geschaftsordnung entneh-
men, bei dem interfraktionell vereinbart wurde, ihn
nachtraglich auf die Tagesordnung zu setzen. Es
handelt sich insoweit um den Tagesordnungspunkt
3.

Zu den Tagesordnungspunkten 2 und 3 ist verein-
bart worden, dass sie ohne Debatte behandelt und
diese beiden Debattenpunkte in die Debatte tiber
die Erklarung des Senats einflieBen werden.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewtinscht?

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, M.R.F., Abgeordneter Jan Timke [BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe.
Stimmenthaltungen?
(Abgeordneter Peter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Regierungserklarung des Senats zum Thema:
+Bekampfung der Coronavirus-SARS-CoV-2-
Pandemie”

Dazu

Anderungsantrag zur , Fiinften Verordnung zur
Anderung der Dreiundzwanzigsten Verordnung
zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2*

Anderungsantrag der Fraktion der FDP

vom 22. Januar 2021

(Drucksache 20/786)

Der Senat hat mit Schreiben vom 20. Januar 2021
gemal § 50 Absatz 4 unserer Geschaftsordnung die

Absicht mitgeteilt, eine Regierungserklarung abzu-
geben.

Er hat uns hierzu auch den Entwurf der Funften
Anderungsverordnung der 23. Coronaverordnung
sowie die Begriindung dazu tibersandt.

Die Beratung ist eréffnet.

Als erster Redner erhalt Birgermeister Dr. Andreas
Bovenschulte das Wort.

Biirgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordnete, erlauben Sie mir, dass
ich zunachst, bevor ich auf die Ministerprasiden-
tenkonferenz vom vergangenen Dienstag und auf
die gestrigen Beschlisse des Senats zu sprechen
komme, mit einigen Worten auf die aktuelle
Corona-Entwicklung im Land Bremen eingehe.

Das Infektionsgeschehen hat sich hier in den ver-
gangenen zehn Wochen deutlich verlangsamt. Ja,
wir sind — wie alle Bundesldnder —langst noch nicht
da, wo wir hinwollen, und nattrlich dirfen die ver-
besserten Zahlen nicht dartiber hinwegtduschen,
dass es nach wie vor viel zu viele Menschen gibt,
die schwer erkranken und an Corona versterben.
Aber: Wir haben uns vom Bundesland mit der
hochsten schrittweise zum Bundesland mit der der-
zeit niedrigsten Inzidenz vorgearbeitet. Aktuell
liegt die 7-Tage-Inzidenz bei 77 in der Stadtge-
meinde Bremen und bei 83 in Bremerhaven.

Das ist nicht nur statistisch im Landervergleich ein
ordentlicher Wert, sondern — viel wichtiger - ein
Wert, der auch die Pandemiebekdampfung wieder
einfacher macht, denn bei den derzeitigen Infekti-
onszahlen ist das personell verstarkte und digitali-
sierte Bremer Gesundheitsamt wieder in der Lage,
die Infektionsketten vollstandig nachzuverfolgen.
Das, meine Damen und Herren, ist eine richtig gute
Nachricht, denn die liickenlose Nachverfolgung ist
nach einhelliger Auffassung eine der zentralen
Saulen im Kampf gegen die Pandemie und kann
deshalb gar nicht hoch genug geschatzt werden.
Also, eine richtig gute Nachricht, dass wir die In-
fektionen wieder liickenlos nachverfolgen konnen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Es gebietet die Ehrlichkeit und die Transparenz, zu
erwdahnen, dass das Bremerhavener Gesundheits-
amt die gesamte Zeit iber immer in der Lage war,
die Infektionsketten vollstandig nachzuverfolgen,
auch weil die Infektionszahlen in der Seestadt im
Regelfall deutlich unterhalb der Zahlen in der
Stadtgemeinde Bremen lagen.
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(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Mein besonderer Dank gilt daher allen Beschafti-
gen in den Gesundheitsamtern in Bremen und Bre-
merhaven, die in den vergangenen Monaten ganz
hervorragende Arbeit geleistet haben, oft auch au-
Berhalb der ublichen Arbeitszeiten an Wochenen-
den und an Feiertagen. Ich freue mich sehr tber
diesen Einsatz. Ganz herzlichen Dank, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Meine Damen und Herren von der CDU, vor eini-
gen Wochen haben Sie bei der Beantragung einer
Aktuellen Stunde zur Coronalage behauptet, dass
sich in den Infektionszahlen eines Bundeslandes
die Qualitdt seiner Regierung widerspiegele. Im
Bundesvergleich hohere Zahlen, so Ihre damalige
Argumentation, seien in erster Linie auf schlechtes
und niedrigere Zahlen seien in erster Linie auf gu-
tes Verwaltungshandeln zurtickzufiihren.

Sie haben in dem Antrag den Eindruck erweckt,
dass die Qualitat einer Landesregierung, da die
rechtlichen Bedingungen im Bundesgebiet im We-
sentlichen gleich waren, in Corona-Angelegenhei-
ten davon abhange, wie hoch die Inzidenzzahl sei:
Hohe Inzidenzzahl - schlechte Landesregierung,
niedrige Inzidenzzahl - gute Landesregierung.
Meine Damen und Herren von der CDU, ich bin mir
nicht ganz sicher, ob Sie uns diese These heute
noch einmal mit gleicher Inbrunst vortragen wer-
den. Ich personlich habe ja schon damals im Parla-
ment gesagt, dass ich nichts von ihr halte. Ich fand
sie schon damals falsch und ich habe meine Mei-
nung nicht gedandert.

Als ich Anfang der Woche in einem Fernsehinter-
view gefragt wurde, was wir denn in Bremen bes-
ser machen als in anderen Landern, da habe ich mit
voller Uberzeugung vertreten, dass wir gut beraten
sind, uns zuriickzuhalten und ein bisschen Demut
zu zeigen, denn, meine Damen und Herren, es gibt
so viele Rahmenbedingungen, die dafiir verant-
wortlich sind, ob die Inzidenzzahlen steigen oder
ob sie sinken, da darf man sich nicht, wenn man
gerade einmal bessere Zahlen hat, zu sehr auf die
eigene Schulter klopfen.

Naturlich sind strikte staatliche Regelungen und
strikte staatliche Kontrollen unverzichtbar im
Kampf gegen die Pandemie, keine Frage, aber am
Ende hangt doch alles ganz wesentlich von der Ein-
sicht und dem Handeln der Menschen ab.

Deshalb mochte ich mich hier noch einmal im Na-
men des gesamten Senats bei den Menschen in

Bremen und Bremerhaven bedanken, die sich in
den allermeisten Féllen ganz vorbildlich an die
Anti-Corona-Regeln halten, obwohl sie ihr Leben
nun schon seit Wochen und Monaten ganz erheb-
lich einschranken miissen. Sie sind der wesentliche
Grund dafir, dass unsere beiden Stadte derzeit in
der Pandemie vergleichsweise gut dastehen.

(Beifall SPD, Biundnis 90/Die Griinen, DIE LINKE,
FDP)

Meine Damen und Herren, trotzdem — und das be-
dauere ich ausdricklich — gab es zu den Beschlis-
sen vom vergangenen Dienstag, die die harten Be-
schrankungen verlangern, keine Alternative.

Denn die Zahlen sind —ich sagte es eingangs schon
— trotz der erfreulichen Entwicklung der vergange-
nen Wochen in Bremen und Bremerhaven immer
noch deutlich vom Schwellenwert einer 7-Tage-In-
zidenz von 50 entfernt. Vor allem aber sind sie auch
bundesweit noch deutlich zu hoch. Ich bin nach wie
vor fest davon uberzeugt: Den Kampf gegen die
Pandemie kénnen wir in Deutschland nur gemein-
sam gewinnen, indem wir gemeinsam handeln,
weil das Virus keine Grenzen kennt und weil die
Menschen es auch nicht verstehen wiirden, wenn
nicht uberall in Deutschland zumindest im Grund-
satz die gleichen Regeln gelten. Wir miussen in
Deutschland gemeinsam vorgehen und nicht jeder
fur sich.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Ja, es gibt durchaus Unterschiede zwischen den
einzelnen Bundeslandern, es gilt nicht uberall
exakt das Gleiche. Weil — das ist die sachlogische
Begrundung - das Infektionsgeschehen regional
sehr unterschiedlich ist, gibt es naturlich auch ei-
nige regionalspezifische Regelungen, aber in 90 o-
der 95 Prozent der Falle stehen wir doch ganz dicht
beieinander, machen wir alle genau dasselbe. Das
—ich wiederhole es noch einmal - ist genau richtig
so, auch aus Bremer Sicht. Auch fiir uns ist Bundes-
treue aus Sicht des Senats Staatsrason.

Es sind aber nicht nur, meine Damen und Herren,
die allgemeinen Infektionszahlen, die immer noch
zu hoch sind, auf die ich verwiesen habe, in Bremen
und im Bundesgebiet. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler haben uns in den vergangenen Ta-
gen immer wieder eindringlich vor den Gefahren
gewarnt, die von bestimmten Mutationen des Virus
ausgehen konnen, insbesondere von der Mutation
B.1.1.7.

Es gibt zumindest die Sorge, dass sich diese Muta-
tion noch leichter von Mensch zu Mensch und mit
einer noch hoheren Viruslast ubertragt, dass sie
sich also noch schneller verbreitet. Bislang gibt es
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nur eine begrenzte Datenlage und noch keine be-
lastbaren Hinweise auf schwerere Krankheitsver-
laufe oder eine geringere Wirksamkeit der Impf-
stoffe. Auch die Frage, ob bestimmte Altersgrup-
pen das Virus leichter Ubertragen, lasst sich noch
nicht eindeutig beantworten. Die Studienergeb-
nisse und Bewertungen der Wissenschaft wider-
sprechen sich da derzeit noch.

Angesichts der besorgniserregenden Infektionsdy-
namik in anderen europdischen und nichteuropai-
schen Landern ist es aber sehr ratsam, sich derzeit
vom Prinzip der Vorsicht leiten zu lassen und Risi-
ken zu begrenzen, solange wir noch nicht genau
wissen, wie die Eigenschaften der neuen Mutatio-
nen sind.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Deshalb ist klar, wir wollen mdéglichst schnell das
Ziel einer 7-Tage-Inzidenz von unter 50 erreichen,
um im Falle einer Verbreitung der Mutation oder
neuer Infektionsdynamiken in Bremen besser vor-
bereitet zu sein. Um das an dieser Stelle noch ein-
mal zu sagen: AusschlieBen fir die Zukunft lasst
sich das natiirlich tiberhaupt nicht. In dieser Pan-
demie lasst sich leider nichts ausschlieBen.

Deshalb ist es so wichtig, die Situation immer ge-
nau zu beobachten, jeden Tag neu zu bewerten
und dann erforderlichenfalls notwendige Schliisse
daraus zu ziehen. Wenn das dazu fiihrt — meine Da-
men und Herren, lassen Sie mich das noch einmal
vorweg sagen —, dass man Entscheidungen andern
muss, dass man sie dann manchmal wieder zurtick-
holt und in vier Wochen, wenn die Lage eine an-
dere ist, noch einmal dndern muss, dann hat das
nichts mit Unentschiedenheit zu tun, mit hinein in
die Kartoffeln, hinaus aus den Kartoffeln, sondern
dann hat das etwas mit dem gebotenen sachge-
rechten Handeln zu tun, sich die Sachlage anzu-
schauen und bei Veranderungen der Sachlage
schnell und konsequent darauf zu reagieren. Das
ist nicht widerspriichlich, sondern ein solches Han-
deln ist sachgerecht und in jedem Fall geboten.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, angesichts der geschil-
derten Sachlage ist es, wie schon gesagt, richtig,
die Mitte Dezember und Anfang Januar bereits be-
schlossenen harten und einschneidenden MaBnah-
men gegen das Virus bis zum 14. Februar bundes-
weit fortzusetzen.

Die meisten Geschafte bleiben geschlossen, ebenso
wie Theater, Konzerthauser, Museen, Kinos, Gast-
statten und Restaurants, Baumarkte, Frisore und
andere korpernahe Dienstleistungen, Veranstal-

tungszentren, Autohduser und vieles mehr. Wir ha-
ben uns in der Konferenz der Ministerprasidentin-
nen und Ministerprasidenten mit der Kanzlerin
diese Entscheidung wie auch bei den Konferenzen
zuvor Uberhaupt nicht leicht gemacht. Deshalb uib-
rigens diskutieren wir auch immer so lange. Nicht
weil es parteipolitischen Streit gibt, sondern weil es
ganz schwierige Fragen gibt, die zu verhandeln
sind, weil die Entscheidungen tief in die Grund-
rechte und das Leben der Menschen eingreifen.
Deshalb wird so intensiv darum gerungen, was die
richtige Losung ist und was die richtige Abwagung
ist.

Wer sagt, das darf alles nicht sein, da muss es eine
klare Fihrung geben, klare Entscheidungen, nein,
ganz im Gegenteil: Diese schwierigen Existenzfra-
gen mussen auch in einer offenen und intensiven
Diskussion verhandelt werden. Denn wir sind uns
im Klaren dariber, dass die Fortsetzung des Lock-
downs vielen Menschen richtig groBe Sorgen
macht, auch existenzielle Sorgen. Wir wissen, dass
auch die gleichzeitig beschlossenen Hilfen in Mil-
liardenhohe diese Sorgen und Note allenfalls lin-
dern, aber nicht beseitigen kénnen. Deshalb haben
die Menschen einen Anspruch darauf, dass nicht
leichtfertig entschieden wird, sondern nach inten-
siver, kontroverser Debatte, in der alle Gesichts-
punkte abgewogen werden und man sich dann zu
einer Entscheidung durchringt.

Wir werden die bestehenden Kontaktbeschrankun-
gen aufrechterhalten. Weiterhin darf sich nur ein
Haushalt mit einer haushaltsfremden Person tref-
fen. Ich sage aber auch ganz deutlich, um gelebte
Betreuungsstrukturen nicht unmoglich zu machen
und Alleinerziehende und Kinder nicht zu isolie-
ren, werden wir auch in Zukunft Kinder bis 12 Jah-
ren bei dieser Regelung nicht mitzahlen und an un-
serer bisherigen Praxis festhalten.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Dariber hinaus werden wir, darauf haben sich die
Lander und die Bundesregierung verstandigt, das
Tragen sogenannter medizinischer Masken ver-
bindlich vorschreiben. In Bussen und Bahnen sowie
im Einzelhandel miissen also nach einer Uber-
gangszeit entweder OP-Masken oder FFP2-Mas-
ken getragen werden. Beide Typen, OP-Masken
und FFP2-Masken, fallen unter den Oberbegriff
der medizinischen Masken. Mediziner versprechen
sich von dieser Regelung einen deutlich besseren
Schutz als mit der Verwendung von Alltagsmas-
ken.

In Bremen gehen wir aber noch einen Schritt wei-
ter. Wir hatten ja bereits Ende des vergangenen
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Jahres zusammen mit den Apotheken etwa 1,7 Mil-
lionen hochwertige FFP2-Masken kostenlos an Se-
niorinnen und Senioren verteilt. Ich glaube, mein
Eindruck tauscht nicht: Diese Aktion hat nicht nur
den Bund dazu animiert, sich Bremen zum Vorbild
zu nehmen und seinerseits Masken auszugeben.
Diese Aktion hat auch dazu beigetragen, dass sich
seitdem immer mehr Menschen in Bremen und
Bremerhaven mit einer solchen Maske effektiv vor
einer Infektion schiitzen. Meine Wahrnehmung
war, dass die Zahl der im Stadtbild getragenen
FFP2-Masken seit der Verteilaktion seinerzeit
deutlich zugenommen hatte.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Ankntiipfend an diese guten Erfahrungen werden
wir deshalb, auch wenn wir medizinische Masken
zur Pflicht machen und man diese Pflicht auch mit
OP-Masken erfiillen kann, trotzdem in den kom-
menden Wochen an jede Bremerin und jeden Bre-
mer zwischen 15 und 59 Jahren kostenlos jeweils
funf FFP2-Masken verteilen. Wir sind davon uber-
zeugt, dass dies ein pragmatischer und effektiver
zusdtzlicher Beitrag zur Eindéammung des Virus ist.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Da werden sich manche fragen, warum 15 bis 59
Jahre und nicht diejenigen, die ja besonders ver-
letzlich sind, namlich die alteren Menschen. Grund
ist, grundsatzlich sind die Menschen ab 60 Jahren
uber das FFP2-Programm des Bundes versorgt, der
sich ja wiederum die Bremer Aktion zum Vorbild
genommen hatte.

Ich sage aber auch ganz deutlich, es darf nicht so
heriiberkommen und es soll nicht so hertiberkom-
men, dass die Menschen ab 60 schlechter gestellt
werden als die zwischen 15 und 59. Deshalb wer-
den wir genau prifen, ob es die Notwendigkeit
gibt, das Bundesprogramm fir die tiber 60-Jahri-
gen durch ein Handeln des Landes zu ergdanzen. Da
missen wir noch einmal genau hinschauen, denn
naturlich sollen die uber 60-Jahrigen in keiner
Weise schlechter gestellt sein, weil die ja die Mas-
ken fir ihren Schutz ganz besonders nétig haben.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren, Kinder und Jugendli-
che und mit ihnen ihre Familien sind neben den
Menschen, die zu den Risikogruppen gehoren, be-
sonders Leidtragende dieser Pandemie. Seit Be-
ginn im Frihjahr war daher zu Recht die Kinder-
und Bildungspolitik ein besonderer Schwerpunkt
dieser Koalition, auch in der Debatte um Corona-
schutzmaBnahmen. Dabei war und ist es, das be-
kenne ich offen, nicht immer leicht, die verschiede-

nen Rechtsguter, Grundrechte und Folgewirkun-
gen der MaBnahmen mit den infektiologischen
Notwendigkeiten der Pandemiebekampfung in
Einklang zu bringen. Es gibt dabei immer die ei-
nen, denen das Vorgehen des Senats zu zaghaft
und zogerlich ist, und es gibt die anderen, die sich
uber die Einschnitte argern und sie fur uiberzogen
halten.

Da gibt es kein Schwarz oder WeiB, kein Richtig o-
der Falsch. Da geht es auch nicht nur um Pande-
miebekampfung. Da gilt es, die Interessen der Be-
schaftigten in den Kitas und Schulen zu bertick-
sichtigen, die sich und ihre Familien vor einer In-
fektion schiitzen wollen. Da sind die Eltern, die auf
eine gute Betreuung ihrer Kinder angewiesen sind,
und da sind nicht zuletzt die Kinder und Jugendli-
chen selbst, fur deren Bildungserfolg die Prasenz in
unseren Bildungseinrichtungen unbestritten das
Beste ist und denen auch erhebliche gesundheitli-
che Schaden drohen, wenn wir es ihnen iber lan-
gere Zeit nicht ermoéglichen, unsere Kitas und un-
sere Schulen zu besuchen. Das haben Kinderarzte
eindrucksvoll bestatigt.

Stefan Trapp etwa, der Vorsitzende des Bremer
Landesverbandes der Kinder- und Jugendarzte, at-
testiert vielen von Kita- und SchulschlieBungen be-
troffenen Kindern Bewegungsmangel, einen Ver-
lust von fein- und grobmotorischen Fahigkeiten
und eine deutliche Gewichtszunahme und auch zu-
nehmende depressive Zustande. Dazu kommt die
Gefahr, Kindeswohlgefahrdungen nicht oder zu
spat zu erkennen, und die Gefahr erheblicher
Riuckschritte beim Spracherwerb fir Kinder, die
nicht Deutsch als Muttersprache haben.

Meine Damen und Herren, das sind komplizierte
Abwagungsprozesse und ich bin oft erstaunt, das
sage ich ganz ehrlich, mit welcher Gewissheit
manch eine und manch einer glaubt, den einzig
richtigen Weg zu kennen. Ich sage Ihnen ganz of-
fen: Ich weiBl das nicht, wir — als Senat — wissen
nicht, was die Patentlosung fir richtige Kita- und
Schulorganisation unter Pandemiebedingungen
ist, zumal sich das mit sich d&ndernden Infektions-
zahlen immer wieder verandern kann.

Wir wissen, es sind ganz schwierige Abwagungs-
entscheidungen zu treffen, die naturlich vielleicht
auch anders ausfallen konnten und wobei jede Ent-
scheidung auch mit guten Argumenten kritisiert
werden kann, aber die Patentlosung, die gibt es,
glaube ich, nicht, und wer sie hat, glaube ich, der
behauptet das nur, aber hat sie nicht in Wirklich-
keit.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)



2538

Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 20. Wahlperiode — 20. Sitzung am 22.01.2021

Wir machen uns die Entscheidungen gewiss nicht
leicht, wir héren Expertinnen und Experten, disku-
tieren und nehmen auch auf, was aus der Gesell-
schaft an uns herangetragen wird. Wir gehen da
schon sehr grindlich heran, aber wir nehmen nicht
fiir uns in Anspruch, immer der Weisheit letzten
Schluss zu kennen.

Wir haben kurz vor Weihnachten die Prasenzpflicht
an den Schulen ausgesetzt, im Hinblick auf das an-
stehende Weihnachtsfest, bei dem Familien zusam-
menkommen und verschiedene Haushalte mitei-
nander in Kontakt treten. Aber jedes Kind, das
wollte, sollte oder musste, konnte zur Schule ge-
hen, weil die Eltern oder die Lehrerinnen und Leh-
rer das fur dringend geboten hielten oder weil zu
Hause niemand war, der aufpassen konnte. Die
Schulen blieben grundsatzlich offen. Diesen
Grundsatz, meine Damen und Herren, haben wir ja
aus den leidvollen Erfahrungen des Friihlings, als
wir zum ersten Mal vor den Herausforderungen der
Pandemie standen, gelernt. Damals haben wir ge-
sagt, Schulschliefungen sind Raub an der Zukunft
unserer Kinder und damit auch an der gesamten
Zukunft unserer Gesellschaft.

Doch wir nehmen Angste wahr und auf, auch das
gehort logischerweise dazu. Die Bildungssenatorin
hat daher die erste Woche nach den Weihnachtsfe-
rien zur Ubergangswoche erkldrt und allen Be-
schéftigten in Schule und Kita sowie allen Schiile-
rinnen und Schillern jeder einzelnen Schule ange-
boten, sich kostenlos und freiwillig testen zu lassen,
zum einen, um so eine Momentaufnahme und ei-
nen Anhaltspunkt fiir die Verbreitung des Virus in
Schule zu erhalten, und zum anderen auch, um die
Angste vor dem Dunkelfeld ernst zu nehmen.

Wir wissen um die Sorgen der Erzieherinnen und
Erzieher in den Kitas, die taglich mit den Kindern
im engen Kontakt stehen, wir wissen um die Sor-
gen der Lehrerinnen und Lehrer, die taglich Kon-
takt zu mehreren verschiedenen Schulklassen ha-
ben. Die Ergebnisse dieser Testung bieten keinen
Grund zur zusatzlichen Beunruhigung. Im Gegen-
teil, sie bestatigen den bisherigen Kurs und die bis-
herigen Einschatzungen: Je junger die Kinder sind,
desto geringer ist das Infektionsgeschehen und
desto eher besteht die Moglichkeit, das Bildungs-
geschehen auch, jedenfalls teilweise, in Prasenz
stattfinden zu lassen.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Bei fast 20 000 durchgefiihrten Tests ergab sich
eine Positivquote unter allen teilnehmenden Schii-
lerinnen und Schilern und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern von 0,33 Prozent, wobei die 6- bis 9-

Jahrigen, die ausschlieBlich in der Grundschule un-
terwegs sind, eine Positivquote von 0,24 Prozent
aufweisen, die Schiilerinnen und Schiiler an wei-
terfihrenden Schulen von 0,38 Prozent. Um es klar
zu sagen: Die Zahlen sind uns, sind auch mir per-
sonlich, nattrlich immer noch zu hoch, aber sie be-
legen, dass Schulen, dass Schiilerinnen und Schi-
ler keine besonders gefahrlichen Infektionstreiber
sind.

Ich sage allerdings auch ganz deutlich: Die augen-
blicklich relativ geringe Inzidenz in Bremen ist nur
eine Momentaufnahme. In vielen anderen Kommu-
nen konnten wir beobachten, wie schnell auch ein
Anstieg wie bei uns im Herbst letzten Jahres wie-
der moglich ist. Daher haben die Ministerprasiden-
tinnen und Ministerprasidenten gemeinsam mit
der Kanzlerin beschlossen, den Beschluss aus dem
Dezember im Kern zu verlangern, entweder die
Schulen zu schlieBen, was ich wie gesagt fur den
falschen Weg halte, oder die Prasenzpflicht auszu-
setzen und die MaBlnahmen restriktiv umzusetzen.

Daran werden wir uns auch in Bremen halten, ge-
nauso wie wir uns in den vergangenen Wochen
und Monaten immer an die Beschlisse gebunden
haben, denn einen Bremer Sonderweg, wie in den
Medien zu lesen gewesen ist, gab es auch da nicht.
Die eine Halfte der Lander hat ihre Schulen ge-
schlossen und Notbetreuung organisiert und die
andere Halfte hat die Prasenzpflicht — genauso wie
in Bremen - ausgesetzt. Wir werden diesen Weg
nun mit Anpassungen weitergehen, um im Prinzip
der restriktiven Umsetzung gerecht zu werden, zu-
mal unsere Schulen mittlerweile fiir den Distanzun-
terricht deutlich besser aufgestellt sind, etwa weil
alle Schiilerinnen und Schiiler mit einem iPad aus-
gestattet sind.

Daher auch mein Appell an die Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber, ermoglichen Sie IThren Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern die Arbeit von zu Hause,
und an die Beschaftigten, nutzen Sie die Moglich-
keit des verlangerten Kinderkrankengeldes, wenn
Sie das fur richtig und fiir geboten halten. Es gibt
aber auch Falle, in denen die Eltern darauf ange-
wiesen sind, ihr Kind in die Kita oder die Schule zu
schicken, oder es ist fiir das Kind einfach erforder-
lich. Auch in dieser Situation missen Sie kein
schlechtes Gewissen haben.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Die verscharfte Verlangerung unserer Mafinahmen
ist ein tiefer Einschnitt mitten in die Familien hin-
ein, der mir auch personlich sehr schwerfallt. So-
bald das Infektionsgeschehen es zulasst, werden
wir wieder zu einem moglichst geordneten System
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von Schule und Kindertagesbetreuung zurtiickkeh-
ren. Unser Ziel ist die Schule mit einer Prasenz-
pilicht fir alle. Unser Ziel ist die bestmogliche Be-
treuung und Forderung aller Kinder in unseren
Kitas so schnell wie moglich, sobald das Infektions-
geschehen das zulédsst, meine Damen und Herren!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grinen)

Liebe Bremerinnen und Bremer, liebe Bremerhave-
nerinnen und Bremerhavener, wie geht es nun wei-
ter, wann werden wir die Pandemie endlich besiegt
haben? Das fragen sich viele von Thnen véllig zu
Recht. Wahrscheinlich ist die Antwort darauf, es
wird Sie nicht tiberraschen: impfen, impfen, imp-
fen!

Landesweit mehr als 14 000 Impfungen haben die
mobilen Impf-Teams, die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der beiden Impfzentren und die Fach-
leute in den Kliniken bis gestern schon verabreicht,
gut 1 300 Frauen und Manner haben sogar schon
die zweite Impfung bekommen und damit den voll-
standigen Impfschutz.

Bis Mitte Februar werden wir die Bewohnerinnen
und Bewohner und die Beschiftigten in den Alten-
heimen hoffentlich vollstandig, was die Einrich-
tung betrifft, und mit einer hoffentlich hohen Betei-
ligungsquote, was die Menschen betrifft, durchge-
impft haben. Angesichts dessen, dass wir im De-
zember bis zu 70 Prozent aller Todesfélle in den
Alten- und Pflegeheimen zu beklagen hatten, liegt
mir das ganz besonders am Herzen.

Wir konnten, das sage ich aber auch, allerdings
noch wesentlich mehr Menschen impfen, wenn wir
nur genugend Impfstoff zur Verfigung héatten. Das
ist kein bremisches Problem, das ist ein bundeswei-
tes, ein europaisches Problem und das ist nicht
leicht zu 16sen. Das weil} jeder, denn mehr Impfstoff
kommt nicht einfach mit einem Fingerschnipsen.
Ich gebe aber zu, ich wiirde mir da manchmal noch
mehr Engagement, noch mehr Druck von den Ver-
antwortlichen wunschen.

Immerhin hat die Ministerprasidentenkonferenz
am vergangenen Dienstag auf meine Initiative hin
erstmals in einem offiziellen Beschluss das auch
vom Bundesgesundheitsminister proklamierte Ziel
festgeschrieben, ,allen Impfwilligen in Deutsch-
land spatestens bis Ende des Sommers ein Impfan-
gebot zu machen”. Das war eine interessante Dis-
kussion, denn der Bundesgesundheitsminister
hatte das ja schon ein Dutzend Mal gesagt.

Als ich dann aber gesagt hatte, dann lasst uns das
doch in den Beschluss hineinschreiben, da wurden
alle ganz unruhig, weil man sich damit natiirlich in
Form einer Selbstverpflichtung unter Druck setzt,

und man weill naturlich gar nicht, ob vielleicht
Impfstofflieferungen ausfallen und wie das mit der
Produktion aussieht. Wenn man sich aber kein kla-
res gemeinsames Ziel setzt und alle Krafte und
Zielsetzungen darauf fokussiert, dann wird man es
sowieso nicht erreichen. Deshalb ist es richtig, dass
wir uns als Bund und Lander nicht gegeneinander,
sondern miteinander ein klares deutliches Ziel set-
zen und unsere gemeinsamen Krafte darauf rich-
ten, dieses Ziel zu erreichen.

Das ist der richtige Weg, und nicht der, zu sagen,
schauen wir einmal, ob es gentigend Impfstoff gibt.
Dann bewaltigen wir das namlich nie.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Bremen, meine Damen und Herren, sehe ich in je-
dem Fall gut gerustet dafur. Wir profitieren von ei-
ner meines Wissens nach einzigartigen Zusammen-
arbeit von Behorden, Hilfsorganisationen und der
bremischen Wirtschaft. In der Initiative ,Bremen
impft" haben sich Unternehmer, die Handelskam-
mer, die Johanniter, das DRK, der DEHOGA, die
Bundeswehr und viele andere zusammengeschlos-
sen. Jeder bringt ein, was er am besten kann, alle
mit dem Ziel, die Menschen so schnell wie moglich
zu impfen. Ich finde, diese Initiative kann man gar
nicht oft genug hervorheben. Das ist gelebter Ge-
meinsinn, das ist echt bremisch, meine Damen und
Herren!

(Beifall SPD)

.~Gemeinsam gegen die Pandemie”, das sollte fur
uns alle ein Vorbild sein. Bislang haben wir das in
unseren beiden Stadten gut bewaltigt, lassen Sie
uns daran arbeiten, dass das auch in der Zukunft so
bleiben wird. Lassen Sie uns alle etwas dafur tun,
dass uns diese gemeinsame Starke erhalten bleibt.

Meine Damen und Herren, als ich mich heute auf
den Weg hierher zur Burgerschaft gemacht habe,
kam meine 87 Jahre alte Nachbarin aus der Tir
und rief mir gleich mit strahlendem Gesicht zu:
+Herr Bovenschulte, heute bekomme ich meine
erste Spritze.” Sie strahlte und der Optimismus,
den sie dabei zum Ausdruck brachte, weil sie mir
schon vorher erzahlt hatte, wie sehr sie darunter
leidet, sich von ihren Freiheiten her so einge-
schrankt zu fihlen, und wie sie sagt: ,Dann geht es
endlich wieder anders zur Sache fir mich!"”, ich
muss ganz ehrlich sagen, in dem Moment habe ich
gedacht: Ganz genau, so ist das. Das ist der richtige
Weg, das ist der richtige Optimismus. Gemeinsam
bewadltigen wir das, meine Damen und Herren! —
Herzlichen Dank!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)
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Prasident Frank Imhofi: Als nachster Redner erhalt
der Abgeordnete Thomas Rowekamp das Wort.

Abgeordneter Thomas Rowekamp (CDU): Sehr
geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Lassen Sie auch mich fir die
CDU-Fraktion zunachst drei Vorbemerkungen ma-
chen.

Die Botschaft werden Sie in den letzten Tagen und
Wochen alle immer wieder gehort haben: Warum
brauchen wir eigentlich den Lockdown, es betrifft
doch eigentlich nur dltere Menschen! Ich empfehle
allen, die das behaupten und die sagen, wir muss-
ten eigentlich nur fur die besonders vulnerablen
Gruppen MaBnahmen ergreifen, einen Blick auf
die Seite des RKI. Auch fiir das Land Bremen ist
dort beschrieben, wie die Verteilung nach Alters-
gruppen und Geschlecht, aber hier insbesondere
nach Altersgruppen, bei den Infektionen ist.

Wer sich das anschaut, stellt fest, am starksten von
Infektionen betroffen ist die Gruppe der 15- bis 60-
Jahrigen, sowohl bei den 15- bis 39-Jahrigen als
auch bei den bis unter 59-Jahrigen haben wir die
hochsten Infektionszahlen.

(Abgeordneter Jan Timke [BIW]: Aber nicht bei
den Todesfallen!)

Herr Timke, das stimmt. Dazu komme ich gleich
noch.

Das Virus betrifft daher nicht nur Menschen einer
bestimmten Generation oder Bevolkerungsgruppe,
es betrifft uns alle. Dieses Virus — auch das ist ein
Teil der Antwort — tibertragt sich ja nicht von selbst.
Es lauft nicht durch die Stadt, sondern es wird nur
und ausschliefilich von Mensch zu Mensch tibertra-
gen. Deswegen bleibt es dabei, dass wir es alle ge-
meinsam in der Hand haben, dafiir zu sorgen, dass
sich dieses Virus auch mit Blick auf die zuséatzliche
Gefahr der Mutation und die erhohte Infektionsge-
fahr nicht weiter verbreitet.

Die MaBinahmen, die wir in den Bundeslandern ge-
meinsam mit der Bundesregierung in den letzten
Wochen und Monaten verabredet haben, sind da-
her heute genauso wichtig wie vor zwei Monaten
und vor drei Monaten und wie im Friithjahr letzten
Jahres. Wir alle, meine sehr verehrten Damen und
Herren, miissen achtsam bleiben und uns an die
Regeln halten, ansonsten wird es uns nicht gelin-
gen, dieses Virus einzudammen.

(Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Zum Einwand, es stiirben aber nur die alten Men-
schen, Herr Timke, das stimmt. Im Wesentlichen
sind es, wenn Sie sich die Statistik ansehen, welche

Menschen sterben, die lebensalteren Menschen.
Was wollen Sie aber mit diesem Zwischenruf ei-
gentlich sagen? Wollen Sie damit sagen, das ist
dann nicht so schlimm, die sterben ja sowieso
schneller als die jungen? Ich kann dazu nur sagen,
diese Auffassung ist mit meinen Uberzeugungen
vollig unvereinbar. Wir haben — und das sage ich
heute noch einmal auf Ihren Zwischenruf hin — aus
gutem Grund in unserem Grundgesetz das Verbot
verankert, zu unterscheiden, was lebenswertes und
was nicht lebenswertes Menschenleben ist, sehr
geehrter Herr Timke!

(Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Deswegen geht es darum, dass wir auch diese
Menschen, nur weil sie lebensdlter sind, nicht auf-
geben.

(Zuruf Abgeordneter Jan Timke [BIW])

Lassen Sie mich eine zweite Vorbemerkung ma-
chen. Der Burgermeister hat tiber das Impfen ge-
sprochen. Ja, ich glaube, naturlich liegt der Schlus-
sel der Bekdampfung der Pandemie nicht langfristig
darin, dass wir unsere Grundrechte einschranken,
dass wir Begegnungen vermeiden, dass wir Kon-
takte einschranken, dass wir die Arbeitswelt be-
schranken, dass wir einen Lockdown haben, son-
dern der Schlussel fur die Bekampfung der Pande-
mie liegt darin, dass moglichst viele Menschen sich
gegen dieses Virus impfen lassen. Auch daran wird
von bestimmten politischen Kraften immer wieder
Kritik getibt: Warum haben wir uns eigentlich nicht
wie andere Lander auf der Welt nur auf uns selbst
konzentriert? Der Impfstoff ist doch zum Teil in
Deutschland entwickelt worden, warum versorgen
wir nicht zuerst die deutsche Bevolkerung, bevor
wir an Europa denken oder in die Welt exportieren?

Auch da will ich entschieden sagen: Der Schlissel
fur die Bekampfung der Pandemie liegt nicht bei
den Nationalstaaten. Gerade ein Land wie
Deutschland, das im Herzen Europas mit vielen
Nachbarn liegt, gerade ein Bundesland wie Bre-
men, das auf Internationalitat in seiner wirtschaftli-
chen Existenz zwingend angewiesen ist, kann doch
nicht nur auf sich selbst schauen. Wir brauchen
nicht nur in Europa, aber insbesondere in Europa
eine gemeinsame Strategie fur das Impfen. Wir
mussen dafur sorgen, dass nicht nur die Menschen
in Deutschland geimpft werden, genauso wie wir
dafir sorgen mussen, dass nicht nur die Menschen
in Bremen oder Bremerhaven geimpft werden, son-
dern wir mussen dafur sorgen, dass wir innerhalb
kurzester Zeit moglichst viele Menschen in Europa
mit dem Impfstoff versorgen konnen, um die Infek-
tionsgefahr in ganz Europa zu bekampfen.
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Deswegen darf es keinen nationalen Alleingang
geben und deswegen ist es richtig, dass die Bun-
desregierung zusammen mit den Staatschefs der
anderen europdischen Lander eine gemeinsame
Impfistrategie gefunden hat. Die war sehr voraus-
schauend, wir haben sehr frih reserviert, obwohl
wir noch gar nicht wussten, was am Ende fiir Impf-
stoffe dabei herauskommen. Wir wussten nicht,
wer am schnellsten ist, wir wussten nicht, wer den
besten Impfstoff haben wird. Es hat trotzdem schon
ein Obligo im Haushalt gegeben, um auch fir un-
sere Bevolkerung moglichst viele Impfdosen zu re-
servieren. Dieser Weg, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, der Bundesregierung und der
Bundeskanzlerin ist richtig gewesen. Nationale Al-
leingdnge bekdampfen die Pandemie nun einmal
gerade nicht!

(Beifall CDU)

Deswegen verbietet sich zurzeit auch jedwede Dis-
kussion dartiber, welche Erleichterungen oder wel-
che Rickgabe von Grundrechten wir denjenigen
zukommen lassen konnen, die sich impfen lassen.
Ich habe kein Verstandnis fiir das Vorpreschen des
BundesauBenministers in dieser Frage, nach dem
Motto: Wer geimpft ist, kann schon einmal ins Kino
gehen. Solange wir nicht in der Lage sind, allen
Menschen, die impfwillig sind, auch ein Impfange-
bot zu machen, verbietet sich jede Debatte dartiber,
wie wir mit Geimpften in Zukunft in Deutschland
umgehen. In dem Moment, in dem ich nicht jedem
das Angebot machen kann, kann ich auch nicht sa-
gen, dass diejenigen, die nicht geimpft werden,
weil sie nach dem nationalen Impfplan noch gar
nicht an der Reihe sind, dann anders behandelt
werden als die, die aufgrund ihres Lebensalters o-
der ihres Berufes friher an der Reihe gewesen sind.

Nein, meine Damen und Herren, tuber Erleichte-
rungen, Uber Lockerungen, tiber die Riickgabe von
Menschen- und Grundrechten, tiber die Aufhe-
bung und Lockerung von Kontakt- und Aufent-
haltsbeschrankungen konnen wir erst dann reden,
wenn wir allen Menschen die Gelegenheit gege-
ben haben, diesen Impfstoff auch fir sich in An-
spruch zu nehmen, vorher verbietet sich jedwede
Debatte dartiber.

(Beifall CDU)

Lassen Sie mich eine dritte Bemerkung machen:
Die Umfragen von heute belegen, dass die Men-
schen zunehmend verdrieBlich werden im Hinblick
auf die Einschrankungen, die wir ihnen zumuten.
Ich kann das — der Burgermeister hat es auch ge-
sagt — gut verstehen. Je langer die Kontaktbe-
schrankungen gelten, je langer wir den Lockdown

fir bestimmte Bereiche in unserer Wirtschaft ha-
ben, solange wir mit Einschrankungen in Schule
und Kita umgehen missen, je langer das dauert,
desto schwerer wird es fiir die Menschen, ja. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, aber umso
wichtiger ist es doch, dass wir die MaBinahmen, die
wir gemeinsam fur notwendig erachten, auch un-
verandert gemeinsam nach auflen vertreten.

Es stimmt, die Inzidenzzahl ist in Bremen, aber
auch im Bund, wieder rucklaufig: 115,3. Wer aber
behauptet, dass wir damit wieder dartiber reden
konnen, in welchem Umfang wir jetzt Lockerungen
und Erleichterungen vereinbaren, der tauscht sich.
Das sage ich auch ausdrucklich denen, die sagen:
Ihr habt ja gar keinen Plan, wie ihr Deutschland
wieder hochfahren wollt. Ich bin sehr froh, dass die
Ministerprasidentenkonferenz jetzt eine Arbeits-
gruppe eingesetzt hat, die uber die schrittweise
Offnung und Riicknahme der Beschrankungen mit-
einander reden will, aber, meine Damen und Her-
ren, nattrlich gibt es fir Deutschland einen Plan.
Einen Plan, der auch von allen mehrheitlich verant-
wortungsbewusst in den Landern und im Bund ge-
tragen wird.

Der Plan heilit, wir miissen, bis wir eine Her-
denimmunitat durch Impfung haben, den Inzidenz-
wert auf 50 beschranken. Das ist der Plan. Der ist
nicht neu und der ist nicht geandert worden, der
gilt seit fast einem Jahr — wir haben ihn einmal er-
fillt und wir haben ihn einmal nicht erfillt —, und
dieser Plan ist auch nicht willkitrlich. Dieser Plan
hat zum Inhalt, dass diese Zahl daraus abgeleitet
ist, dass unser Gesundheitssystem bei einem sol-
chen Inzidenzwert gewahrleisten kann, dass wir je-
dem Menschen eine bestmodgliche medizinische
Versorgung geben kénnen.

Solange wir diesen Wert, diese Inzidenz von 50
nicht erreichen, werden wir auch nicht in der Lage
sein, in Deutschland tiber die Riicknahme von Be-
schrankungen zu reden. Ich sage das in dieser
Deutlichkeit auch, weil sich natiirlich jeder
winscht, dass es jetzt schon Ankindigungen dafir
gibt, welche MaBBnahmen wir wann gegebenenfalls
und abhangig von welchen anderen Faktoren zu-
ruicknehmen koénnen. Ich sage, es gibt nur einen
Plan, und der Plan heift, wir missen eine Inzidenz
von 50 erreichen, bevor wir dariiber reden koénnen,
ob und in welchen Bereichen wir die jetzt verlan-
gerten Beschrankungen gegebenenfalls wieder zu-
ricknehmen miissen.

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch das sagen:
Auch da geht es nicht darum, nach Bevolkerungs-
gruppen oder nach Sparten zu denken. Ja, ich wiin-
sche mir auch, dass wir mit Kita und Schule mog-
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lichst schnell wieder in den Regelbetrieb zuruck-
kommen koénnen. Ich wiinsche mir aber auch, dass
wir moglichst schnell die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer im Einzelhandel wieder beschafti-
gen konnen. Ich winsche mir, dass wir moglichst
schnell die Menschen in der Gastronomie wieder
an ihren Arbeitsplatz zurtickkehren lassen kénnen.

Wenn es darum geht, einen Plan fiir die Lockerun-
gen von MaBnahmen zu entwickeln, dann kann es
nicht nur darum gehen, fur bestimmte Sparten Lo-
ckerungen zu vereinbaren, sondern wenn wir das
System Deutschland wieder hochfahren konnen,
dann muss das fir alle Sparten unserer Gesellschaft
gelten. Dann ist die Prioritat, es behutsam fir alle
zu machen und nicht vollstandig fur einige wenige,
meine sehr verehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Wir haben mit unserem Antrag, den wir vorgelegt
haben, deutlich gemacht, dass wir die Beschlisse
der Ministerprasidentenkonferenz von vergange-
nem Dienstag uneingeschrankt mittragen. Das
heiit nicht, dass wir als CDU-Btirgerschaftsfraktion
von jeder einzelnen dieser MaBnahmen in der jetzt
gefundenen Formulierung auch uberzeugt sind.
Wie bereits bei der letzten Ministerprasidenten-
konferenz auch bin ich von der Notwendigkeit der
Verscharfungen und jetzt der Verlangerung der
Kontaktbeschrankungen auf einen weiteren Haus-
halt mit einer weiteren Person nicht iiberzeugt. Ich
glaube, dass wir in der Frage kein Regelungsdefizit
hatten. Wahrscheinlich halten sich 90 Prozent der
Menschen an diese Regel, wie sie sich auch an die
Regel mit zwei Haushalten und finf Personen ge-
halten haben.

Wir haben ein Vollzugsproblem. Das Problem ist
doch, dass die Infektionsubertragung stattfindet,
weil sich die Menschen nicht an diese Regel halten.
Dann macht es wenig Sinn, die Regel zu verschar-
fen, weil sich die, die sich an die bisherigen Regeln
nicht gehalten haben, wahrscheinlich auch an die
verscharften Regeln nicht halten werden. Deswe-
gen bin ich davon nicht uiberzeugt.

Ich bin auch nicht davon uberzeugt, was die FDP
jetzt beantragt, dass sie sagt, wir wollen eine Aus-
nahmeregelung nur in Bremen. Wer sich aulerhalb
des befriedeten Besitztums, so heifit das sinnge-
mal, befindet, der darf sich mit fiunf Personen aus
zwei Haushalten treffen. Der Auffassung kann man
sein. Ich personlich hatte mir gewtnscht, dass wir
bei der vorbestehenden Regelung mit den fiinf Per-
sonen aus zwei Haushalten bleiben. Wenn man
nun aber eine nationale Verstandigung gefunden
hat, die bei den Kontaktbeschrankungen bundes-
weit einheitlich sagt, wir wollen es so haben, dann

kommt es ehrlicherweise auf meine Meinung, auf
die Meinung der CDU-Birgerschaftsfraktion und
auf die Meinung der FDP nicht mehr an, weil es viel
wichtiger ist, dass wir in Deutschland insgesamt
eine gemeinsame Regel finden, als dass jeder jede
Verastelung der Regelung, die gefunden worden
ist, fur 100-prozentig uberzeugend halt.

Deswegen werden wir den Antrag der FDP-Frak-
tion ablehnen. Wir sind der Auffassung, der Be-
schluss der Ministerprasidentenkonferenz zu den
Kontaktbeschrankungen muss auch in Bremen
eins-zu-eins umgesetzt werden, und deswegen
werden wir diesen Beschluss mittragen, meine sehr
verehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Mit unserem Antrag, den wir vorgelegt haben, be-
gehren wir vom Senat eine Richtungsanderung in
drei einzelnen Bereichen unterhalb der Beschluss-
lage der Ministerprasidentenkonferenz, aber es hat
naturlich einen Bezug zu dieser Debatte, und des-
wegen lassen Sie mich das an zwei Beispielen deut-
lich machen.

Der erste Punkt ist der Bereich Bildung, insbeson-
dere das Thema SchulschlieBung. Ich glaube, ein
GroBteil der zunehmend sinkenden Akzeptanz fir
die Beschrankungen liegt auch daran, dass es ge-
rade in diesem Punkt bei der Frage, wie Kita- und
Schulbesuch in Deutschland organisiert sind, einen
Flickenteppich gibt. In diesem zentralen Punkt ist
es nicht gelungen, zu einer bundesweit einheitli-
chen Losung zu kommen.

Herr Birgermeister, ja, es mag so sein, dass die
Halfte der Lander die Prasenzpflicht aussetzt und
die andere Halfte der Lander die Schulen schlief3t,
aber mit diesen beiden Modellen ist nicht die Lage
in Deutschland beschrieben. In Landern, die die
Prasenzpflicht aussetzen, wie Bremen, gibt es den
Appell der Bildungssenatorin: Schickt eure Kinder
hin, Unterricht findet nur in der Schule statt, ge-
wdhrleisten konnen wir guten Unterricht nur in
Prasenz. In Hessen beispielsweise, wo die Prasenz-
pilicht ausgesetzt wird, sagt die Bildungsministe-
rin: Lasst eure Kinder zu Hause! Also, aus der Sys-
temfrage ,Prasenz oder SchulschlieBung?” folgt
noch nicht, dass es in Deutschland nur diese zwei
Wege gibt.

Ich hatte mir gewtinscht — das sage ich an dieser
Stelle ausdriicklich —, dass sich der Vorschlag aus
dem Bundeskanzleramt in der Ministerprasiden-
tenkonferenz durchsetzt. Der wére einheitlich ge-
wesen. Der hétte festgelegt, dass es in allen 16 Bun-
deslandern SchulschlieBungen mit Notbetreuung
fir Menschen gibt, die darauf angewiesen sind, ihr
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Kind betreuen zu lassen, oder wenn das Kind Be-
treuungsbedarf hat. Ich hatte mir gewtinscht, dass
wir dies bundesweit einheitlich umsetzen. Ich bin
ein uberzeugter Anhanger des Foderalismus, aber
in dieser Pandemielage darf es keine 16 unter-
schiedlichen Regelungen zum Betrieb von Kitas
und Schulen geben.

In dieser Pandemielage hatte ich mir gewunscht,
dass wir in Deutschland einheitliche Regeln finden,
und es ware nur die Losung verantwortbar gewe-
sen, zu sagen, wir schlieBen die Schulen bis zum
14. Februar dieses Jahres, wir stellen sicher, dass in
dieser Zeit Distanzunterricht flachendeckend fiir
alle Schiilerinnen und Schiiler stattfindet, wir ge-
hen danach in den Wechselunterricht in Halbgrup-
pen, bis wir ein Infektionsgeschehen haben, das es
uns erlaubt, wieder vollstandigen Prasenzunter-
richt zu gewdhrleisten.

Das wdare aus meiner Sicht auch fiir Bremen und
Bremerhaven der richtige Weg gewesen und ich
bedaure sehr, dass dieser Vorschlag des Bundes-
kanzleramtes insbesondere durch den Widerstand
der SPD-gefiihrten Lander am Ende nicht Wirklich-
keit geworden ist. Ich hatte mir gewtnscht, dass
wir diese einheitliche, nachvollziehbare und be-
grundete Losung in ganz Deutschland gefunden
hatten, meine sehr verehrten Damen und Herren!

(Beifall CDU - Zuruf Abgeordnete Petra Krimpfer
[SPD])

Deswegen will ich auch sagen, die Debatte, die sich
jetzt in Bremen wieder dariiber entfacht, finde ich
nicht zielfithrend. Es wird gesagt, wir wollen die
Prasenzpflichten aussetzen, weil wir insbesondere
Kindern aus sozial schwierigen Verhaltnissen die
Gelegenheit geben wollen, am Prasenzunterricht
teilzunehmen. Nun haben wir die Statistik bekom-
men, die uns dankenswerterweise zugesagt wor-
den ist, in welchem Umfang Prasenzpflichten nach
Stadtteilen in Anspruch genommen werden. Am
starksten ist der Prasenzunterricht unverandert und
nachvollziehbar in den Grundschulen, aber auch
hier kann man nicht sagen, dass in den sozial be-
nachteiligten Stadtteilen der Schulbesuch nun
deutlich hoher ist als in den nicht sozial benachtei-
ligten Stadtteilen.

Wir haben hohe Grundschulbesuchsquoten in
Schwachhausen, in Oberneuland, in Borgfeld, der
frihere Biirgermeister wiirde sagen, in den ,Prob-
lemstadtteilen” in Bremen. Wenn Sie sich aber ein-
mal anschauen, wie es an den weiterfiihrenden
Schulen aussieht, dann stellen Sie fest, dass wir ins-
besondere in den Stadtteilen mit besonderen sozi-
alen Problemlagen ganz niedrige Prasenzquoten in
den Schulen haben.

Deswegen ist doch das Ergebnis genau wie bei der
Kita auch, wenn Sie sich das regional anschauen:
Es ist gerade nicht so, dass das Angebot an Pra-
senzkita und Prasenzunterricht insbesondere von
den Familien in Anspruch genommen wird, deren
Kinder in besonderer Weise auf Betreuung und Bil-
dung angewiesen sind. Es wird insbesondere in
den Stadtteilen in Anspruch genommen, in denen
es sowieso eine hohe Bildungsaffinitdt gibt. Die
Mar also, wir miissten das o6ffnen und offenhalten
und appellieren, dass die Kinder in die Schule kom-
men, um gerade Kindern aus sozial schwierigen
Verhaltnissen die Moglichkeit zur Teilnahme an
Bildung zu geben, die ist mit dieser Statistik wider-
legt.

Die Frage ist doch, wer jetzt eigentlich dartuber ent-
scheidet, wer zur Schule geht und wer nicht zur
Schule geht. Die Unterrichtspflicht ist ja nicht nur
die Pflicht der Eltern und der Schiilerinnen und
Schiller, zur Schule zu gehen. Unterrichtspflicht
beinhaltet fur die CDU-Fraktion auch, dass der
Staat sicherzustellen hat, dass Unterricht stattfin-
det. Schauen Sie sich doch einmal die vielen ein-
zelnen Berichte an, die veroffentlicht werden und
die auch an Sie personlich herangetragen werden,
wie ich weil}. Wie wird denn die Situation zurzeit
wahrgenommen?

Zurzeit entscheiden Schulleitung, Lehrerinnen und
Lehrer - tibrigens gegen den eigenen Willen — dar-
uber, ob am nachsten Tag Unterricht stattfindet o-
der nicht. In WhatsApp-Gruppen wird am Abend
vorher festgelegt, ob die Schiilerinnen und Schiiler
am nachsten Morgen zur Schule kommen sollen, ob
Prasenzunterricht stattfindet. Eltern sind verunsi-
chert, weil sie jetzt nicht wissen, ob sie dem Appell
der Bildungssenatorin folgen und ihre Kinder zur
Schule schicken sollen. Mir wird berichtet, dass El-
tern vor der Schule stehen und dariber diskutieren,
ob sie ihr Kind jetzt hineinschicken oder nicht hin-
einschicken.

Meine Damen und Herren, Sie delegieren die
Ihnen obliegende Pflicht zur Gewahrleistung von
Unterricht jetzt an Eltern, an Schilerinnen und
Schiiler und an Lehrerinnen und Lehrer, und das
fuhrt dazu, dass es vollige Willkir gibt, welches
Kind zum Unterricht erscheint und welches Kind
nicht.

(Zuruf Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD])

Wenn die Bildungssenatorin Recht hat, wenn sie
sagt, Unterricht konnen wir nur gut im Prasenzun-
terricht garantieren, dann ist das das Eingestandnis
des Unvermogens und des Versagens. Unterricht
muss auch gewahrleistet werden, wenn die Kinder
nicht zur Schule gehen, aus welchen Grinden auch
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immer, wenn die Eltern sich dagegen entscheiden,
ihr Kind dem Infektionsrisiko auszusetzen, weil es
zum Beispiel bei den GroBeltern betreut wird und
man gerade kein erhohtes Risiko im Schul- oder
Kitabetrieb eingehen will.

Meine Damen und Herren, wir dirfen die Verant-
wortung fur die Bildung von Kindern und fur das,
was stattfindet, nicht den Eltern und den Lehrerin-
nen und Lehrern und den Schulleitungen tberlas-
sen, das ist unsere politische Verantwortung. Wir
haben die Pflicht, Unterricht zu garantieren, und
diese Pflicht muss auch wahrgenommen werden,
und diese Pflicht wird in den bestehenden Rege-
lungen nun einmal gerade nicht wahrgenommen.
Sie gewahrleisten keinen flachendeckenden Un-
terricht in Bremen und Bremerhaven mehr, und das
ist der Fehler Ihrer Vorgehensweise.

(Beifall CDU, FDP)
Wenn Sie sagen, es gabe keinen Bremer Weg — —.

(Abgeordneter Mustafa Gungor [SPD]: Bremer
Weg, aber nicht Sonderweg!)

Doch, es ist ein Sonderweg, Herr Gungor, diesen
Weg gibt es ja nicht einmal in Bremen einheitlich.
Sie schaffen es ja nicht einmal, mit Bremerhaven
gemeinsam zu einem Weg zu kommen.

(Beifall CDU)

Da koénnen Sie doch nicht sagen, es ist ein Bremer
Weg. Es ist ein Stadtbremer Weg, das kann viel-
leicht sein, das will ich vielleicht einrdumen, aber
nattirlich hat der Schulstadtrat in Bremerhaven vol-
lig recht, wenn er wie viele andere auch sagt: Lasst
eure Kinder zu Hause, wir gewdhren Notbetreu-
ung, aber wir stellen Distanzunterricht sicher, wir
wollen Wechselunterricht. Meine Damen und Her-
ren, horen Sie diese Appelle doch endlich von den
Betroffenen, nicht nur vom Stadtrat aus Bremer-
haven,

(Beifall CDU)

sondern auch von den Lehrerverbanden, von den
Schulleitungen, die alle an Sie die dringende Bitte
richten: Sorgen Sie fir Klarheit, regeln Sie einheit-
lich fiir alle Schulen und aller Schiilerinnen und
Schiiler in Bremen das Vorgehen! Sagen Sie ganz
klar, bis zum 14. Februar findet Distanzunterricht
statt, den konnen wir gewdhrleisten! Sagen Sie
ganz klar, danach findet Wechselunterricht statt!
Es ist doch absurd, dass wir Betrieben verbieten,
Mitarbeiter bei sich im Betrieb zu beschaftigen,
dass wir appellieren, nicht gemeinsam im Bus zu
sitzen, damit dann am Ende 25 Kinder ohne Maske
in einer Grundschule in einem Klassenraum sitzen,

meine Damen und Herren! Das ist nicht konsistent
und das verwirrt die Menschen und das verhindert
die Akzeptanz von Losungen.

(Beifall CDU)

Deswegen sagen wir, im Bildungsbereich wollen
wir zu einem klaren und verlasslichen Modell der
Unterrichtssituation. Das betrifft iibrigens auch die
Frage der Abiturprifungen. Nur mit der Verschie-
bung des Prufungstermins ist das Problem nicht ge-
lost. Ja, es gibt die Schiulerinnen und Schiler, die
sagen, ich brauche mehr Zeit fur die Vorbereitung
auf mein Abitur.

Es gibt aber auch die, die sagen, wie wir heute
Morgen gerade noch wahrend dieser Debatte als
Mail, vielleicht nicht nur ich, sondern viele andere
von Thnen auch, als Mitteilung bekommen haben:
Ich will am urspriunglichen Termin meine Prufung
machen, weil ich danach schon andere Termine
habe, die ich zwingend einhalten muss, Aufnahme-
prufungen an Hochschulen und Universitaten bei-
spielsweise. Ich will ein Medizinstudium aufneh-
men, woflr zwingend erforderlich ist, einen Test zu
absolvieren, der fallt jetzt genau in die Zeit, in die
die Abiturprifung verlegt worden ist.

Meine Damen und Herren, es muss doch moglich
sein, dass Sie auch bei den Abschlissen ein groft-
mogliches MaB an Flexibilitat ermoglichen. Das be-
deutet fir uns als CDU-Fraktion, ja, es muss die
Moglichkeit geben, am urspringlichen Termin
seine Abiturleistung und seine Jahresabschluss-
leistungen zu erbringen. Es muss fur die, die sagen,
ich brauche mehr Vorbereitungszeit, die Moglich-
keit geben, ein zweites Prifungsfenster zu 6ffnen.
Es muss sicherlich auch die Moglichkeit einer Ver-
langerung geben fur diejenigen, die sagen, ich
habe jetzt eigentlich seit Oktober letzten Jahres
keinen strukturierten Unterricht mehr wahrneh-
men konnen, ich fiithle mich nicht gut vorbereitet
auf meine schulische Abschlussprifung in diesem
Jahr, lasst mich doch bitte ein Jahr langer zur
Schule gehen, damit ich mich griundlich auf diesen
Abschluss vorbereiten kann.

Diese drei Moglichkeiten miissen wir doch in unse-
rem System sicherstellen kénnen, wir miissen je-
dem Schiiler und jeder Schiilerin die Moglichkeit
geben, den Abschluss nach bestmoglichen Vorbe-
reitungen zu machen, und dafiir brauchen wir
diese Flexibilitat und nicht nur einen Termin. Wir
miissen zulassen, dass die Schiilerinnen und Schii-
ler sich auf ihre Abschlussprifung gut und zuver-
lassig vorbereiten konnen, und das fordern wir mit
unserem Antrag.

(Beifall CDU)
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Der zweite Teil, zu dem ich kurz etwas sagen will —
ich wei}, meine Uhr lauft, aber der Birgermeister
hat auch einen Tick langer geredet —, das ist der
Teil des offentlichen Personennahverkehrs. Auch
hier, so sage ich ganz deutlich, hatte ich mir ge-
wiinscht, dass sich der Vorschlag der Bundeskanz-
lerin und aus dem Bundeskanzleramt durchsetzt.
Darin stand namlich, dass in 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln grundsatzlich eine Begrenzung der Fahr-
gastzahlen organisiert wird, und zwar stand darin:
ein Drittel der zuldassigen Gesamtzahl.

Wer mit offenen Augen durch die Stadt geht und
schaut, was in Bussen und Straenbahnen passiert,
und zwar nicht nur auf der Linie in das GVZ, son-
dern flachendeckend, der stellt fest, dass Abstands-
und Hygieneregeln in 6ffentlichen Verkehrsmitteln
nicht eingehalten werden. Deswegen brauchen wir
eine Hochstzahl von zu beférdernden Fahrgasten
fur solche offentlichen Verkehrsmittel. Ja, es mag
sein, dass man dann auch einmal auf den nachsten
Bus oder die nachste Bahn warten muss. Sie miis-
sen beim Backer auch warten, wenn schon zwei im
Laden sind und Sie sich Brétchen kaufen wollen. Es
gibt Uberall eine Beschrankung der hochstens zu-
lassigen Personenzahl. Es gibt sie in allen offentli-
chen Bereichen, es gibt sie in allen Geschaften, es
gibt sie in allen Dienststellen, die wir 6ffentlich be-
treiben, tiberall gibt es eine Hochstzahl von Teil-
nehmenden. Warum gibt es die eigentlich nicht im
OPNV?

Wir konnen das Infektionsgeschehen nur dann
auch verbindlich in o6ffentlichen Verkehrsmitteln
bekampfen, wenn wir dafiir sorgen, dass nur eine
bestimmte Anzahl von Menschen in einem solchen
Verkehrsmittel mitfahrt. Die Zustande, wie sie zur-
zeit herrschen, sind schwer ertraglich und auch
nicht vermittelbar, und es macht auch keinen Sinn,
dass wir die Menschen tiberall in ihren Kontakten
beschranken und sagen, Busfahren und Bahnfah-
ren durft ihr aber dicht an dicht.

Deswegen hatte ich mir gewtinscht, dass auch die-
ser Beschluss in der Ministerprasidentenkonferenz
getroffen worden wére, aber ich winsche mir jetzt,
dass wir diesen Beschluss zumindest in Bremen
umsetzen. Wir miussen die Flexibilitdt haben, bei
den Anbietern unserer 6ffentlichen Verkehrsmittel
durch Verdichtung und Verdunnung von Strecken-
netzen dafiir zu sorgen, dass es Hochstfahrgastzah-
len gibt.

Lassen Sie mich einen letzten Punkt kurz anspre-
chen. Das betrifft die Frage: Gibt es nicht auch
Moglichkeiten, Erfahrungen fir Bremen zu uber-
nehmen, was besonders fur vulnerable Gruppen
gilt? Ja, ich habe festgestellt, der Senat wird jetzt

sicherstellen, dass Menschen bestimmter Alters-
gruppen mit dem Taxi zum Impfzentrum fahren
konnen, das finde ich gut.

Gibt es aber nicht Moéglichkeiten, fiir diese Bevol-
kerungsgruppen auch andere exklusive Losungen
zu finden, beispielsweise wie in Tubingen be-
stimmte Einkaufszeiten auf Wochenmaérkten oder
in Supermarkten zu regeln und zu sagen, die ersten
zwei Stunden dirfen Menschen im Alter von tiber
65 Jahren einkaufen, um das Ansteckungsrisiko zu
senken? Gibt es nicht die Moglichkeit, dass wir die-
sen Menschen anbieten, zum OPNV-Tarif mit dem
Taxi zu fahren? Ich weil}, das kostet Geld, aber wir
haben einen Coronasondertopf mit 1,2 Milliarden
Euro und wir reden tiber eine tberschaubare
Summe. Ich glaube, es ist sinnvoll, dass wir in die-
sem Bereich noch einmal nachsteuern.

Insgesamt sage ich deswegen: Ja, die Beschlusse
der Ministerprasidentenkonferenz werden von der
CDU-Biurgerschaftsfraktion in Bremen insgesamt
mitgetragen. Das heilit nicht, dass man sich an der
einen oder anderen Stelle nicht etwas anderes
hatte vorstellen konnen, aber hier geht es darum,
fur Deutschland insgesamt verlassliche Regeln zu
treffen. Ja, wir glauben, dass wir in Bremen vieles
besser machen konnen in der Bildung, im o6ffentli-
chen Personennahverkehr und auch bei der Frage,
wie wir zusdtzliche Erleichterungen fiir besonders
vulnerable Gruppen erreichen konnen.

Ich hoffe, dass wir mit diesen Maflnahmen mit mog-
lichst geringem Schaden durch die Krise kommen.
Wir haben in Bremen, Stand heute, 248 Tote infolge
einer Covid-19-Erkrankung, das sind 248 Men-
schen zu viel und Schicksale, die uns nachdenklich
machen mussen. Deswegen lassen Sie uns weiter
um den bestmoglichen Weg streiten und lassen sie
uns die MafBnahmen, die die Ministerprasidenten-
konferenz getroffen hat, moglichst geschlossen
auch in Bremen umsetzen. — Vielen Dank!

(Beifall CDU)

Priasident Frank Imhoff: Als nachster Redner hat
der Abgeordnete Mustafa Gungor das Wort.

Abgeordneter Mustafa Giingor (SPD): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Am letzten Montag war der soge-
nannte Blue Monday, ein Tag, den der britische
Psychologe Dr. Cliff Arnall ins Leben gerufen hat.
Der Blue Monday wird auch als deprimierendster
Tag des Jahres bezeichnet. Das Wetter ist schlecht,
die Vorsatze des neuen Jahres funktionieren nicht
wie vorgenommen und der Finanzdruck von Weih-
nachten ist noch spiirbar.
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Leider muss ich erganzen: Dass wir gelernt haben,
in einer Pandemie zu leben, hat den vergangenen
Montag vielleicht noch etwas herausfordernder ge-
macht. Von vielen Burgerinnen und Burgern, Be-
kannten, Nachbarinnen und Nachbarn, Kollegin-
nen und Kollegen, Freundinnen und Freunden -
Ihnen wird es dahnlich gehen — ist zu héren: Wie
lange missen wir noch durchhalten, wann haben
wir unser normales Leben zuriick und vor allem,
wie geht es in den nachsten Tagen und Wochen
weiter? In der Tat verlangen uns diese ersten Wo-
chen des Jahres wirklich viel ab, eine kraftezeh-
rende Zeit.

(Vizeprasidentin Antje Grotheer tibernimmt den
Vorsitz.)

Es gibt aber auch Entwicklungen, die vielleicht ein
wenig Hoffnung machen. Es wurde bereits betont,
der Inzidenzwert in Bremen liegt derzeit relativ
niedrig, und ich betone ausdricklich: derzeit, weil
es, wie schon in den vergangenen Debatten immer
erwahnt, eine Momentaufnahme ist. Trotzdem ist
es aber eine hoffnungsvolle Entwicklung, den nied-
rigsten Inzidenzwert bundesweit zu haben, meine
Damen und Herren!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Eine weitere gute Entwicklung, die hier sicherlich
auch die Opposition — vielleicht die FDP — noch be-
sonders erwdhnen wird — die CDU ist darauf nur in
Teilen eingegangen, sie wird das vielleicht noch
nachholen —, ist ja auch die Impfstrategie bezie-
hungsweise das Tempo, mit dem wir impfen. Ich
glaube, wir kénnen zu Recht stolz darauf sein, dass
unsere Impfquote von 1,9 Prozent tiiber dem Bun-
desdurchschnitt von 1,6 Prozent liegt, und in den
nachsten Wochen beginnt die Impfung der tiber 90-
Jahrigen, die zu Hause leben. Die erste 90-Jahrige
im Impfzentrum wurde wohl gestern geimpft.

Bremen hat zudem entschieden, dass die Kosten fur
eine Taxifahrt zum Testzentrum fiir alle Menschen
ab 80 Jahren tibernommen werden. Diese voraus-
schauende Planung wird dazu beitragen, die Impf-
quote weiter deutlich zu erh6hen, und ist erneut ein
wichtiges Signal. Wir, meine Damen und Herren,
wollen die dltere Wohnbevolkerung in Bremen un-
terstutzen und die Zugange erleichtern.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Daher gilt an dieser Stelle besonders den insgesamt
17 mobilen Impfteams und den Helfenden, die in
unseren beiden Impfzentren in Bremen und Bre-
merhaven tagtaglich eine grofle Leistung vollbrin-
gen, unser Dank.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Kollege Rowekamp, der Biirgermeister hat es, finde
ich, sehr diplomatisch noch einmal hier in Erinne-
rung gerufen: Erinnern Sie sich wirklich noch an
den Tag, an dem Sie dem Senat in einer Aktuellen
Stunde, namlich am 18. November 2020, vorgewor-
fen haben, dieser Senat wirde zu wenig im Kampf
gegen die Pandemie unternehmen? Erinnern Sie
sich, dass Sie damals den hohen Inzidenzwert auf
Versaumnisse der bremischen Politik zuruckfihr-
ten? Wurden Sie jetzt den niedrigen Inzidenzwert
auf eine konsequente und richtig handelnde Regie-
rung zurickfihren? Ich will Thre Antwort da nicht
wirklich héren, und kann Ihnen nur sagen, an dem
entschlossenen Kurs dieser rot-grin-roten Regie-
rung hat sich nichts geandert. Einzig ihre Forde-
rung lauft, wie so haufig, ins Leere.

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Wobei man da sagen muss, da haben Sie es noch
nicht geschafft — daruber bin ich auch froh -, die
FDP an dieser Stelle zu tiberholen.

Bremen wurde kirzlich in der Presse als Corona-
vorbild bezeichnet. Das ware doch auch einmal fur
die Opposition ein guter Aufhanger fur eine Initia-
tive. Eines zeigt die aktuelle Situation deutlich: Un-
ser Senat hat in dieser Krise besonnen und mit frih-
zeitigen MaBnahmen unterstitzt, und da gebuhrt
hier der Dank dem gesamten Senat und selbstver-
stdndlich auch unserem Birgermeister fur die

(Beifall SPD)

wirklich intensiven und kréaftezehrenden Tage und
Wochen, die wir hinter uns haben.

Keine und keiner der hier anwesenden und nicht
anwesenden Senatorinnen und Senatoren macht
sich in irgendeiner Form eine Entscheidung leicht.
Es wurde bereits gesagt, es ist auch schwierig, in
dieser Situation zu wissen, was eigentlich die rich-
tige oder die falsche Entscheidung ist. Deshalb bin
ich froh, dass auch die bremische Bevolkerung mit-
macht, und das wurde dieser Bevolkerung ja von
Thnen, seitens der CDU, wie wir in einer fritheren
Debatte zu Kulturkreisen noch einmal von Thnen
gehort haben, nicht zugetraut, dass wir hier gewis-
senhaft und verantwortlich mit einer Maskenpflicht
die Zahlen verbessern, und das hat geklappt. Das
hat gezeigt, dass wir mit unseren MafBnahmen, mit
unserem gemeinsamen Weg im Kampf gegen die
Pandemie zumindest im Augenblick gut voran-
kommen. Besonders in den Stadtteilen, in denen
wir schwierige Entwicklungen haben, hat sich die
Zahl durch den Einsatz von Streetworkern und wei-
teren Mafinahmen deutlich verbessert. Diesen Weg
wollen wir auch konsequent weitergehen, meine
Damen und Herren!
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(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Was konnte die Zahlen noch mit beeinflusst haben?
Das ist ja in der Tat schwierig und da muss man si-
cherlich auch sehr vorsichtig in der Bewertung
sein. Trotzdem aber — das will ich an dieser Stelle
erwahnen — war die Aktion, kostenlose FFP2-Mas-
ken an Burgerinnen und Birger uber 65 Jahre zu
verteilen, viel beachtet. Ganz so falsch kann es ja
nicht gewesen sein, wenn man sich die Entwick-
lung und die Diskussionen der letzten Wochen an-
schaut.

Hiermit wurde, glaube ich, ein wichtiger Grund-
stein im Kampf gegen das weitere Infektionsge-
schehen gelegt, und wenn meine Zahl mich hier
nicht trigt, wurden 1,75 Millionen Masken verteilt.
Dass nun auch bundesweit darauf gesetzt wird,
zeigt, dass es eine richtige Malnahme war. Es war
richtig, dass Bremen frihzeitig auf diese MaB-
nahme gesetzt hat. Jede verteilte Maske hat viel-
leicht eine Infektion verhindert, vielleicht damit
auch potenziell ein Leben geschiitzt, wir wissen es
nicht, einen Platz auf der Intensivstation freigehal-
ten oder auch nicht unsere zusatzlichen Kapazita-
ten belastet. Ja, die Aktion war nicht perfekt, und
so sehr der Hohn bei manchen ja auch wie Scha-
denfreude in der Offentlichkeit klang, es war abso-
lut richtig, diese Aktion zu machen, meine Damen
und Herren!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Die personelle Aufstockung der Scouts gewahrleis-
tet im Augenblick auch eine gute Kontaktnachver-
folgung, anders als uns der CDU-Antrag das heute
suggerieren mochte. In der Regel werden eine po-
sitiv getestete Person und deren Kontaktpersonen
noch am selben Tag der Ergebnistbermittlung
kontaktiert. Das Gesundheitsamt ist hier inzwi-
schen wieder bei 100 Prozent Kontaktnachverfol-

gung.

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: End-
lich!)

Ja, endlich, aber Sie suggerieren in Threm Antrag
etwas anderes.

(Abgeordneter Thomas Rowekamp [CDU]: Nein,
wir wollen das nur fiir die Zukunft auch sicherge-
stellt wissen!)

Ich hoffe, und daran miissen wir gemeinsam blei-
ben, dass das fiir die Zukunft auch sichergestellt
wird, selbstverstandlich.

(Abgeordneter Thomas Rowekamp [CDU]: Dann
konnen wir es ja auch beschliefen!)

Meine Damen und Herren, auf die Stadtteile bin
ich schon eingegangen, ich glaube, die Entschei-
dung, die Maskenpflicht in bestimmten Stadtteil-
zentren auszuweiten, war eine absolute richtige.
Auch hier wollen wir, wenn notig, die Informations-
lage fiir die Bevolkerung noch weiter verbessern.
Wenn weitere Streetworker nétig sind, wenn wei-
tere Menschen auf der Strafe noétig sind, um die
Bevolkerung aufzuklaren, um diese MafBinahmen
einzuhalten, dann werden dieser rot-griin-rote Se-
nat und unsere Birgerschaftsfraktion der Regie-
rungskoalition diesen Kurs weiterhin intensiv un-
terstutzen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Selbstverstandlich ist Bremen da jetzt auch keine
Insel der Seligen. Auch wenn diese genannten
MaBnahmen die ersten Wirkungen zeigen, sind wir
deutschlandweit in der Tat noch weit davon ent-
fernt und auch noch von der Zielmarke 50 entfernt.
AuBerdem macht uns Sorge, was uns die Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler uber die neue
Mutation des Coronavirus erzdahlen beziehungs-
weise noch nicht erzahlen konnen, weil die Lage
einfach noch sehr unklar ist, und deshalb missen
wir darauf reagieren. Ich will es kurz zusammen-
fassen: Deshalb ist es wichtig und auch richtig ge-
wesen, dass sich die Regierungschefinnen und -
chefs gemeinsam mit Bundeskanzlerin Angela
Merkel auf eine Verscharfung der Regeln geeinigt
haben. Die SPD-Fraktion unterstiitzt diese neuen
Regelungen.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, wie im Beschluss fest-
gehalten ist es wichtig, dass alle Anstrengungen
auch gemeinsam erfolgen, denn bei sinkenden re-
gionalen Inzidenzen besteht naturlich bei unter-
schiedlichen MaBnahmen in den verschiedenen
Landkreisen auch die Gefahr, dass es zu Ausweich-
bewegungen der Blrgerinnen und Biirger kommt,
die das Infektionsgeschehen wieder hochschnellen
lassen. Die Fortfihrung des Lockdowns bis zum 14.
Februar ist daher die logische Konsequenz. Bei den
MaBnahmen wird aus unserer Sicht auch mit Au-
genmal an den wichtigen und richtigen Stellen
nachjustiert, wahrend die bewahrten Regeln beste-
hen bleiben, wozu beispielsweise die Kontaktbe-
schrankungen zdhlen. Weiterhin gilt, dass sich Per-
sonen eines Haushaltes mit einer weiteren Person
treffen konnen. Ich glaube, noch weiter zu ver-
scharfen wurde nicht funktionieren und wiurde
auch keine Akzeptanz finden, aber so wie es die
FDP-Fraktion heute fordert, auch diese Regelung
wieder auf fiinf Personen zu erhohen, das werden
wir als Regierungskoalition heute nicht mittragen,
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(Beifall SPD, Bindnis 90/Die Grinen, DIE LINKE)

weil wir auch dabei bleiben, bei der Bewertung, die
wir in den vergangenen Wochen hier abgegeben
haben: Die gute Entwicklung in Bremen ist eine
Momentaufnahme und das kann sich jeden Tag
wieder verandern. Dieser rot-grin-rote Senat wird
sich nicht auf diesen guten Inzidenzwerten ausru-
hen, sondern wird seinen strikten Kurs genauso
weiterverfolgen, und deshalb macht es jetzt, liebe
FDP-Fraktion, keinen Sinn, wahrend sich alle Bun-
deslander darauf verstandigt haben, diese Kontakt-
beschrankungen bei einer Person zu belassen, sie
zu erweitern und auf die funf Personen wieder zu-
rickzugehen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Eine Verscharfung gibt es hingegen bei der Mas-
kenpflicht. Fortan gilt, dass im OPNV und in den
Einrichtungen der taglichen Versorgung das Tra-
gen von medizinischen Masken oder Masken nach
dem FFP2-Standard vorgeschrieben wird, und uns
als SPD ist in diesem Zusammenhang besonders
wichtig — das hat auch der Bilirgermeister betont —,
dass dies nicht zu Lasten des Geldbeutels von Ge-
ringverdienern geht. Es muss gewahrleistet sein,
dass Personen mit niedrigem Einkommen die Mas-
ken ebenfalls erhalten kénnen. Deswegen hat der
Senat angekindigt, dass allen Burgerinnen und
Burgern kostenlose Masken zur Verfugung gestellt
werden. Eine sehr gute MafBnahme, eine richtige
MaBnahme, meine Damen und Herren!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Mit Blick auf die Kinderbetreuungseinrichtungen
und Schulen zeigt sich in der bundesweiten Dis-
kussion, wie schwierig die Lage ist. Es ist immer
eine Abwagung zwischen dem Infektionsschutz ei-
nerseits und dem Recht auf Bildung andererseits.
Wir als SPD richten unser Augenmerk insbeson-
dere auf jene Kinder, die keine ausreichende Un-
terstitzung und Forderung im Homeschooling er-
halten kénnen, und weil der Anteil der Kinder, die
in bildungsbenachteiligten Lebensumstanden auf-
wachsen, im Land Bremen leider besonders hoch
ist, gilt es, diese Kinder nicht allein zu lassen.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ich will es an dieser Stelle trotzdem noch einmal
betonen, es bringt nichts, immer wieder von einem
Sonderweg zu sprechen. Alles, was im Rahmen der
MPK-Beschlisse moglich ist, kann auch kein Son-
derweg sein. Ich glaube, Sie versuchen mit diesem
Begriff die Offentlichkeit zu verunsichern. Ich
glaube, das ist in dieser Pandemie, in dieser Situa-
tion nicht angebracht.

Der Weg in Bremen wird dahin fortgesetzt, dass die
Schulen offen bleiben, wir halten das fur richtig,
wahrend die Prasenzpflicht ausgesetzt wird. Den-
noch sind wir auch im Bereich der Bildungspolitik
angehalten, auf die neue Virusmutation zu reagie-
ren. Deswegen mochte der Senat zum Beispiel im
Bereich der Kindertagesbetreuung den einge-
schrankten Regelbetrieb und in den Grundschulen
und Foérderschulen und den Klassen fiinf und sechs
ein Wechselmodell mit Halbgruppen, von dem sich
der Senat erhofft, dass noch mehr Kinder das An-
gebot wahrnehmen.

Jetzt hat Kollege Rowekamp hier die Statistik von
gestern mit erwahnt und Zahlen herausgegriffen.
Ich glaube — das sage ich ganz offen —, diese Statis-
tik hilft uns nicht weiter. Sie hilft uns nicht weiter,
Kollege Rowekamp, weil Sie hier Zahlen zitiert ha-
ben, ich zitiere jetzt einfach einmal andere Stadt-
teile: In Schwachhausen liegt der Prasenzunter-
richtsanteil bei den weiterfiihrenden Schulen bei
50 Prozent, in Findorff liegt er bei 58 Prozent, in Os-
terholz, das wir immer gern als Vergleich nehmen,
Schwachhausen und Osterholz, da liegt er bei
49 Prozent. Sehr aussagekraftig ist das fur mich
nicht. Wenn wir in den Grundschulbereich kom-
men, denn Sie haben ja die These mit aufgestellt,
es kamen nicht die richtigen Kinder, liegt der An-
teil in Gropelingen bei 83 Prozent. 83 Prozent Pra-
senz, wdhrend er in Schwachhausen nur bei
66 Prozent liegt.

Deshalb sage ich hier ganz offen: Erstens, mit Ihrer
Ausfiihrung haben Sie, glaube ich, diese Auswer-
tung nicht richtig wiedergegeben, und zweitens
glaube ich, wenn, braucht man eine schulscharfe
Auswertung in Bremen, um hier wirklich nachvoll-
ziehen zu koénnen, wo gegebenenfalls noch nach-
gesteuert werden muss und wo nicht.

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Nattirlich brauchen wir in jeder Situation, in jedem
Modell —ich betone noch einmal, es gibt in der Pan-
demie kein Richtig und Falsch —, auch wenn wir in
die Halbgruppen gehen, eine Notbetreuung fir die
berufstatigen Eltern. Die haben Sie in Ihrem Antrag
uberhaupt nicht auf dem Schirm, die finden nam-
lich keine Erwahnung, weil Sie dort auffiihren,
welche Kinder dann den Prasenzunterricht genie-
Ben sollen, die berufstatigen Eltern haben Sie hier
deutlich vernachlassigt, Herr Réwekamp!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Ab der Klassenstufe sieben — das wurde bereits er-
wdahnt —auch ein Wechselmodell mit Halbgruppen-
unterricht, und die Termine fur die Abiturprifun-
gen sind sicherlich noch eine wichtige Diskussion.
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Ja, auch uns haben Schiilerinnen und Schiiler an-
geschrieben mit berechtigter Sorge. Die einen be-
statigen namlich genau das, was wir bisher gesagt
haben. Sie schreiben: Das, was wir bisher im Halb-
gruppenmodell — das ist auch eine bundesweite
Diskussion — an Unterrichtsstoff vermittelt bekom-
men haben, das reicht nicht, damit wir unser Abitur
schreiben kénnen, diesen Stoff wollen wir nachho-
len, deshalb miissen wir den Abiturtermin ver-
schieben.

Auf der anderen Seite gibt es die Schiilerinnen und
Schiler, die sagen, wir wollen diesen Termin nicht
verschoben haben, weil wir bereits andere Plane
haben. Auch das wird ein ganz schwieriger Abwa-
gungsprozess, aber wir missen hier im Sinne der
Kinder beziehungsweise der Schilerinnen und
Schiiler denken und werden da sicherlich auch zu
einer sinnvollen Losung kommen.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, als einen Beitrag zum
Infektionsschutz und gegen die Ausbreitung des
Infektionsgeschehens an den Schulen bietet die
Senatorin im Ubrigen freiwillige Radartestungen
fur alle Beschaftigten sowie fir alle Schiilerinnen
und Schiiler durch mobile Testungen an. Ich
glaube, das ist auch bundesweit einmalig neben
den anderen Testungen. Die kostenfreien PCR-Te-
stungen, nicht einmal Schnelltests, wirklich PCR-
Testungen, im Januar haben ja zumindest eine er-
freuliche Entwicklung gezeigt. Ich sage nicht, dass
es eine gute Entwicklung ist, ja, jede Infektion ist
eine Infektion zu viel, aber trotzdem, von tiber
18 000 getesteten Personen waren nur 0,3 Prozent
positiv, das zeigt zumindest ein reelles Bild davon,
dass die Schulen bisher nun einmal nicht die Infek-
tionstreiber sind.

Eine weitere Anpassung betrifft das Arbeiten im
Homeoffice, die will ich hier nicht unerwahnt las-
sen. Hier gibt es aufgrund der Corona-Arbeits-
schutzverordnung vom Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil, die bis zum 15. Marz 2021 gilt, eine
Aufforderung, dass Unternehmen dort, wo es mog-
lich ist, Homeoffice auch moglich machen, sofern
die Tatigkeit es zulasst. Ziel ist es, die Kontakte, die
mit dem Berufsleben verkniipft sind, zu reduzieren.
Das kann am Arbeitsplatz sein oder auf dem Weg
zur Arbeit.

Wir als SPD-Fraktion finden diese MaBnahme rich-
tig, denn die personlichen Einschrankungen jeder
und jedes Einzelnen im Privaten sind bereits sehr
weitgehend und sollten durch einen guten Ge-
sundheitsschutz auf der Arbeitsstelle flankiert sein.
Wenn es moglich ist, von zu Hause zu arbeiten,

dann sollte dies auch gewahlt werden, um das Ri-
siko einer Infektion fur sich und andere moglichst
gering zu halten. Uns ist dabei aber wichtig, dass
in den Betrieben, in denen Homeoffice nicht mog-
lich ist, strikte betriebliche Arbeitsschutzregeln
gelten. Dazu gehoren ausreichende Abstande, die
Einteilung in feste Arbeitsgruppen, sofern moglich,
und das Bereitstellen von medizinischen Masken.

Meine Damen und Herren, Bundearbeitsminister
Hubertus Heil drangt ja schon langer auf eine ge-
nerelle Regelung fiir das mobile Arbeiten und das
Arbeiten von zu Hause. Dabei muss nattirlich auch
gepruft werden, welche MafBnahmen zum Schutz
von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ge-
troffen werden miissen. Vorgesehen sind ja zum
Beispiel unter anderem Regelungen fiir die Unfall-
versicherung.

Die Verlangerung des Lockdowns bedeutet fir
viele Unternehmerinnen und Unternehmer in Bre-
men und Bremerhaven, dass ihre Betriebe weiter-
hin geschlossen bleiben miissen. Wir steuern des-
wegen noch einmal bei der Uberbriickungshilfe III
nach. Die Zugangswege sollen einfacher werden,
die Auszahlung soll beschleunigt werden und die
Forderung soll passgenauer werden. So wurde in
den vergangenen Tagen oft diskutiert, dass der
Einzelhandel auf seiner Wintersaisonware sitzen
bleibt, und deswegen wird der Bund die handels-
rechtlichen Abschreibungen auf nicht verkaufliche
Saisonware bei den Fixkosten berticksichtigen.

Ebenfalls positiv zu bewerten ist, dass Investitionen
in die Digitalisierung, zum Beispiel fir die Erstel-
lung von Online-Shops, als forderfahige Fixkosten
gelten, sodass bis zu 20 000 Euro pro Monat erstat-
tet werden konnen. Zudem ist es sinnvoll, dass die
Zugangswege fiir die Uberbriickungshilfe III ver-
einfacht werden. Die monatlichen Foérderhéchstbe-
trage fir Unternehmen und Solo-Selbstandige wer-
den dabei deutlich angehoben und in der Konse-
quenz konnen Unternehmen nun bis zu 1,5 Millio-
nen Euro Uberbriickungshilfe pro Monat erhalten.
Wir halten diese Unterstiitzung fur richtig, meine
Damen und Herren!

(Beifall SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE LINKE)

Ja, wir sehen leider auch, dass viele Unternehmen
in groBen finanziellen Noten sind und die Auszah-
lung der Hilfsgelder in den vergangenen Monaten
teilweise zu schleppend erfolgt ist. Dass der Bund
nun endlich die Abschlagszahlungen deutlich vor-
nimmt und diese direkt vorwegnimmt, ist, glaube
ich, auch dringend notwendig. Die Abschlagszah-
lungen der Uberbriickungshilfe IIT sollen im Feb-
ruar vom Bund ausgezahlt werden. Die Lander
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werden dann die regularen Auszahlungen ab Marz
starten konnen.

Meine Damen und Herren, die gute Nachricht des
Papieres ist, Bund und Lander unternehmen ge-
meinsame Anstrengungen, damit bis zum Ende des
Sommers allen Impfwilligen ein Angebot unter-
breitet werden kann. Die Diskussion um die Liefe-
rung, um die Lieferengpdsse, wer hat wann zu frith
bestellt — ich glaube, das ist ein Trauerspiel zwi-
schen Merkel, Spahn und von der Leyen. Das will
ich gar nicht weiter kommentieren. Ich glaube aber
auch, diese Diskussion, welche Fehler da gemacht
wurden, ist erlaubt.

Wir wollen — und hoffen, dass gentigend Impfstoff
zur Verfiigung steht — im nachsten Schritt errei-
chen, dass Mitte Februar 2021 alle Bewohnerinnen
und Bewohner von Alten- und Pflegeheimen in
Bremen geimpft werden kénnen. Die Menschen in
den Alten- und Pflegeheimen sind besonders
schutzbedirftig. Hier zeigt sich leider immer wie-
der, dass trotz strikter MaBBnahmen Ausbriiche wie
kirzlich in Woltmershausen nicht verhindert wer-
den konnten. Deswegen ist es umso wichtiger, dass
die Hygieneregeln und SchutzmaBnahmen auch
weiterhin sehr penibel eingehalten werden koén-
nen.

Leider sehen wir an vielen Stellen, dass die Akzep-
tanz fur das Impfen in der Bevolkerung und gerade
auch bei den Beschiftigten in Alten- und Pflege-
heimen noch vergleichsweise niedrig ist. Deswe-
genreicht es uns nicht, liebe CDU-Fraktion, wie Sie
es in Threm Antrag schreiben, die Bevolkerung um
eine Teilnahme an der Impfung zu bitten. Das Land
Bremen erarbeitet eine Kampagne, um aufzuklaren
und um die Impfbereitschaft zu erhéhen. Warum
Sie sich dann ausgerechnet in der Deputation beim
Thema Impfkampagne bei der Vorlage enthalten,
das mussen Sie mit Ihrer eigenen Glaubwirdigkeit
in Einklang bringen.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, um den Fragen und
Sorgen der Menschen zu begegnen, stehen auch
weiterhin das sogenannte Impfcallcenter, aber
auch das Burgertelefon in Bremen und das Ge-
sundheitsamt zur Verfugung. Es ist besonders
wichtig, dass hier ein Angebot da ist, wenn die
Menschen in Bezug auf die Impfung Sorgen haben,
denn die Impfung — und das wurde hier bereits ge-
sagt, das will ich aber auch noch einmal unterstrei-
chen - ist der einzige Weg aus dieser Krise.

(Beifall SPD)

Wir missen weiter gemeinsam im Schulterschluss
mit Politik, Wirtschaft und Gesellschaft daran ar-
beiten, dass die Inzidenzwerte sinken, und dafur
brauchen wir keinen Dringlichkeitsantrag der
CDU. Den werden wir ablehnen. Ich fand es auch
bemerkenswert, Herr ROwekamp, dass entgegen
der Diskussionen in der Vergangenheit, bei denen
wir uns interfraktionell, zumindest unter den demo-
kratischen Parteien, gegenseitig immer das Ange-
bot gemacht haben, hier einen gemeinsamen An-
trag einzubringen, dieses Angebot von Ihrer Seite
dieses Mal nicht erfolgt ist. Von unserer Seite, als
wir einen Antrag eingebracht haben, ist das erfolgt.

Das zeigt noch einmal - ich hoffe, dass sich diese
Entwicklung nicht manifestiert —, dass Sie sich hier
vielleicht von einem gemeinsamen Kurs verab-
schieden wollen. Ich glaube, das ware deutlich der
falsche Weg. Von daher: Wir vertrauen auf den
Fahrplan unseres Senats, wissen aber auch, nur
wenn jede und jeder verzichtet und einen Beitrag
leistet, ist dieser Weg der einzige, der aus der Pan-
demie herausfiihrt. Die Zielmarke 50 ist erreichbar,
aber dafiir miissen wir alle Krafte biindeln. — Vielen
Dank fiir [hre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, Bundnis 90/Die Grunen, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachster Red-
ner hat der Abgeordnete Bjorn Fecker das Wort.

Abgeordneter Bjorn Fecker (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Erneut eine Minister-
prasidentenkonferenz, erneut eine Sondersitzung
dieses Hauses. Das neue Jahr beginnt, wie das alte
endete. Obwohl Bremen und Bremerhaven im Ver-
gleich zu anderen Bundesldndern immer noch
niedrigere Inzidenzwerte aufweisen, sind auch un-
sere Zahlen von der Normalitdat und der Zielset-
zung ein gutes Stick entfernt. Die 80 ist eben nicht
die neue 50, meine Damen und Herren.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Deswegen gilt es auch in den kommenden Wochen
sich nicht darauf auszuruhen, nicht nachzulassen,
sondern gemeinsam und gegenseitig an unser aller
Schutz zu arbeiten. 50 642 COVID-19-Todesfalle
weist das RKI am heutigen Tag auf seiner Home-
page aus. Wie surreal, wie abstoBend muss auf die
Angehorigen, auf ihre Freunde, Freundinnen und
Weggefahrten das laute und niveaulose Getose all
derer klingen, die offen zum Widerstand gegen
eine Coronadiktatur aufrufen. Ich setze das ganz
bewusst an den Anfang, weil es den meisten von
uns bei all dem politischen Streit, den wir hier aus-
tragen, das verspreche ich auch gleich noch, um
den Streit in der Sache geht. Es geht um das Ringen
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um die beste Losung und nicht das Leugnen von
Fakten, meine Damen und Herren.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD, DIE LINKE)

Die Deutschen empfinden die derzeitige Lage zu-
nehmend als Belastung und gleichzeitig schwindet
die Zustimmung zum Krisenmanagement von
Bund und Landern. Das, und die Erfahrungen der
letzten Wochen machen deutlich: Wir miussen die
MaBnahmen gut begriinden, gut erklaren und noch
wesentlich mehr informieren. Es ist eine gefdahrli-
che Mixtur, wenn die Sorglosigkeit der letzten Wo-
chen auf eine deutlich ansteckendere Virusmuta-
tion trifft. Diese Mutation ist der Grund, warum die
Ministerprasidenten schon nach 14 Tagen wieder
mit der Kanzlerin zusammenkamen. Wir tragen die
dort getroffenen Verabredungen ebenso wie die
Coronaverordnung des Senats im GroBen und Gan-
zen mit, trotzdem wirde ich gern auf einige As-
pekte gesondert eingehen.

Bundesarbeitsminister Heil hat eine Verordnung
erlassen, wonach ein Recht auf Homeoffice bezie-
hungsweise mobiles Arbeiten in den Bereichen er-
moglicht werden muss, in denen es machbar ist.
+Endlich!”, mochte man zurufen. Zu lange wurden
den Infektionsgefahren am Arbeitsplatz selbst oder
auf dem Weg dorthin nicht genug Beachtung ge-
schenkt. Wir sehen die Unternehmen in der Pflicht,
fur einen moglichst wirksamen Infektionsschutz zu
sorgen und ihrer Flrsorgepflicht als Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber nachzukommen. Dazu gehort
in der jetzigen Phase der Pandemie mobiles Arbei-
ten von zu Hause so oft und so lange es moglich ist,
entzerrte Schichten, Stundenreduzierung, aber
auch verstarkte Kontrolle in den Betrieben, meine
Damen und Herren!

Uns als Grunen ist klar, dass trotzdem viele Men-
schen ihre Arbeit nicht von daheim erledigen kon-
nen, aber auch die haben einen Anspruch auf si-
chere Arbeitsbedingungen. Deswegen braucht es
aus Gruner Sicht schnellstmdéglich einen vom Senat
einberufenen ,Sicher arbeiten”-Gipfel, um ge-
meinsam mit den bremischen Unternehmen, Ar-
beitgebern und Gewerkschaften notwendige MaB-
nahmen zu beraten, um das Infektionsrisiko am Ar-
beitsplatz auf ein absolutes Minimum zu reduzie-
ren. Wir wiirden uns freuen, Frau Senatorin Vogt,
wenn Sie als Arbeits- und Wirtschaftssenatorin un-
sere Idee aufgreifen wirden.

Auch beim 6ffentlichen Personennahverkehr arbei-
tet der Senat, arbeitet die Bremer StraBenbahn AG
am Limit. Mit viel Einsatz wurden private Busun-
ternehmen gefunden und in die Planungen einge-
baut. Wer sich die Berichte anschaut, wie immer
wieder flexibel auf die Entwicklungen reagiert

wird, der sieht, dass es sich der Senat mit der Situ-
ation im OPNV keineswegs leicht macht, sondern
im Gegenteil mit groBer Sorgfalt und grofem En-
gagement schaut, dass wir auch in den Bussen und
Bahnen einen bestmoglichen Schutz gewahrleisten
konnen, meine Damen und Herren.

Die meisten Menschen in unserem Land sind be-
reit, vieles zu tragen. Dafur erwarten sie aber zu
Recht einen funktionierenden Staat. Das Warten
auf monatelang versprochene Wirtschaftshilfen o-
der mangelnde Nachverfolgungen von Kontakten
waren am Anfang der Pandemie sicher nachvoll-
ziehbar. Heute sind sie es nicht mehr. Aus der Pan-
demie erwachst eine Aufgabe fiir die Zukunft,
namlich Verwaltung noch effizienter, noch digita-
ler und zugleich burgernaher zu machen. Hier er-
warte ich vom Senat bei den anstehenden MafBinah-
men fur den Bremen-Fonds klare Signale.

Kein Thema ist so umstritten wie die Frage des Um-
gangs mit den Schulen, nicht nur im Bundesland
Bremen. Die Debatte wird tberall gefiihrt und zwar
bunt in den politischen Farben, wenn Sie mir die-
sen Hinweis gestatten. Man wird sie nicht, das ist
klar, zur Zufriedenheit aller losen konnen. Das
merkt man an den unterschiedlichen Zuschriften,
die uns in den letzten Tagen und Wochen erreicht
haben. Diese Haltungen haben jede fir sich ihre
Berechtigung. Zu Recht fragen sich die an Schulen
und Kitas Beschaftigten, wie an ihrem Arbeitsplatz
der bestmogliche Arbeitsschutz gewahrleistet wer-
den und aussehen kann, gleichzeitig sehen diese
vielen Beschiftigten, was die Pandemie mit den
Kindern und Jugendlichen macht, fiir die sie eine
Verantwortung verspuren.

Schiilerinnen und Schiiler fragen sich aus gutem
Grund, ob der Besuch der Schule sicher ist, ob die
Form des Distanzlernens fiur sie die bestmogliche
ist oder sie nicht doch die Interaktion, das Gemein-
same im Klassenraum benoétigen, um bestmogliche
Lernerfolge zu erzielen. Eltern danken uns auf der
einen Seite, dass Kitas und Schulen geoéffnet sind
und sie damit nicht im extremsten Fall um ihren Ar-
beitsplatz furchten missen, auf der anderen Seite
kritisieren uns andere Eltern, weil die Klassen aus
ihrer Sicht zu voll sind oder die Sorge besteht, dass
beim Homeschooling wichtiger Unterrichtsstoff
verpasst wird. Die jetzt gefundene Losung bedeu-
tet durch kleinere Gruppen an den Schulen mehr
Infektionsschutz als bisher, gleichzeitig sichert sie
allen die Mdglichkeit eines Schulbesuchs. Wir fin-
den, eine am Ende sinnvolle Lésung der unter-
schiedlichen Interessenslagen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD, DIE LINKE)
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In diesem Zusammenhang lassen Sie mich sehr
deutlich sagen, dass wir die Ausnahmen des Senats
fur die Kontaktbeschrankungen der Kinder bis
zwolf Jahre ausdruicklich fir richtig und unerlass-
lich finden, weil es groBe Erleichterungen fur die
Familien und fur die Kinder selbst bedeutet. Das,
meine Damen und Herren, ist eine Erfahrung des
ersten Lockdowns, die in die jetzigen Coronaver-
ordnungen einfliet und bei der der Senat uns fest
an seiner Seite weil.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen, SPD, DIE LINKE)

Der Senat hat entschieden, allen Menschen im
Land Bremen von 16 bis 59 Jahren kostenlos Mas-
ken zur Verfiigung zu stellen. Die dahinterstehen-
den Botschaften teilen wir. Die Lage ist ernst und
wenn der Staat allen Menschen diese Masken zur
Verfuigung stellt, macht das deutlich, dass es wirk-
lich eine wichtige und ernsthafte Situation ist, aber
es ist auch ein Zeichen, dass das Land sicherstellt,
dass niemand aufgrund seiner oder ihrer finanziel-
len Situation von der Nutzung des OPNV oder von
dem Besuch von Einkaufsmarkten ausgeschlossen
ist. Ich wirde sagen, von den hier Anwesenden
sind wir alle in der Lage, uns diese FFP2-Masken
oder die Masken, die kommen werden, selbst zu
beschaffen. Das heil}t nicht, dass man sie behalten
muss, sondern man kann sie weitergeben an dieje-
nigen, die vielleicht finanziell an der Grenze sind,
wo Hilfe benétigt wird. Ich glaube, auch da kénnen
wir alle gemeinsam eine solidarische Leistung tra-
gen, meine Damen und Herren.

Damit gehen wir insgesamt einen anderen Weg als
Bayern. Das ist schon ganz interessant: Eine FFP2-
Maskenpflicht im OPNV zu verhdngen, ohne si-
cherzustellen, dass vor Ort iberhaupt ausreichend
vorhanden sind und zweitens, ohne tiberhaupt an
die armeren Menschen zu denken. Das ist ein be-
sonderes Zeugnis christlicher Nachstenliebe.

Durch die Vorgaben fur die Nutzung der Masken,
angesichts steigender Kosten in der Pandemie und
eben nicht nur durch die Maskenpflicht, wird klar,
es braucht endlich eine Erhohung des Hartz-IV-Re-
gelsatzes, hier sehen wir Griunen dringenden
Handlungsbedarf.

(Beifall Biindnis 90/Die Grinen, SPD, DIE LINKE)

Diesen, seien wir ehrlich, sehen wir auch bei der
starkeren Nutzung von Schnelltests. Es ist gut, dass
die Apotheken einbezogen wurden, was wir aber
zlgig brauchen, ist die Freigabe der sogenannten
Selbsttests. Der bisherige Weg der Schnelltestung
mit einem tiefen Nasenabstrich, ich weill nicht, wer
von Thnen das schon einmal genossen hat, ist nur
uber geschultes Fachpersonal méglich und wirkt zu

eingegrenzt. Studien belegen, dass Selbsttestun-
gen im vorderen Nasenbereich im Ergebnis eine
annahrend gleiche Sicherheit bringen wie ein her-
kémmlicher Schnelltest. Uber den Verkauf in Dro-
gerien konnten sie allen Menschen zuganglich ge-
macht werden und bei der Bekampfung der Pande-
mie helfen. Jens Spahn, das ist also keine Fe-
cker’sche Idee, Jens Spahn hatte sie im September
des letzten Jahres angekundigt, nun ist es endlich
an der Zeit, denn so kann zusatzliche Sicherheit ge-
schaffen und die Anzahl der Testungen noch ein-
mal deutlich erh6ht werden.

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen)

Zusatzlich zur Maskenpflicht und der Einfiithrung
von Selbsttests schlagen wir vor, dass in Abstim-
mung mit dem Einzelhandel und nicht, wie von der
CDU gefordert als Erlass, der Einzelhandel in der
Zeit von 9.30 Uhr bis 11.00 Uhr beispielsweise nur
von Menschen, die das 60. Lebensjahr vollendet
haben oder bei denen ein erhohtes Risiko besteht,
genutzt werden soll. So kann verhindert werden,
dass diese Risikogruppen vermehrt Kontakten aus-
gesetzt sind. Erledigungen von taglichem Bedarf
konnen risikovermindert und selbststandig getatigt
werden, auch das ist aus unserer Sicht eine Initia-
tive wert, meine Damen und Herren.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)

Wie schnell wir aus der Krise kommen, wird mehr
und mehr auch eine Frage des vorhandenen Impf-
stoffs. In einer Allianz mit der Privatwirtschaft,
Hilfsorganisationen und offentlichen Gesellschaf-
ten, die sollten wir an der Stelle nicht vergessen,
wurde innerhalb kiirzester Zeit in Bremen ein Impf-
zentrum aufgebaut, auch in der Seestadt Bremer-
haven wurde rasch und konsequent gehandelt.
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang auch
die Entscheidung des Senats loben, dlteren Men-
schen fir die Fahrt vom und zum Impfzentrum ei-
nen Taxigutschein zur Verfigung zu stellen. So
sind altere Menschen nicht gendétigt, unnotige Kon-
takte einzugehen und gleichzeitig wird eine eben-
falls notleidende Branche sinnvoll unterstiitzt.

Aus Sicht der Grunen ist es absolut richtig, die
Frage des Impfstoffes auf europaischer Ebene zu
lésen und keinen nationalen Alleingang zu unter-
nehmen. Solidaritdt und Gemeinschaft stehen fir
uns auch in Europa an der ersten Stelle. Meine Da-
men und Herren, vergessen wir nicht die armeren
Lander der Welt, die von den Impfzahlen und von
den Impfstoffzahlen, die wir derzeit haben, wirk-
lich nur tréumen konnen.

(Beifall Biindnis 90/Die Grunen)
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In der letzten Sitzung der Bremischen Birgerschaft
habe ich die Einfiihrung eines Stufenplans gefor-
dert, der klar festlegt, welche MaBnahmen bei wel-
chem Stand des Infektionsgeschehens greifen.
Man konnte den Beschluss der Ministerprasiden-
ten so deuten, dass zumindest die Diskussion tiber
das ,Wie" eroffnet wurde, denn die Chefs der Se-
nats- und Staatskanzleien wurden beauftragt, bis
zum 14. Februar eine sichere und gerechte Off-
nungsstrategie zu erarbeiten. Sicher und gerecht.
Wir durfen gespannt sein, denn diese Diskussion ist
notwendig und sinnvoll, damit wir nicht nur, neu-
erdings alle zwei Wochen, uber Verscharfungen
diskutieren, sondern auch Perspektiven aufzeigen.
Denn bei all der Sorge und Belastung, die die Men-
schen umtreibt, gibt es gute Griinde, zuversichtlich
zu sein, das Tempo bei der Entwicklung der Impf-
stoffe ist enorm. Die immer noch ausgepragte Soli-
daritat, die Bereitschaft, sich zu unterstiitzen und
trotz knappen Personals in den Gesundheitsam-
tern, in der Pflege und in den Krankenhdusern und
in vielen anderen Bereichen unseres Landes, Men-
schen zu helfen, all das macht deutlich, dass wir
uns dieser Aufgabe gemeinschaftlich stellen und
diese Herausforderungen auch gemeinsam bewal-
tigen werden. — Haben Sie Dank fur Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall Biindnis 90/Die Griinen, SPD, DIE LINKE)

Vizeprasidentin Antje Grotheer: Als nachste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sofia Leonida-
kis.

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Sehr
geehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich glaube, wir alle merken das: Die Dau-
ermafBnahmen, die Ungewissheit, die geringen so-
zialen Kontakte, all das macht uns miide. Es demo-
tiviert, sich von Verlangerung zu Verlangerung zu
hangeln und kaum Licht am Ende des Tunnels zu
sehen. Es macht traurig, wenn man sieht, dass je-
den Tag eintausend Menschen an und oder mit
Corona sterben, denn hinter jeder Zahl stehen
Schicksale, Familien und hinterlassene Angeho-
rige. Es bereitet Sorge, wenn wir von mehreren Vi-
rusmutationen hoéren, die noch ansteckender als
das Virus sind, an das wir uns mittlerweile fast ge-
wohnt haben. Es macht Zukunftsangst, wenn der
Minijob ohne irgendeine Form von Hilfsprogramm
weggefallen ist und vo6llig unklar ist, ob er jemals
wieder existieren wird. Ich kann vo6llig verstehen,
wenn Menschen Durchhalteparolen nicht mehr ho-
ren konnen, aber es war immer klar, dass Anfang
2021 die schwierigste Phase in der Pandemiebe-
kampfung wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt Licht am
Ende des Tunnels. Die Impfungen schreiten voran.

Die befurchtete Feiertagswelle nach Weihnachten
ist im Bundesdurchschnitt ausgeblieben. Wahrend
wir eine Woche vor Weihnachten noch 29 000 Neu-
infektionen pro Tag hatten, sind wir jetzt bundes-
weit bei circa 15 000 angelangt, das ist fast eine
Halbierung. Im Bundesland Bremen ist die Ent-
wicklung besonders erfreulich. Von Sieben-Tage-
Inzidenzen von uber 250 Mitte November, stehen
wir nun, Stand gestern, bei 73,8. Auch in den Stadt-
teilen, die von der Fraktion der CDU noch im No-
vember kulturalistisch stigmatisiert wurden, hat
sich die Inzidenzlage stabilisiert.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Das ist ein wesentlicher Verdienst der Menschen in
Bremen und Bremerhaven, die offenbar die Ap-
pelle zum solidarischen Abstand ernst genommen
haben. Das liegt aber auch daran, liebe Kollegen
und Kolleginnen, dass sehr viele Menschen tagtag-
lich alles geben, um die Pandemie zu bewaltigen.
Die Pflegekrdafte in den Krankenhdusern und Al-
tenheimen, die an der Front kampfen, die Erkrank-
ten pflegen und die Menschen mit hohem Risiko
schiitzen, aber auch das Gesundheitsamt, das
schon seit Dezember mit Hilfe der Scouts die Kon-
taktnachverfolgung zu einhundert Prozent sicher-
stellt,

(Zuruf Abgeordneter Rainer Bensch [CDU])

das Gesundheitsressort, das mit Hilfe vieler Exter-
ner innerhalb kirzester Zeit ein Impfzentrum und
Ambulanzen, mobile Impfteams etabliert hat, die
inzwischen 14 000 Personen geimpft haben. Die
Apothekerinnen und Apotheker, die Masken ver-
teilt haben und diejenigen, die eine kostenlose
Maskenversendung von FFP2-Masken bewerkstel-
ligen werden. Die Erzieherinnen und Erzieher, die
trotz Infektionsrisiko Kinder betreuen und ihnen
Zuwendung geben. Oder auch die Lehrkrafte, die
sich innerhalb kiirzester Zeit auf Wechselmodell,
Hybridunterricht, iPads et cetera eingestellt haben.
Die Liste lieBe sich noch um einiges verlangern.
Gemeint sind alle die, die helfen, mit der Pandemie
und ihren Folgen zurechtzukommen, sie alle ver-
dienen es, gesehen und honoriert zu werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Obwohl Bremen vergleichsweise gut dasteht, diir-
fen auch wir uns nattrlich nicht in Sicherheit wie-
gen, das wurde bereits mehrfach gesagt. Ein Blick
nach Irland genugt, um zu zeigen, dass das Virus
mit Mutationen innerhalb kiirzester Zeit die Inzi-
denzwerte explosionsartig steigen lassen kann. An
dieser Stelle ist Vorsicht tatsachlich besser als
Nachsicht, deshalb sind leider auch in Bremen ver-
langerte und zusatzliche MaBnahmen notwendig.
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Ein bundesweit abgestimmtes Vorgehen ist in dem
Zusammenhang richtig. Gleichzeitig ist es ange-
zeigt, einen Korridor zu verabschieden, der lokale
Spielrdume zulasst. Denn es macht einen Unter-
schied, ob man Inzidenzen des Burgenlandkreises
mit 504 hat, die der Stadt Bremen mit 71
oder von Rotenburg/Wimme mit 38. Schon der
Verfassungsgrundsatz der VerhdaltnisméaBigkeit ge-
bietet in diesen Fallen, unterschiedlich weitge-
hende Einschrankungen vorzunehmen und ent-
sprechende Korridore zu verabschieden, genau wie
es die MPK auch gemacht hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

In diesem Zusammenhang finde ich es dulierst be-
fremdlich, wenn die Fraktion der CDU immer und
immer wieder von einem angeblichen Bremer Son-
derweg spricht. Es wird auch nicht wahrer, je ofter
man das wiederholt, denn ein Einheitsweg ware
vor den beschriebenen unterschiedlichen lokalen
Ausgangssituationen nicht das Richtige.

Richtig ist, Bremen halt sich auch im Bereich Bil-
dung an die Beschliisse der MPK, seit dem 15.De-
zember ist die Prasenzpflicht aufgehoben und das
bleibt sie vorerst auch. Richtig ist aber auch, wir
miussen auf die Kinder achten, die schon seit funf
Wochen nicht mehr in der Schule waren, um Infek-
tionen zu vermeiden. Die letzte MPK hat die Vor-
weihnachtsregelungen verlangert und so setzt
auch Bremen fortgesetzt die Prasenzpflicht aus und
strebte die freiwillige Teilnahme an Prdasenzange-
boten an. Um die Ferien herum, also eine Woche
davor und drei Wochen danach finde ich das in
Ordnung. Ehrlich gesagt, im Gegensatz zu einigen
Stimmen, die von einer Biirde fiir die Eltern spre-
chen oder von einem Delegieren, mochte ich sa-
gen, dass ich es auch als eine Mdéglichkeit fur die
Eltern sehe, entsprechend ihrer eigenen Situation,
der Lage in der Familie, der Frage, ob die Kinder
soziale Kontakte und Prasenzunterricht benétigen,
ob es pflegebediirftige Angehorige in der Familie
gibt, ob sich die Betreuung zu Hause ermoglichen
lasst, zu entscheiden. Das ist auch eine Freiheit fiir
die Eltern, die man durchaus positiv thematisieren
kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Diese individuelle Entscheidung bei gleichzeitigen
Distanzangeboten und SchutzmaBnahmen in der
Schule war, wie gesagt, fur eine Zeit gut. Man kann
nicht sagen, dass die Auswertung der Zahlen der
Kinder, die in dieser Zeit in den Schulen prasent
waren, auf eine grofe soziale Spaltung hinweisen,
aber auf Dauer kann die Bildungsschere durch ein
solches, freiwilliges Modell auseinandergehen,
wenn einige Schulerinnen oder Schiiler vom 15.

Dezember bis in drei Wochen, Stand jetzt, oder bis
zum 15. Februar dieses Modell fortfiihren und dann
die Schule sechs Wochen gar nicht besuchen wiir-
den. Deshalb ist es jetzt richtig, Wechselmodelle
und Teilgruppen fir alle Jahrgange einzufiihren,
um alle Schiilerinnen und Schiler zumindest teil-
weise in den Schulen zu haben. Das bringt mehr
Verbindlichkeit ins System, Planungssicherheit fur
die Lehrkrafte und Sicherheit fur die Familien.

Herr Réwekamp, wenn man von dem rhetorischen
Popanz, den Sie eben errichtet haben, in dem Sie
von Versagen gesprochen haben, in dem Sie davon
gesprochen haben, dass der flachendeckende Un-
terricht nicht mehr gewahrleistet werden konnte,
wenn man diesen Popanz abzieht und auf den In-
halt dessen, was Sie gefordert haben, zurick-
kommt — —. Wenn Sie fordern, dass ein einheitliches
Vorgehen zwischen Bremen, Bremerhaven und
bundesweit stattfinden soll, wenn Sie fordern, dass
Hybridunterricht und Distanzunterricht gewahr-
leistet werden soll, dann kann man sagen, das war
doch ein Appell fir den Bremer Weg, denn eines ist
klar,

(Vizeprasidentin Stilmez Dogan ubernimmt den
Vorsitz.)

egal ob in Distanz oder in Prasenz, der Unterricht
war in Bremen zu jedem Zeitpunkt gewadhrleistet.
Das in Abrede zu stellen, das streut wirklich Sand
in die Augen der Menschen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Griinen)

Der Bremer Weg, der jetzt beschlossen wurde und
ab dem 1. Februar umgesetzt wird, bedeutet wei-
tere Einschrankungen von Prasenzangeboten, aber
gleicher verteilt und zwar insbesondere fur die
Jahrgange eins bis sechs. Im Kita-Bereich, das
wurde bereits gesagt, wird flachendeckend die Re-
aktionsstufe zwei mit der eingeschrankten Regel-
betreuung eingesetzt, auch das ist schon eine Ein-
schrankung. Ich verstehe die Erzieherinnen und
Erzieher, die mehr Infektionsschutz einfordern.
Kitas und Schulen haben sich zwar nach der Rei-
hentestung bei weitem nicht als Infektions-Hotspot
herausgestellt, von 18 500 Tests an Kitas und Schu-
len sind 58 positiv ausgefallen, das sind gerade ein-
mal 0,31 Prozent, auch das wurde bereits gesagt,
trotzdem, und auch das muss beachtet werden,
sind Erzieherinnen und Erzieher die Berufsgruppe
mit dem hochsten Infektionsrisiko. Wir als Fraktion
DIE LINKE begriien es deshalb ausdrucklich, dass
Erzieherinnen und Erzieher an der Reihentestung
teilnehmen konnten und auch weiterhin teilneh-
men werden.
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Wenn die Trager SchutzmaBnahmen wie Luftfilter
und Masken finanziert bekommen und bei der Be-
horde abrechnen kénnen, dann muss das auch pas-
sieren. Ich personlich kenne keine Einrichtung, in
der ein Luftfilter vorhanden ist und, auch das muss
gesagt werden, auch die Teilnahme an den Reihen-
testungen ist noch ausbaufdhig. Insofern ist man
gefordert, die bestehenden Angebote, die der Se-
nat durch die Trager und durch die Testung macht,
auch in Anspruch zu nehmen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grunen)

Wir fordern aber auch Nachbesserungen sowohl in
Bremen, als auch auf Bundesebene. Wir sind der
Auffassung, dass die Reaktionsstufe drei in den
Kitas viel friher greifen sollte, und nicht erst wenn
bereits viele Beschaftigte in Quarantane sind. Au-
Berdem fordern wir, dass Erzieherinnen und Erzie-
her in der nationalen Impfstrategie besser bertick-
sichtigt werden. Sie sind zurzeit gemeinsam mit
den tber 60-Jahrigen in der dritten Kategorie, ob-
wohl sie laut einer AOK-Studie die Berufsgruppe
mit dem hochsten Infektionsrisiko iberhaupt sind.
Unserer Auffassung nach miissen sie deshalb in
Kategorie zwei eingestuft werden und mindestens
gleichzeitig mit Polizistinnen und Polizisten ge-
impft werden konnen.

(Beifall DIE LINKE)

Beim Impfen gab es eine rege Debatte, in der der
Bundesregierung haufig vorgeworfen wurde, nicht
rechtzeitig und ausreichend Impfstoff gekauft zu
haben. Ich muss sagen, dieses Wahlkampgetose,
das nicht nur zwischen CDU-Ministern, sondern
auch teilweise von der Bundes-SPD kam, hat mich
etwas irritiert. Ich lobe die Bundesregierung nicht
ubermaBig oft, aber dass sie sich an die europaweit
gemeinsame Bestellung und Beschaffung von
Impfstoff gehalten hat und nicht ihre Finanzkraft
ausgenutzt hat, um auf Kosten finanzschwacherer
Lander so viel Impfstoff wie moglich zu erhalten,
das finde ich absolut richtig.

(Beifall DIE LINKE, CDU)

Noch solidarischer ware es, wenn die Bundesregie-
rung sich dafiir einsetzten wirde, dass Impfstoff
weltweit glnstig verfigbar ist. Schon im Oktober
forderten 99 Schwellen- und sich entwickelnde
Lander kostenlose Lizenzen fiir Impfstoffe. Die EU,
die USA und andere Lander lehnen das nach wie
vor ab, obwohl es das internationale Recht hergibt;
die WTO-Regelungen erlauben, dass zur Pande-
miebekampfung Patentrechte ausgesetzt werden.
Das ist ein dringendes Gebot der Solidaritdat und
auch der Pandemiebekdmpfung, die bekannterma-
Ben an Grenzen keinen Halt macht.

(Beifall DIE LINKE)

Die Intensitat, mit der in der veroffentlichten Mei-
nungsbildung, aber auch hier in der Burgerschaft
die MalBnahmen im Bildungsbereich diskutiert
werden, fehlt mir manchmal, wenn es um den Be-
reich der Arbeitswelt geht. Wir haben private Kon-
takte mit der Regel , ein Haushalt plus eine Person”
extrem eingeschrankt. Das gesamte soziale und
kulturelle Leben liegt seit Mitte November brach.
Der Einzelhandel ist seit Mitte Dezember geschlos-
sen. Die Kinder haben seit dem 16. Marz letzten
Jahres, wenn sie nie in Kohorten-Quarantane wa-
ren, zwischen zehn und 18 Wochen Schule ver-
passt, das ganze Schuljahr hat circa 40 Wochen. Die
Schilerinnen und Schiiler haben bereits einen
enormen Beitrag zur Pandemiebekampfung geleis-
tet, indem sie seit Marz auf rund ein Viertel des feh-
lenden Prasenzunterrichts verzichtet haben. Es
sind im Wesentlichen die Frauen, die die Schul-
und KitaschlieBungen aufgefangen haben, oft un-
bezahlt, sicher unterbezahlt, denn betreuungsbe-
dingte Einnahmeausfalle werden nur zu 67 Prozent
kompensiert. Die Familien haben teilweise ihre ge-
samten Urlaubsanspriiche aufgebraucht, haben
Homeoffice und Homeschooling gleichzeitig ge-
leistet oder ihre Jobs riskiert. Die Schulen wurden
sehr frith und sehr lange geschlossen. Wenn es jetzt
darum geht, weitere Kontakte und Begegnungen
einzuschranken, dann sind nach wie vor, auch zehn
Monate spater, wieder nur die Schulen im Fokus
und dann ganz lange nichts.

Das und die Testergebnisse aus der Flachentestung
in Bremen berucksichtigend, empfinde ich es als
krasse Schieflage, dass Uber Betriebe so wenig dis-
kutiert wird. Dabei sind Arbeitsstdatten der Bereich,
in dem nach wie vor viele Kontakte stattfinden. In
dem Zusammenhang hatte ich mir eine klare
Homeoffice-Pflicht fir Tatigkeiten gewtnscht, die
zu Hause verrichtet werden koénnen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall DIE LINKE)

Es ist absolut unverstandlich, dass nach Angabe
der Hans-Bockler-Stiftung im November 2020, also
uber ein halbes Jahr nach Beginn der Pandemie,
nur 14 Prozent der Beschaftigten im Homeoffice
waren, wahrend im April, zu Beginn der Pandemie,
27 Prozent von zu Hause arbeiteten. Es passt nicht
zusammen, wenn das Bundeskanzleramt Schulen
erneut komplett schlieBen will, wahrend die Rege-
lungen in Unternehmen nach wie vor butterweich
sind. Auch im Antrag der Fraktion der CDU findet
sich kein einziger Punkt dazu. Das ist bezeichnend,
glaube ich. Die Linie der CDU in Bremen und im
Bund passt zur Kritik der Arbeitgeber an der
Homeoffice-Pflicht, Nordmetall bezeichnete das als
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unverhaltnismaBige MaBnahme. Auch die Bremer
Handelskammer hat gefordert, den Unternehmen
keine weiteren Auflagen zu machen. Sich schon
beim Homeoffice zu strauben, finde ich in dieser
Lage der Pandemiebekampfung wirklich bemer-
kenswert, denn es geht nicht um den unmittelbaren
Schutz der Beschaftigten, nicht nur, sondern es
geht auch um die Entlastung des OPNVs, um we-
niger Personen in Fahrstiihlen oder den Raucher-
ecken der Betriebe.

Die Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin hat in einer Untersuchung festgestellt,
dass nicht nur Beschaftigte, die berufsbedingt viel
mit Corona-Infizierten zu tun haben, wie zum Bei-
spiel Pflegekrafte, erhohte Infektionsrisiken haben,
sondern auch solche, die beengt arbeiten, insbe-
sondere in der Leiharbeit. Hier braucht es mehr De-
batten darum, wie betrieblicher Infektionsschutz
geschaffen werden kann, es braucht mehr Regulie-
rung und wenn notig auch mehr Einschrankungen.
Stattdessen werden den immer gleichen Gesell-
schaftsgruppen noch weitere Einschrankungen ab-
verlangt.

Im Gesprach waren sogar sogenannte Ausgangs-
sperren und die sogenannte 15-Kilometer-Leine.
Abgesehen davon, dass ich diesen Begriff wirklich
furchtbar finde, als wiirde man angeleint, ware das
fir Bremen aus unserer Sicht inakzeptabel gewe-
sen. Wir haben im Vorfeld deutlich gemacht, dass
wir verfassungsrechtliche Bedenken haben, denn
eine Ausgangssperre bei dem derzeitigen Bremer
Infektionsgeschehen ware weder geeignet, noch
erforderlich, noch verhaltnisméaBig gewesen. Es ist
gut, dass dieser Vorschlag aus dem Entwurf des
MPK-Beschlusses gestrichen wurde.

(Beifall DIE LINKE)

Bei allen Debatten und Entscheidungen miissen
der MaBstab personliche Freiheit, Grundrechtsein-
schrankungen und eben die Prinzipien Geeignet-
heit, Erforderlichkeit und VerhdltnismaBigkeit ab-
gewogen werden. Vor diesem Hintergrund teile ich
auch #ZeroCovid-Kampagne nicht: Weil sie aus
meiner Sicht nur mit autoritaren Mitteln und harten
GrenzschlieBungen durchsetzbar ware und ich zu-
dem starke Zweifel habe, ob das Ziel realistisch, die
Auswirkungen zumutbar und die MaBnahmen ver-
héaltnismaBig waren.

Ich denke, es bleibt uns nichts anderes als das Fah-
ren auf Sicht ubrig. Den Blick klar auf die Impfun-
gen und den Sommer gerichtet und immer wieder
bereit, je nach Infektionsgeschehen Lockerungen
oder Verscharfungen vorzunehmen. Das erfordert
eine hohe Flexibilitat und fordert vielen extrem viel
ab. Ich hoffe, dass das Impfangebot, das alle bis

zum Sommer bekommen sollen, nicht ein Angebot
bleibt, sondern zwei Pikser im Oberarm. Die beste
Losung ist eine moglichst schnelle sogenannte Her-
denimmunitdt und bis dahin beilen wir die Zahne
zusammen. — Dankeschon!

(Beifall DIE LINKE, SPD, Biindnis 90/Die Grinen)

Vizeprasidentin Siilmez Dogan: Als nachste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen.

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Seit einem Jahr ist weltweit der Gesund-
heitsnotstand in Kraft und seither mussten wir lei-
der weltweit Millionen Infizierte und viele Tote be-
klagen. Die Lage ist ernst und besorgniserregend.
Das stellt niemand infrage und auch wir sind uns
der kritischen Lage und der Gefahrlichkeit dieses
Virus sehr bewusst. Deshalb akzeptieren und res-
pektieren wir die von der Regierung getroffenen
MaBnahmen.

Ein Jahr spater hatten wir uns in Re-Gnose aber
doch ein bisschen mehr gewtinscht, denn noch im-
mer hangeln wir uns an den nahezu gleichen MaB-
nahmen entlang. AHA+A+L-Regeln, Kontaktbe-
schrankungen, Kita und Schulen im Light-Modus,
Erlebnismoglichkeiten, alle verboten. Aufforde-
rung zum Homeoffice. Die Menschen machen mit,
zeigen den unglaublichen Willen, dieses Virus in
den Griff zu bekommen und sind solidarisch. Gott
sei Dank halten sie sich mehrheitlich an die Regeln
und hoffen, dass irgendwann ein Stiick Normalitat
zuruckkehrt. Unsere alte Normalitat wird es wohl
nie mehr geben. Der November-Lockdown sollte
als Wellenbrecher fungieren und die standigen
Verlangerungen wirken emotional sehr nach, denn
was in der Zwischenzeit passiert ist, das standige
Warten und Hoffen, zunachst auf einen Impfstoff
und jetzt auf die Verfugbarkeit des Impfstoffes, ist
zum Teil sehr zermiirbend.

Wir sind froh, dass endlich mit dem Impfen begon-
nen wurde und in Bremen immerhin die ersten
rund 12 500 Personen mit der ersten Dosis versorgt
wurden. Aktuell wird auf Grundlage der Priorita-
ten, Empfehlungen von STIKO, Deutscher Ethikrat
und Leopoldina vor allem in Pflegeeinrichtungen
geimpft, um die besonders vulnerablen Gruppen
zu schiitzen. Die gesamte Organisation im Vor-
wege obliegt allein den Pflegeeinrichtungen. Hier
ist starkere Unterstiitzung erforderlich, denn sonst
wird das bereits strapazierte Personal noch weiter
belastet.

In die Entwicklung eines Impfstoffes wurde viel
Hoffnung gelegt und wir alle freuen uns, dass in
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Rekordzeit gleich mehrere Impfstoffe an den Start
gehen konnten. Doch aufgrund der aktuellen
Knappheit und nur langsam steigender Impfquoten
in Deutschland entsteht bei den Birgerinnen und
Burgern viel Frust. Deshalb hat die FDP bereits An-
fang des Jahres eine Aufklarungskampagne gefor-
dert. Damit soll eine Aufkldarung tiber den Impfvor-
gang erfolgen, die Wirksamkeit der Schutzimpfun-
gen ausgeweitet und die Impfbereitschaft erhoht
werden.

(Beifall FDP)

Diese Woche wurde durch den Senat eine Impf-
kampagne beschlossen, was sehr erfreulich ist. Ein
wichtiger und richtiger Schritt. Eine Priorisierung
in Risikogruppen ist angesichts der Impfstoff-
knappheit dringend notig. Sinnvoll ware ein echtes
Impigesetz gewesen, das hatte die FDP im Bundes-
tag gefordert, stattdessen wird ohne Parlamentsbe-
zug per Verordnung regiert. Im Gesundheitsaus-
schuss des Bundestages wurde deutlich, dass die
jetzige  Impfverordnung  verfassungsrechtlich
hochst bedenklich ist. Wir haben an vielen Stellen
immer wieder eine starkere Einbeziehung des Par-
laments gefordert, Uibrigens auch hier in Bremen.
Bremen orientiert sich, so wie die anderen Bundes-
lander auch, trotzdem an dieser Verordnung. Dabei
sind beispielsweise Bayern und Baden-Wiurttem-
berg viel weiter. Dort werden nicht nur die Alters-
gruppen und das prioritare Personal zuerst geimpft,
es werden zudem Menschen mit problematische
Vorerkrankungen einbezogen und die Rangfolge
fur diese Gruppen ist eine wichtige Botschaft nach
auBen, dass zum Beispiel gesunde 65-jahrige einen
spateren Impftermin bekommen als 50-jahrige Di-
abetiker. Die berechtigten Sorgen von Menschen
mit Vorerkrankungen miussen sehr ernst genom-
men werden.

(Beifall FDP)

Wir fordern den Senat daher auf, fiir Bremerinnen
und Bremer sofort ein zu Bayern vergleichbares
Portal zur Registrierung ins Leben zu rufen und
entsprechend zu bewerben. Der Senat darf Men-
schen mit Vorerkrankungen nicht in Stich lassen.
Die Bereitstellung von Taxigutscheinen ist tbri-
gens ein wichtiger Schritt zum Schutz der vul-
nerablen Gruppen, gut, dass der Senat dem, ubri-
gens auch unserem, Vorschlag nachgekommen ist.

Immerhin wird an vielen Ecken immer wieder ge-
feilt, werden Stellschrauben nachgebessert, immer
mit der Hoffnung verbunden, die Pandemie endlich
in den Griff zu bekommen. Doch was zu sehen ist,
sind immer weitere Verscharfungen, immer weiter-
gehende Einschrankungen. Oft bleibt die Logik,
die innere Konsistenz der MaBnahmen, auf der

Strecke. So sollen wir jetzt, unter anderem in der
Bahn, nur noch medizinische Masken oder FFP2-
Masken tragen. Ich sage Ihnen, Sie werden dann
im ICE mit dem Hinweis auf das tolle gastronomi-
sche Angebot und leckeren Kaffee begruit wer-
den, welches mich zwingt, selbstverstandlich die
Maske abzunehmen. Das muss mir einmal einer er-
kléaren, inwiefern, wenn ich gemiitlich im Zug friih-
stiicke, die FFP2-Maske mehr schiitzt als die Stoff-
maske oder gar nichts. So ganz verstanden habe
ich das nicht.

Das ist nur ein Beispiel dafiir, wo wir die Logik hin-
ter den MaBnahmen und ihre Wirksamkeit anzwei-
feln durfen, um schlieBlich durch wirklich sinnvolle
MaBnahmen eine nachhaltige gesellschaftliche
Akzeptanz zu gewinnen. Eine echte Evaluation der
einzelnen MaBnahmen hat es bisher gar nicht ge-
geben. Wir fordern deshalb eine Auswertung und
bessere Erforschung, wo sich das Virus wie verteilt,
denn gegebenenfalls ergibt das Ergebnis, dass un-
ter Einbehaltung der Hygieneregeln der Friseurbe-
such gar kein Problem darstellt oder die Gastrono-
mie oder das Fitnessstudio. Solange wir das nicht
wissen, bleibt uns nichts anderes tubrig, als nach
praventiven Motiven alles komplett dichtzuma-
chen. Der Schaden psychisch, physisch und wirt-
schaftlich ist immens.

(Beifall FDP)

Wir fordern einen Stufenplan, der regelt, wann und
unter welchen Bedingungen das offentliche Leben
wiederhergestellt werden kann. Die Menschen
brauchen eine Perspektive, etwas, worauf sie sich
freuen konnen. Sie brauchen Licht am Ende des
Tunnels. Fur mich klingt es momentan so, als wenn
sich bis zum Ende des Sommers, bis jeder die Mog-
lichkeit zur Impfung hat, an unseren Lebensbedin-
gungen nichts dndern wird. Ist das die Einstim-
mung auf einen Lockdown bis zum Sommer, schei-
benweise verabreicht in zermiirbender Salamitak-
tik? Ich weil es nicht. Doch ganz eindeutig, das
sagt keiner, und es ist frustrierend, wenn man mor-
gens bei n-tv liest, der Lockdown wird bis zum 15.
Februar verlangert und keine vier Stunden spater
wird Arzteprasident Montgomery kommentiert:
Das reicht nicht, es wird weitergehen.

Wir mussen aufpassen, dass wir die Geduld der
Menschen nicht zu sehr tiberstrapazieren, denn das
Leben besteht nur noch aus Schlafen, Essen, Arbei-
ten. Das, was das Leben ausmacht, Erlebnisse, mit
Freunden erzahlen, genieBlen, entdecken, Reisen,
sich Traume erfiillen und vieles mehr, ist derzeit
nicht moéglich. Eine Zeit mag das gehen und das se-
hen wir auch an der groBen Solidaritdat. Doch ir-
gendwann schwindet diese und Menschen werden
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zunehmend genervt und sind nattrlich auch ver-
angstigt. Besonders dann, wenn es um Existenz-
angst geht, darum, den Job zu verlieren, die Fami-
lie nicht mehr erndhren zu kénnen und um Verein-
samung, wenn die Familie bedroht ist.

Deshalb fordern wir ein Zuriickgehen auf die alte
Regelung, funf Personen aus zwei Haushalten, das
wenigstens das Treffen mit Eltern ermoglicht, mit
groBen Geschwistern oder guten Freunden. Der
Bremer Inzidenzwert gibt das her. Wir glauben fest
daran, dass dieser kleine Schritt viele etwas sanfter
stimmen wurde und gleichzeitig wird damit das Ri-
siko minimiert, dass Menschen sich bewusst gegen
die Regeln und gegen die Einhaltung der Regeln
entscheiden.

(Beifall FDP)

Solche Regeln revidieren zu kénnen heif}t, dass wir
achtsam miteinander umgehen. Wann, wenn nicht
jetzt wollen wir uns ernst nehmen und wertschat-
zen?

(Beifall FDP)

Das ist auch fur Kinder besonders wichtig, denn un-
sere Kinder erleiden durch dieses Coronajahr nach-
haltig einen Schaden. Seit zehn Monaten reden wir
von der Pandemie als Chance, als vorgeschlagene
Losung, aber zum Umgang mit der Pandemie in
den Bildungseinrichtungen konservieren wir einen
schon vor der Pandemie nicht mehr zeitgeméBen
Status quo. Positiv zu bewerten ist, dass fast alle
Schillerinnen und Schiiler sowie Lehrkrafte tiber i-
Pads verfugen und itslearning benutzt wird. Sollte
das nicht die Grundausstattung fir ein Bildungs-
system im 21. Jahrhundert sein? Ausstattung allein
macht noch keine qualitativ hochwertige Bildung
aus, sorgt noch nicht dafiir, dass unsere Jugendli-
chen nach der Schule wirklich in ein selbstbe-
stimmtes Leben starten kénnen.

Wir mussen Antworten auf die Frage finden, wie
Kinder und Jugendliche zum Lernen und selbstan-
digen Arbeiten im Homeschooling motiviert wer-
den kénnen. Wie wir auf elterlichen Support ver-
zichten konnen,

(Prasident Frank Imhoff tibernimmt wieder den
Vorsitz.)

denn in vielen Elternhdusern arbeiten beide und
die Kinder sind allein. Es gibt leider auch Eltern-
hauser, die sich um ihre Kinder eben nicht so sehr
kiimmern, auch diese Kinder durfen wir auf gar
keinen Fall verlieren.

(Beifall FDP)

Es ist eben nicht die Realitat, dass jedes Zuhause
uber einen Rechner und uber einen Drucker ver-
fugt, dass jedes Kind Zugang zu allen technischen
Geradten hat. Dass permanent ein Erwachsener den
Lernvorgang begleitet, den Aufgaben-Up- und
Download tibernimmt und erklart, was er zum Teil
selber nicht mehr genau weill. Auch darauf muss
der Unterricht aktuell Rucksicht nehmen. Bremen
héangt auch ohne Corona mehr als zwei Jahre hinter
Landern wie Bayern und Sachsen zurtiick. Wollen
wir das einmal iibersetzen: Bayern kann zwei Jahre
in den Lockdown gehen und die Schiler kénnen
ihre Schulkarriere problemlos in Bremen fortset-
zen. Wir haben keine Zeit fiir politische Stellungs-
kriege und deshalb ist es beschdamend, dass Sie der
Bitte um einer Sondersitzung der Deputation fur
Kinder und Bildung nicht nachkommen, um dar-
uber zu beraten, wie man die Abschlussprifungen
in diesem Jahr am besten gestalten kann. Diese po-
litische Engstirnigkeit konnen wir uns angesichts
einer sicherlich Jahrhundert-Bildungskrise nicht
leisten. Wir hoffen, dass es jetzt einen Termin gibt,
und glauben daran, dass dieser doch noch stattfin-
den wird.

(Beifall FDP)

Prasident Frank Imhoif: Frau Kollegin Wisch-
husen, wiirden Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Miriam Strunge zulassen.

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Ich muss
leider erst fertig werden. Entschuldigung. Danke.

Die bremischen Regeln fiir Schulen werden die
Chancengerechtigkeit im Negativen verscharfen.
Schulen auf, dann im Wechselmodell, Schulen im
Halbgruppenunterricht, Schulen auf, dann mit aus-
gesetzter Prasenzpflicht, Rolle vor und Rolle rick-
warts seit Wochen. Ein klarer Weg sieht anders aus
und fur die Lehrkrafte ist dieses Hin und Her eine
extreme Belastung, denn die konnen sich nicht auf
den einen Weg einstellen. Weder reines Home-
schooling, noch Prasenzunterricht. Die Schiiler mal
hier, mal dort. Eine qualifizierte Bildung kann so
definitiv nicht gewdhrleistet werden. Gleichzeitig
wird an den Schulen sehr unterschiedlich mit den
prasenten Schiilerinnen und Schiillern umgegan-
gen. Die einen machen einen echten Unterricht vor
Ort, wobei die Kinder zu Hause das Nachsehen ha-
ben, und die anderen betreuen nur, machen Not-
betreuung, erledigen die Aufgabenblédtter in der
Schule, spielen und schauen Filme.

Wir wollen Thnen gar nichts Bdses unterstellen,
aber gut gemeint ist eben nicht immer gut gemacht.
Vielleicht war es anders gedacht, aber es zeigten
sich die Bliiten der Wirklichkeit, denn dieser inkon-
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sequente Weg wird hochstwahrscheinlich vor al-
lem fir Schiiler aus bildungsfernen Familien seine
negativen Konsequenzen haben. Sozial geht an-
ders. Die Unterschiede sind ohnehin zu gro. Wir
dirfen sie nicht uneinholbar werden lassen, gerade
weil wir in Bremen die rote Bildungslaterne tragen,
darf uns das nicht passieren. So wie der Senat
Schule im Lockdown organisiert, schafft er maxi-
male Verunsicherung bei maximaler Belastung bei
allen Beteiligten, Kindern und Jugendlichen, Leh-
rerinnen und Lehrern und bei den Eltern.

Frau Dr. Bogedan begriundet den Schul- und Kita-
Kurs sozial. Sie wollen unbedingt die erreichen, die
Hilfe und Unterstiitzung brauchen, die zu Hause
nicht lernen konnen oder zu Hause nicht lernen
wollen, eben die, denen es nicht gut geht. Das ist
absolut wichtig, keine Frage. Nur ist es leider wie
so oft in Bremen: Passen die gewdhlten Methoden
zum Ziel? Wir sind der Auffassung, nein. Denn ge-
rade weil die Schulpflicht ausgesetzt ist, wachst die
Gefahr, dass die nicht mehr kommen, die gesehen
werden miissen. Das kann in der aktuellen Situa-
tion nicht unsere Losung sein und die Anwesen-
heitszahlen an den Schulen in Bremen und Bremer-
haven legen die Zweifel nahe.

(Beifall FDP)

Unsere Lockdown-Erfahrung hat eines mehr als
deutlich gezeigt: Kinder brauchen Kinder, Wissen,
Personlichkeitsentwicklung, Spracherwerb, soziale
Kompetenz, das alles muss nach wie vor gelehrt
und gelernt werden und am besten untereinander.
Fir alle ist die aktuelle Situation anstrengend und
belastend und umso wichtiger ist es, moglichst
achtsam miteinander umzugehen. Ich bin neben
Marielle noch stolze Stiefmama von zwei phantas-
tischen Jungs im Alter von zehn und zwolf Jahren.
Wie viele Eltern kann auch ich sehen, wie sehr sie
unter der Situation leiden, wie sehr Freunde fehlen,
wie schwer es ist, sich allein auf die Aufgaben zu
konzentrieren, Stunden auf ein kleines Tablet zu
starren und damit zu arbeiten. Wir als Eltern sind
dabei auch gerade dreifach belastet. Das Home-
schooling der Kinder erfordert die Einforderung
von Disziplin, Kontrolle, Hilfe, Unterstiitzung und
das Aneignen langst vergessener Schulinhalte —
dankenswerterweise kann ich jetzt wieder Wurzel-
rechnungen und Bruchrechnungen, das war in
meinem Kopf schon lange in der Ablage gelandet —
, aber es erfordert vor allem eines: Enorme Zeit.
Mittags und abends Essen auf den Tisch stellen
und dabei haben wir auch noch unsere eigene Ar-
beit zu erledigen. Ich mochte an dieser Stelle ein-
mal Danke sagen. Danke an alles Mamas und Pa-
pas, die sich gerade rihrend um ihre Kinder kiim-
mern, die Freude zu Hause ermdglichen, Danke an

alle Arbeitgeber, die diese schwierige Phase unter-
stiutzen und natirlich ein ganz groBes Danke an
alle Kinder und Jugendlichen dieser Stadt, die seit
einem Jahr in einer Realitat feststecken, die sich
niemand von uns fir sie hatte vorstellen kénnen.

(Beifall FDP)

Kicken mit Kumpels, verboten. Bummeln, Eis an
der Weser essen, als Clique durch die Strallen zie-
hen, Flirten in der Disko, die normalsten Dinge,
doch stattdessen sitzen sie daheim. Sie zeigen sich
solidarisch und versuchen auch noch, sich auf die
Prifungen vorzubereiten. Kinder, ihr macht das toll
und euch gebihrt ein groBer Dank fiir diese Solida-
ritdat und dafir, dass ihr das durchhaltet.

(Beifall FDP)

Damit komme ich zu meinem letzten Punkt, die
Forderung nach mehr Homeoffice. Wir konnen den
Gedanken nachvollziehen, aber es darf nicht zu ei-
nem Burokratiemonster ausarten. Die Regeln sind
nicht klar definiert. Wer beantwortet, welcher Ar-
beitsplatz Homeoffice-tauglich ist? Wenn ein Unfall
zu Hause passiert, ist es dann ein Betriebsunfall?
Wie konnen wir garantieren, dass Arbeitszeit und
Freizeit nicht verschmelzen? Wie passen die gan-
zen Auflagen fiur das Homeoffice mit der Arbeits-
stattenverordnung zusammen? In dieser Verord-
nung stecken mehr Fragen als Antworten. Eine
Freiwilligkeit und ein Sensibilisieren ist, glaube
ich, an dieser Stelle besser als jede Verordnung
und jedes Verbot. Betriebliche Hygienekonzepte,
geteilte Teams und die Aufforderung, Homeoffice
zu machen, sollten eigentlich ausreichen. Insbe-
sondere solange sich der Mittelstand und die Selb-
standigen in Existenznot befinden.

Die Regierung muss die Unternehmerinnen und
Unternehmer besser unterstiitzen. Lippenbekennt-
nisse und Zusagen auf dem Papier helfen nicht
weiter. Wir reden mittlerweile von einer Uberbrii-
ckungshilfe 3, und es ist schon, dass klar ein Be-
kenntnis abgegeben wurde, aber im Endeffekt ha-
ben wir bis heute noch nicht einmal die November-
hilfen ausgezahlt, auch ein Abschlag in Hohe von
20 Prozent hilft vielen Unternehmerinnen und Un-
ternehmern nicht weiter. Es wird eine enorme Plei-
tewelle auf uns zurollen, die viele Unternehmen
und damit auch die Belegschaft in die Existenznot
abrutschen lasst. Gerade deshalb braucht es einen
Ausweg, braucht es das anhaltende Ringen darum,
wie wir das Leben mit dem Virus so ausgestalten,
dass Traume und Zukunftsvisionen wieder moglich
werden. — Vielen Dank!

(Beifall FDP)
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Prasident Frank Imhoif: Als ndachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Jan Timke.

Abgeordneter Jan Timke (BIW): Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Heute
kommt die Bremische Biirgerschaft erneut zu einer
Sondersitzung zusammen, um die jlingst von der
Bundesregierung und den Ministerprasidenten der
Lander beschlossenen MafBnahmen zur Bekamp-
fung der Coronapandemie, die unter anderem eine
Verlangerung des Shutdowns beinhalten, abzuseg-
nen.

Die Frage dabei ist, ob die Verlangerung des seit
Mitte Dezember laufenden zweiten Lockdowns
und die damit verbundenen Einschrankungen fun-
damentaler Grund- und Freiheitsrechte der Burger
verhéaltnisméaBig sind. Das gilt vor allem fiir die er-
zwungene SchlieBung von Gaststatten, Hotels,
Dienstleistungsbetrieben wie Friseuren und weite
Teile des Einzelhandels. Bei den betroffenen Fir-
men handelt es sich zumeist um Klein- und
Kleinstbetriebe, denen das Wasser wegen der wie-
derkehrenden Beschrankungen der letzten Monate
schon jetzt bis zum Hals steht und die nur durch
massive staatliche Uberbriickungshilfen wirt-
schaftlich tiberleben kéonnen. Nun wurde bekannt,
dass diese Hilfen in ihrer bisherigen Form nicht mit
dem EU-Recht vereinbar sind, denn der Staat darf
den Betroffenen lediglich ungedeckte Fixkosten,
nicht aber Umsatzausfalle ersetzen, wie das bei den
Uberbriickungshilfen der Phase 1 fiir die Férder-
monate September bis Dezember 2020 der Fall war.

Der deutsche Steuerberaterverband e. V. rechnet
deshalb mit hohen Rickzahlforderungen bereits
ausgezahlter Gelder, was fir viele Firmen das Aus
bedeuten wiirde. Unzdahlige Arbeitsplatze sind in
Gefahr, andere Gewerbetreibende und Freiberuf-
ler werden deutlich weniger finanzielle Unterstit-
zung erhalten, als sie urspriinglich geplant hatten.
Das konnte viele Geschiaftsinhaber zur Aufgabe ih-
rer unternehmerischen Tatigkeit zwingen.

Trotzdem haben Bund und Lander beschlossen,
den Lockdown bis Ende Februar zu verlangern und
so den Gewerbetreibenden in Deutschland die
Wiederaufnahme ihrer geschaftlichen Tatigkeit
und damit die Generierung von Einnahmen zu ver-
wehren. Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen
dieser Entscheidung werden verheerend sein.

Meine Damen und Herren, bereits in der im Okto-
ber letzten Jahres gefuhrten Debatte in diesem
Hause, hatte ich darauf hingewiesen, dass das Gros
der an COVID-19 Verstorbenen hoch betagte Men-
schen sind. Dass meine damalige Aussage nach
wie vor zutrifft, wird durch aktuelle Daten des Ro-
bert Koch-Instituts bestatigt. Demnach waren bis

zum 19.Januar knapp 48 800 Corona-Tote in
Deutschland zu beklagen. Davon waren rund
90 Prozent 70 Jahre oder alter. Etwa 70 Prozent ge-
horten der Altersgruppe 80 plus an. Bis zu 86 Pro-
zent dieser Menschen waren Bewohner in Alten-
und Pflegeheimen.

Im Land Bremen betragt dieser Anteil 71 Prozent.
Lediglich zehn Prozent der Verstorben waren also
junger als 70 Jahre, wobei die meisten unter Vorer-
krankungen litten beziehungsweise starke Rau-
cher waren. Die Hauptrisikogruppe ist also relativ
eingrenzbar. Es handelt sich um Senioren im fort-
geschrittenen Alter, die in Gemeinschaftseinrich-
tungen untergebracht sind. Diese Menschen,
meine Damen und Herren, gilt es gezielt und kon-
sequent zu schiitzen. Konsequent heiit, Alten- und
Pflegeheime insbesondere durch Besuchsverbote
so weit wie moglich abzuschotten, um zu verhin-
dern, dass das Virus von aufBlen in die Heime ein-
dringen kann. Corona-Schnelltests sind leider noch
nicht zuverldssig genug, um alle Infizierten zu
identifizieren und stellen deshalb zum jetzigen
Zeitpunkt keine sichere Alternative dar.

Die auf eine begrenzte Personengruppe be-
schrankten und zeitlich befristeten Restriktionen
mit dem Ziel, die tatsdachlich gefdhrdeten Men-
schen wirksam zu schiitzen, halte ich, auch aus ju-
ristischer Sicht, fiir vertretbar, denn ein flachende-
ckendes Herunterfahren der Wirtschaft und des ge-
sellschaftlichen Lebens als Alternative greift erheb-
lich in fundamentale Grundrechte aller Biirger ein.
Fir mich stellt sich eher die Frage, ob die erneuten
Verlangerungen des Shutdowns mit seinen weitrei-
chenden Einschrankungen, denen wir heute zu-
stimmen sollen, angesichts der oben zitierten Zah-
len des RKI noch mit dem Grundgesetz vereinbar
sind. Moglicherweise wird sich auch das Bundes-
verfassungsgericht in Zukunft dieser Frage wid-
men mussen.

Herr Rowekamp, erlauben Sie mir noch eine An-
merkung: Es geht eben nicht darum, wie Sie mir in
IThrem Redebeitrag heute Morgen wahrheitswidrig
unterstellen wollten, dass ich mit meinem Zwi-
schenruf zwischen schitzenswertem und schutzlo-
sem Leben unterscheiden wollte. Aber Aufgabe der
Politik, Herr Rowekamp, ist es gerade in dieser
Pandemie besonders schutzwirdige, weil beson-
ders gefahrdete Risikogruppen eindeutig starker
und anders zu schiitzen sind als Personengruppen,
die nach allen uns vorliegenden medizinischen Er-
kenntnissen deutlich weniger gefdahrdet sind. Die-
sen Unterschied sollten Sie bitte auch zur Kenntnis
nehmen.



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 20. Wahlperiode — 20. Sitzung am 22.01.2021

2561

Ich sehe, meine Zeit ist leider abgelaufen. Erlauben
Sie mir noch eine Anmerkung? Andere der zwi-
schen Bundesregierung und Ministerprasidenten
vereinbarten MaBnahmen halte ich dagegen fur
durchaus sinnvoll und teilweise sogar fir zukunfts-
weisend. Das gilt etwa bei der Verpflichtung der
Arbeitgeber, ihren Beschaftigten die Arbeit im
Homeoffice zu erlauben, wann immer das moglich
ist. Unabhangig von Corona kann die Verlagerung
der Berufstatigkeit in heimische Buros dazu beitra-
gen, den motorisierten Individualverkehr zu redu-
zieren und die angespannten Wohnungsmarkte in
den stadtischen Ballungsraumen zu entlasten. O-
der auch die Forderung oder die Umsetzung des
Verbotes, Alkohol in der Offentlichkeit zu konsu-
mieren, was auch zu mehr Sicherheit beitragen
wird, schlieBlich werden hierzulande 50 Prozent al-
ler Gewalttaten unter Alkoholeinfluss begangen.
Kurzum, die Verlangerung des Lockdowns und den
dadurch erzwungenen Stillstand von weiten Teilen
der Wirtschaft lehne ich als unverhéaltnismaBig ab.
Die meisten anderen Elemente der neuen Corona-
verordnung kann ich dagegen mittragen. Unter
dem Strich werde ich mich deshalb heute hier ent-
halten. — Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

Prasident Frank Imhofi: Als ndchster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Thomas Jurgewitz.

Abgeordneter Thomas Jirgewitz (AfD): Herr Pra-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich fange einmal mit der Presseschau von heute an,
namentlich mit der Lokalpresse, hier der , Nordsee-
Zeitung”, die normalerweise eher Merkel-positiv
berichtet, aber heute einmal etwas anders. Ich zi-
tiere: ,Die Liste der Fehler im Coronanahkampf
wird immer langer. Merkel fiirchtet um ihr Erbe.
Viele Birger haben das Vertrauen in die Wahrhaf-
tigkeit der Politik verloren, der Coronaregeln ver-
loren. Sie werden ungeduldig.” Das sagt der Re-
porter mit Recht. ,Die Impfstrategie der Regie-
rung” - immer noch die ,Nordsee-Zeitung” -
. wirft jede Menge kritischer Fragen auf. Bei der
gestrigen Pressekonferenz war der Eindruck ent-
standen, Merkel stehe beim Krisenmanagement in-
zwischen so weit abseits wie noch nie. Auf die
Frage, warum die Alten- und Pflegeeinrichtungen
immer noch die Hotspots der vielen Toten sind,
wusste sie keine Antwort.” Merkels Fazit dazu, so
die Mitteilung der Zeitung, ,Alles richtig ge-
macht."”

Frau Merkel will allen Biirgern ein Impfangebot bis
zum 21. September machen, wie passend zur Bun-
destagswahl am 26. September. Das Fazit dazu un-
sererseits: Corona ist fiir die CDU vor allem Le-
benshilfe, Uberlebenshilfe. Ahnlich stand sie vor
genau einem Jahr, vor elf Monaten, da, wie die SPD

standig fallend bei 22 Prozent, jetzt hat die CDU
dank Corona 36 Prozent. Das Virus rettet also die
CDU. Natiirlich werden die Infektionszahlen ab
Mai, wenn es warmer wird, zurickgehen, und
dann wird sich das die Regierung auf die Fahnen
schreiben, und dann wird man sagen, wir haben
euch gerettet, jetzt wahlt uns.

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Viel-
leicht werden wir noch die Erfinder von Coronal)

Seit Marz 2020 hat sich die Bundesrepublik zu ei-
ner handfesten Krise als Staat entwickelt, ausgelost
durch gravierende politische Fehlentscheidungen
vonseiten der Bundes- und Landesregierung. Sie
nennen es Pandemie und Lockdown, ich nenne es
Hysterie und Knock-down. Ihre einzig erkennbare
Strategie besteht in einer Aneinanderreihung von
Lockdowns, deren Wirksamkeit in der Wissen-
schaft immer umstrittener wird. Nun schreibt der
Gesundheitsapostel Spahn — oder ist es der selbst
ernannte Experte Lauterbach? —: ,Nur die Impfung
kann uns retten.” Hilft impfen eigentlich auch ge-
gen schlechte Politik? Diese ohne wissenschaftliche
Evidenz verordneten MafBnahmen, sei es gegen das
Virus oder die Politik, unterstreichen einzig und al-
lein die Hilflosigkeit sowie den politischen Aktio-
nismus von Angela Merkel und den Ministerprasi-
denten und deren Unfdahigkeit zu einer seriésen
Fehleranalyse.

Von einem wirksamen Gesundheitsschutz kann
uberhaupt nicht die Rede sein, auch wenn Sie das
standig behaupten, denn sonst hatte Ihr bisheriger
Aktionismus, diese alternativlosen Lockdowns, ja
zu einem Erfolg fithren missen. Genau das haben
sie nicht. Das Gegenteil ist der Fall. Der Lockdown
hilft nicht, er schadet uns allen. Er ist eine Sack-
gasse, aus der Sie nicht mehr herauskommen, und
das ist Ihr Problem.

Sie greifen unverhdltnismaBig und willkirlich in
die Grund- und Freiheitsrechte der Bevolkerung
ein, verursachen durch den Lockdown der Bevol-
kerung schwere seelische und korperliche Scha-
den. Sie nehmen in Kauf, dass die Biirger darunter
leiden, schaffen ein Heer von Arbeitslosen, die
ubergangsweise zurzeit noch in Kurzarbeit geparkt
sind. Sie richten einen verheerenden wirtschaftli-
chen Schaden fur die ganze Nation an. Es werden
Schulden gemacht, fiir die die nachfolgenden Ge-
nerationen geradestehen miussen, und nicht nur fir
die deutschen Schulden, denn gerade zurzeit wird
ja uber die Coronageschichte die Schuldenlast in
Europa verteilt. Es kommen die Eurobonds, auch
wenn es jetzt eigentlich Coronabonds sind, alles
auf deutsche Kosten.
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Die AfD fordert: Schluss mit dieser Knock-down-
Politik fur die ganze Nation! Beenden Sie den wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Knock-down
sofort und horen Sie damit auf, eine Nation in Angst
und Schrecken zu versetzen. Ich glaube, ich hore
jetzt erst einmal auf und komme nachher noch ein-
mal wieder. Wir horen uns noch. — Danke!

Prasident Frank Imhoff: Als ndchster Redner hat
der Abgeordnete Peter Beck das Wort.

Abgeordneter Peter Beck (AfD): Sehr geehrter
Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren!
Der Schutz der Bevoélkerung muss immer zuvor-
derst das Handeln aller Regierenden dieses Landes
bestimmen und den optionalen Handlungsrahmen
der notwendigen politischen Entscheidungen vor-
geben. Dies ist unstrittig und sollte damit auch ei-
nem gemeinsamen Konsens quer durch die Partei-
enlandschaft entsprechen.

Allerdings: Wo kommen wir hin, wenn die alteren
Menschen unserer Gesellschaft in ihren jeweiligen
Seniorenheimen oder ihren eigenen vier Wanden
vereinsamen und verzweifeln? Wo kommen wir
hin, wenn unsere Kinder zum Distanzunterricht ge-
notigt werden und wir ihnen die so wichtige
Chance auf eine gesunde und positiv erlebte, kind-
gerechte Entwicklung nehmen? Diesen nehmen
Sie als Landesregierung inzwischen alles, was eine
kindgerechte Entwicklung ausmacht. Freunde so-
wie im familidren Umfeld auch die GroBeltern,
Tanten, Onkel, Cousinen sowie Cousins diirfen un-
sere Kinder nicht mehr treffen.

(Abgeordnete Petra Krimpfer [SPD]: Das stimmt
doch nicht!)

So weit, so schlecht. Also, Herr Dr. Bovenschulte,
nur leider ist damit Ihr als alternativlos dargelegtes
MaB dann noch langst nicht voll. Auch die fur die
positive Entwicklung unserer Kinder und Jugend-
lichen so wichtigen wie auch geliebten Sportver-
eine sowie weitere Facetten des gesellschaftlichen
Lebens wurden unseren Kindern auch mit Hilfe Ih-
rer Politik genommen.

Exakt dieser Tatbestand eroffnet weitere Fragen.
Woher sollen die ganzen Sozialpadagogen und
Psychotherapeuten eigentlich kommen, um die im-
mensen Entwicklungsschdaden unserer Kinder,
maBgeblich verantwortet durch Ihre sich stédndig
dndernden Coronaverordnungen, dann am Ende
des Tages notwendigerweise beheben zu konnen?
Als Bremer AfD-Vertreter sage ich Ihnen eines:
Verehrte Kollegen und Kolleginnen, lassen Sie die-
sen Bedarf am besten gar nicht erst entstehen, von
den Schwachsten dieser Gesellschaft, namlich den
Kindern, die physischer und psychischer Gewalt in

ihren Elternhdusern ausgesetzt sind, einmal ganz
zu schweigen.

Diesen Betroffenen raubt Ihre aktuelle Politik oft
genug dann auch noch genau die positiven Leben-
sereignisse und Momente, welche von uns eigent-
lich hinsichtlich ihrer Entwicklung kaum hoch ge-
nug bewertet werden konnen. Es durfte also Kon-
sens gerade unter denjenigen von Ihnen sein, wel-
che sich jederzeit gern mit dem Attribut ,sozial”
schmiicken, dass dies so keinesfalls angehen kann
und darf. Ich kann Thnen da bereits hier und heute
glaubhaft versichern, dass ich Sie gerade in Bezug
auf diese angesprochene Personengruppen alsbald
noch mit weiterem Klarungsbedarf zu konfrontie-
ren gedenke. Da sollten Sie dann imstande sein, ein
wenig mehr als Ihre tiblichen Allgemeinsatze zu
liefern.

Nicht nur Kinder und altere Menschen sind hin-
sichtlich der tagtaglich im realen Leben zu bewal-
tigenden Auswirkungen Ihrer politischen Entschei-
dungen am Verzweifeln, sondern auch die Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen, die heute noch
nicht wissen, ob ihre Arbeitsstatten nach Corona
noch existent sein werden. Wichtiger erscheint es
diesem Senat allerdings, dass Herrn Kohfeldts elf
Maéanner dem Ball hinterherjagen kénnen und auf
Kindergeburtstagen die Polizei erscheint, um derlei
Feierlichkeiten umgehend und unter offenen Straf-
androhungen aufzulosen. Brot und Spiel waren und
sind den Regierenden offensichtlich nach wie vor
wichtiger, als die Dinge aus- und anzusprechen,
welche die enormen Schwierigkeiten unseres Lan-
des derzeit und auch in den nachsten Jahren noch
begleiten werden.

(Abgeordnete Dr. Solveig Eschen [Biindnis 90/Die
Grunen]: Kinder unter zwolf Jahren sind ausge-
nommen!)

Zu der Verordnung dieser FFP2-Maske mochte ich
noch Folgendes hinzufiigen: Eine FFP2-Maske
kostet im Durchschnitt zwei Euro. Bei einem Fiinf-
personenhaushalt wie meinem, benoétigen wir circa
15 Masken pro Tag. Ja, schauen Sie sich einmal die
DIN-Norm dieser Masken an, wie lange Sie die tra-
gen durfen und wie oft Sie die wechseln sollen, be-
vor sie durchnasst sind. Eine Reinigung dieser Mas-
ken kann nicht stattfinden, weil dadurch deren
Schutz verloren geht. In meinem Fall, bei einer
finfkopfigen Familie, niedrig gerechnet, ergeben
sich fir mich 900 Euro im Monat an Mehrausgaben
nur wegen dieser Maskenpflicht. Rechnen Sie ein-
mal selbst nach, dann kommen Sie selbst dahinter.

(Abgeordnete Dr. Henrike Miiller [Bindnis 90/Die
Grinen]: So ein Unsinn!)
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Bedanken mochte ich mich bei allen Mitarbeitern
von Schulen, Kitas und den Pflegeheimen und
selbstverstandlich auch bei den Rettungskraften
und der Polizei. — Vielen Dank!

Prasident Frank Imhoff: Als ndchster Redner hat
der Abgeordnete Thomas Rowekamp das Wort.

Abgeordneter Thomas Rowekamp (CDU): Sehr
geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Lieber Kollege Beck, bei Ihrem
letzten Rechenbeispiel bin ich mir nicht sicher, ob
da Distanzunterricht oder Prasenzunterricht gehol-
fen hatte, aber so richtig nachvollziehbar war das
aus meiner Sicht nicht.

(Heiterkeit — Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die
Grinen, DIE LINKE, FDP)

Kollege Jurgewitz, vielen Dank fir die herzliche
Einladung, mit Thnen in eine Bundestagsdebatte
einzutreten. Ich werde mein Bestes geben, dass wir
das im Herbst nachholen koénnen, habe aber die
Hoffnung, dass Ihnen das nicht gelingt.

(Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

In Threr Verschworungstheorie fehlte am Ende ja
nur die steile These, dass dieses Virus von unserer
Bundeskanzlerin mit einem Laborkittel im Keller
des Konrad-Adenauer-Hauses in Berlin geziichtet
worden waére.

(Heiterkeit — Beifall CDU, SPD, Bilindnis 90/Die
Griinen, DIE LINKE, FDP)

Sehr geehrter Herr Jurgewitz, ich glaube, Ihr De-
battenbeitrag hat sich selbst disqualifiziert, machen
Sie so weiter, dann sind wir Sie hoffentlich bald los.

(Beifall CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, FDP)

Lieber Kollege Glingor, alter Anwaltsspruch: Wenn
nichts mehr hilft, soll man es mit der Wahrheit ver-
suchen. Das hétte Thnen auch gutgetan.

(Abgeordneter Mustafa Giingor [SPD]: Versuchen
Sie es doch einmall!)

Genau, das will ich gern tun. Sie haben hier die
steile Behauptung aufgestellt, die CDU wolle bei
ihrem Unterrichtsmodell — also Distanzunterricht
bis zum 14. Februar, danach Halbgruppenunter-
richt — und den damit verbundenen Schulschlie-
Bungen Alleinerziehenden keine Moglichkeit fiir
die Betreuung ihrer Kinder geben, das ist nach-
weislich falsch und unwabhr.

(Zurufe Abgeordneter Mustafa Guingor [SPD])

Ich verweise auf die Ziffer a) unseres Antrages, da
heilit es: Wenn im hdauslichen Umfeld nachweislich
keine Betreuung realisiert werden kann, wenn im
héauslichen Umfeld nachweislich die Teilnahme am
Distanzunterricht nicht sichergestellt werden kann,
soll fir die Betroffenen eine Notbetreuung moglich
sein. Selbstverstandlich soll da, wo kein Distanzun-
terricht erteilt werden kann, die Moglichkeit beste-
hen, das Kind auch in die Betreuung von Schulen
zu geben. Das machen andere Lander so, das soll
in Bremen auch so sein. Auch Berufstatige sollen
naturlich in der Lage sein, ihrem Beruf nachzuge-
hen und das Kind in die Notbetreuung zu geben.
Das ist unser Wille. Wer etwas anderes behauptet,
sagt einfach nicht die Wahrheit, sehr geehrter Herr
Gungor!

(Beifall CDU)

Ich mochte an der Stelle auch noch einmal sagen:
Bei allen, an die Sie ja denken, vergessen Sie bitte
die betroffenen Eltern nicht!

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD], Abge-
ordneter Mustafa Gungor [SPD]: Das gilt aber um-
gekehrt auch!)

Sie stehen unter einem gewaltigen Druck. Wenn
sie sich beispielsweise dafiir entscheiden, das Kind
wegen der Infektionsgefahr nicht in die Schule zu
geben, und deswegen nicht an ihrem Arbeitsplatz
erscheinen konnen, dann, so haben wir schon oft
gehort, schallt ihnen von den Kolleginnen und Kol-
legen entgegen: Warum gibst du dein Kind denn
eigentlich nicht in die Betreuung und kommst zur
Arbeit, wie wir es auch machen? Ich bitte darum,
auch solche Lebenssituationen zu bedenken. An
den Arbeitsstatten entstehen durch Thre Regelun-
gen, dadurch, dass Sie versuchen, alle Kinder in die
Schulen zu beordern, solche aus meiner Sicht mit
dem Infektionsgeschehen nicht vereinbaren Le-
benssituationen, und ich finde das nicht gerecht.

An der Stelle lassen Sie mich auch noch eines sa-
gen: Sie haben hier im Zusammenhang mit Home-
office ganz viel an die Fursorgepflicht von Arbeit-
geberinnen und Arbeitergebern appelliert. Wie
steht es denn eigentlich mit Threr Fursorgepilicht
gegeniiber den Erzieherinnen und Erziehern und
den Lehrerinnen und Lehrern?

(Beifall CDU)

Sie behaupten hier, der Burgermeister, es gabe kei-
nen Nachweis fir eine besondere Infektionslage in
Schulen. Ja, das stimmt. Das hat ubrigens damit zu
tun, dass wir wegen der Situation in den Gesund-
heitsamtern auch in Bremen tiber Wochen nicht in
der Lage gewesen sind, das Infektionsgeschehen
uberhaupt zurtickzuverfolgen. Wenn Sie sagen,
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jetzt schaffen wir es ja, mag das sein, aber ehrlich-
erweise hat es das Gesundheitsamt in Bremen von
Anfang an nicht geschafft, zeitgerecht und zeitnah
die Ruckverfolgung des Infektionsgeschehens zu
gewadhrleisten und entsprechende Quarantanean-
ordnungen zu erlassen. Die kamen in ganz vielen
Fallen erst nach Beendigung der Infektionszeit.

Meine Damen und Herren, deswegen ist doch die
Sorge, die wir haben, nicht unbegrindet, dass das
wieder passieren kann, und deswegen kann man
doch in so einem Parlament auch beschlieen, das
Gesundheitsamt aufzufordern und die Gesund-
heitssenatorin aufzufordern, sicherzustellen, dass
wir diese Ruckverfolgung wieder schaffen. Ja, sie
ist der Schlissel dafiir, das Infektionsgeschehen zu
beherrschen. Deswegen brauchen wir es nicht nur
jetzt, sondern dauerhaft, dass das Infektionsge-
schehen durch das Gesundheitsamt zurtickverfolg-
bar ist.

(Beifall CDU - Abgeordneter Mustafa Giingor
[SPD]: Man braucht doch nicht das zu beschlieBen,
was es schon gibt!)

Aber natirlich, es gibt keinen Nachweis dafiir, dass
es in Schulen ein besonderes Infektionsgeschehen
gibt, aber die Wissenschaftler haben gerade diese
Woche auch noch einmal das Gegenteil widerlegt
und haben gesagt, es gibt auch keinen Nachweis
dafir,

(Abgeordneter Mustafa Giuingor [SPD]: 18 000 Tes-
tungen!)

dass es an Schulen kein besonderes Infektionsge-
schehen gibt. Es gibt keinen besonderen Nachweis
dafiir, Herr Glingor, dass es im Einzelhandel ein
besonderes Infektionsgeschehen gibt. Es gibt kei-
nen Nachweis dafiir, dass es in Gaststdatten ein be-
sonderes Infektionsgeschehen gibt. Trotzdem
schlieBen Sie alle diese Einrichtungen, nur bei der
Schule machen Sie eine Ausnahme,

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Weil
das eine besondere Situation ist!)

und zwar auf dem Riicken der Erzieherinnen und
Erzieher und der Lehrerinnen und der Lehrer. De-
nen muten Sie zu, trotz Infektionsgefahr ihre Arbeit
zu verrichten, wahrend Sie alle anderen Arbeitneh-
mer auffordern, zu Hause zu bleiben. Das passt
nicht zueinander, das ist nicht Fursorgepflicht fir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(Beifall CDU — Abgeordneter Mustaf Giingor [SPD]:
Nur da, wo es moglich ist! Bei Polizei und Feuer-
wehr tun wir das nicht!)

Das, sehr geehrter Herr Glingor, auch noch vor
dem Hintergrund, dass eine Statistik mittlerweile
ergeben hat, dass die Berufsgruppe, die am hau-
figsten mit Corona-Infektionen zu tun hat, die am
haufigsten infiziert ist, die Erzieherinnen und Er-
zieher in unseren Kindergarten sind. Deswegen,
glaube ich, ist die Botschaft von Ihnen falsch, zu sa-
gen, wir machen da so weiter wie bisher, lasset die
Kinder in die Kita, lasset die Kinder in die Schule
kommen. Es ist die falsche Botschaft, weil sie nam-
lich auch das enthdlt, was die Bildungssenatorin
mehrfach o6ffentlich gesagt hat: Prasenzunterricht
ist gut, Distanzunterricht ist schlecht.

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Das
hat sie doch gar nicht! — Abgeordnete Goniil
Bredehorst [SPD]: Das hat sie doch gar nicht!)

Das spiegelt nicht die Wirklichkeit wider, meine
Damen und Herren! Es gibt richtig guten Distan-
zunterricht. Der kann den Prasenzunterricht auch
einmal 14 Tage lang ersetzen. Deswegen bleiben
wir dabei, wir wollen, dass die Regel ist, dass die
Kinder in den nachsten drei Wochen zu Hause blei-
ben, damit wir danach in einem geordneten Ver-
fahren mit Wechselunterricht den Schulbetrieb
wieder aufnehmen konnen, um die Lehrerinnen
und Lehrer zu schiitzen, um die Kinder zu schiitzen
und um den Eltern eine verladssliche Unterrichts-
und Bildungsperspektive fur ihre Kinder zu geben.
Dieser Weg ist richtig.

(Beifall CDU)

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang noch ei-
nen Satz zur Bildungssenatorin sagen: Sie hat im
«Weser-Kurier”-Interview gesagt: ,Manchmal
habe ich den Eindruck, wir miissten noch einmal
Nachhilfe geben, was es heilit, Stadtgemeinde in
einem Bundesland zu sein.” Sie sagte das deswe-
gen, weil es der Magistrat in Bremerhaven so
macht wie die Mehrheit aller Lander und an die El-
tern appelliert, ihre Kinder in dieser schwierigen
Zeit zu Hause zu lassen und am Distanzunterricht
teilnehmen zu lassen. Das war der Ausloser der
Diskussion.

Ich kann nur sagen: Erstens, keine Stadtgemeinde
in Bremen braucht Nachhilfe von der Bildungssen-
atorin. Allein die Wortwahl sagt schon viel tiber die
Haltung dieser Bildungssenatorin aus. Ich sage
noch einmal, das, was Bremerhaven macht, deckt
sich eins zu eins mit dem, was in der Ministerprasi-
dentenkonferenz beschlossen worden ist. Jetzt so
zu tun, als ob Bremerhaven einen Sonderweg ge-
hen wiirde, um dann hinterher behaupten zu kon-
nen, wir in Bremen haben keinen Sonderweg, halte
ich fiir fatal und falsch. Bremerhaven verhdlt sich in
Bezug auf die Frage, wie Unterricht gewdahrleistet
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wird, vorbildlich, und ich wiirde mir wiinschen,
dass Bremerhaven der Bildungssenatorin in dieser
Frage einmal Nachhilfe erteilt, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren!

(Beifall CDU)

Dann will ich noch etwas zum Thema Homeoffice
sagen, weil das, Herr Gungor, bei Ihnen auch eine
groBe Rolle gespielt hat. Ja, auch ich bin ein Anha-
nger davon. In meinem Unternehmen mache ich
das auch und ich werbe dafiir, es tiberall, wo es
moglich ist, stattfinden zu lassen. Es gibt bestimmte
Dinge, die kann man zu Hause nicht machen, am
Hochofen kann man zu Hause nicht arbeiten, Autos
kann man zu Hause nicht bauen, also zumindest
nicht auBerhalb von Modellséatzen. Es gibt auch an-
dere Tatigkeiten, die man zu Hause nicht machen
kann.

(Zuruf Abgeordnete Petra Krumpfer [SPD])

Uberall da, wo Homeoffice moglich ist, sollten wir
es machen. Wir haben es unterstiitzt und der Bun-
desarbeitsminister hat eine Richtlinie erlassen. Ich
finde aber, Herr Giingér, wer mit dem Finger auf
andere zeigt, sollte doch erst einmal schauen, wie
es denn eigentlich bei ihm aufgestellt ist. Bis zum
20. September letzten Jahres gab es in Bremen eine
Dienstvereinbarung vom Gesamtpersonalrat, die
hieB noch ,Dienstvereinbarung mit Telearbeit”,
die war von 2004. Von 2004 bis 2020, davon zwolf
Jahre rot-grun und jetzt zwei Jahre rot-rot-grin,

(Abgeordneter Mustafa Gliingor [SPD]: Ach, da wa-
ren Sie noch Birgermeister!)

hat sich kein Mensch um diese Frage von Heimar-
beit oder Homeoffice im offentlichen Dienst ge-
kiimmert. Jetzt kommt es: Mitten in der Pandemie
am 20. September gibt es eine neue Dienstverein-
barung, zu lesen auf der Seite des Gesamtpersonal-
rats der Freien Hansestadt Bremen. Darin steht, ich
kann es nicht zitieren, aber sinngema0, es soll an-
gestrebt werden — mitten in der Pandemie —, dass
die Arbeitszeit, die man im Homeoffice verbringt,
nicht mehr als 20 Prozent der reguldaren Arbeitszeit
umfasst. Also, meine Damen und Herren, wer alle
Unternehmen dazu verpflichten will, so viel Heim-
arbeit wie maoglich, so viel Homeoffice wie moglich
zu ermoglichen, der misste vielleicht erst einmal
fur seine eigene Verwaltung als Arbeitgeber si-
cherstellen, dass das auch im eigenen Haus pas-
siert.

(Beifall CDU - Abgeordneter Mustafa Gungor
[SPD]: Das passiert!)

Ehrlicherweise sind 20 Prozent uberall erfullt. Ich
habe die Hoffnung und die Erwartungshaltung,

dass Sie dafiur sorgen, dass der Senat diese Quote
vielleicht noch ein bisschen anhebt, damit auch der
offentliche Dienst mehr Homeoffice praktiziert und
Vorbild fir diejenigen sein kann, denen wir jetzt
das abverlangen, was Sie hier so detailreich be-
schrieben haben.

Deswegen lassen Sie mich zum Abschluss sagen,
ich bleibe dabei, es gab ja auch teilweise Zustim-
mung zu unseren Vorschlagen. Was die Frage fur
besondere Offnungszeiten fiir vulnerable Gruppen
angeht, habe ich wahrgenommen, gibt es Einzel-
heiten, die mitgetragen werden, aber insgesamt
beschreibt unser Antrag in den drei Kernbereichen
einen anderen Weg, einen Weg, den wir konse-
quenter finden. Wir werden weiter dafiur werben,
auch wenn der Antrag heute abgelehnt werden
sollte. Lassen Sie uns weiter wie heute im, wie ich
finde, sachlichen, fachlichen Disput dariber blei-
ben, welches der beste Weg ist, aber lassen Sie uns
zusammenstehen, wenn es darum geht, die Pande-
miebekdampfung durch nationale, gemeinsame
MaBnahmen zu unterstitzen. — Vielen herzlichen
Dank!

(Beifall CDU)

Prasident Frank Imhoff: Als nachste Rednerin hat
die Abgeordnete Lencke Wischhusen das Wort.

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident! Ich mache es ganz kurz, ich
habe namlich eben etwas vergessen.

Ich habe vergessen, die getrennte Abstimmung fur
den CDU-Antrag zu beantragen, weil wir Teile da-
von unterstitzen werden, aber zum Teil, gerade
auch im Hinblick auf Schule, einen etwas anderen
Weg sehen. Deswegen wiirden wir darum bitten,
dass wir es getrennt abstimmen. Das war es schon.
—Danke!

Priasident Frank Imhoff: Als ndchster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Mustafa Glingor.

Abgeordneter Mustafa Giingér (SPD): Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Lie-
ber Herr Kollege Réwekamp, warum sind die Schu-
len geoffnet und der Einzelhandel hat zu? Ganz
einfach, weil das Recht auf Bildung hoéher ist, als
das Recht auf Shopping.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Im Ubrigen konnen Sie hier nicht so tun, als ware
das wieder ein bremischer Sonderweg, sondern der
Biurgermeister hat es am Anfang gesagt, die Halfte
der Bundeslander macht es so, wie wir es machen
und die andere Halfte macht es anders. Hier ist die
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Prasenzpflicht ausgesetzt. Was aber Bremen beson-
ders macht, diesen Sonderweg, den Sie immer be-
schreiben: Bremen ist das einzige Bundesland, das
bei der Digitalisierung im Augenblick auf Platz eins
steht. Im Ubrigen nicht wie Nordrhein-Westfalen
mit der FDP-Bildungsministerin, die heute ein
neues Online-Tool verkiindet hat, damit die Lehrer
mit einem Messanger untereinander kommunizie-
ren konnen. Willkommen im 21. Jahrhundert, liebe
FDP!

(Beifall SPD)

Zweitens: Bremen ist das einzige Bundesland, das
allen Erzieherinnen und Erziehern, allen Lehrerin-
nen und Lehrern und allen Schiilerinnen und Schii-
lern einen Test angeboten hat, keinen Schnelltest,
sondern einen PCR-Test.

(Abgeordneter Thomas Roéwekamp [CDU]: Und
wie viele haben teilgenommen? Von wie vielen?)

18 400 haben teilgenommen und das ist zumindest
statistisch signifikant. Dass Sie heute Morgen sta-
tistisch nicht unbedingt den besten Ansatz gewahlt
haben, als Sie davon gesprochen haben, dass die
hochste Infektionsquote in der Altersgruppe, wenn
ich das richtig wiedergebe, von 15 bis 59 ist, so ha-
ben Sie es dargestellt und das finde ich schon aben-
teuerlich.

Wenn Sie auf die RKI-Zahlen schauen, dann wer-
den Sie feststellen, dass dort differenziert ist zwi-
schen null und vier, zwischen vier und acht, zwi-
schen acht und zwolf, und so geht es im Vierjahres-
rhythmus weiter. Thre Aussage hat einen statisti-
schen Wert, da konnte ich auch sagen, die hochste
Infektionszahl bewegt sich von null bis iiber 90,
Herr Rowekamp.

Uber Statistik zu reden — ja, 18 400 haben sich tes-
ten lassen und die 58 Infektionen sind immer noch
58 zu viele, aber das zeigt eben, dass hier nicht, wie
von Thnen angenommen, — —. Im Ubrigen auch in
den Herbstferien haben sich die Zahlen nicht so
entwickelt, wie Sie sich das gedacht haben. Als die
Schulen geschlossen waren, sind die Zahlen trotz-
dem hochgegangen. Jetzt, zur Weihnachtszeit, hat
sich eben kein Superspreader-Event daraus erge-
ben. Daher ist hier Ihre Annahme, glaube ich, deut-
lich falsch.

Aber ich bleibe dabei, in der Pandemie zu sagen,
dieser Wegqg ist richtig, dieser Wegq ist falsch, wir
werden es sehen. Ob die Halbgruppen dazu fuh-
ren, mehr Kinder ins System zu bekommen, ob der
Distanzunterricht an der einen oder anderen Stelle
gut funktioniert oder nicht, werden die Fachpoliti-
kerinnen und Fachpolitiker sicherlich auch noch
diskutieren. Aber die Testungen jetzt, die Radar-

Testungen, die Maskenverteilung, das sind, glaube
ich, alles Punkte, die auch die Opposition in diesem
Land anerkennen darf und hier hilft es auch nicht,
wenn Sie der Bildungssenatorin falsche Aussagen
unterstellen. Das, was Sie hier zitiert haben, hat sie
schlicht und einfach nicht gesagt und das finde ich
nicht in Ordnung, dass Sie das hier so darstellen.

(Abgeordneter Thomas Réwekamp [CDU]J: In der
.Nordsee-Zeitung"”, im , Weser-Kurier"“?)

Ubrigens steht in IThrem Antrag, ich habe mich da
ein bisschen schwergetan, will das aber kurzfassen,
dass Sie trotzdem auf der Seite zwei oben schrei-
ben, Sie wollen jetzt alle ins Distanzlernen schi-
cken und trotzdem schreiben Sie, ich zitiere: ,Zu-
dem steht auBler Frage, dass auch wahrend eines
Lockdowns oder zu einem spateren Zeitpunkt bei
einer Inzidenz von tUber 50 Unterricht stattfinden
muss.” Da frage ich mich, ist das jetzt nur ein
Druckfehler, oder wo wollen Sie eigentlich wirklich
hin? Wollen Sie, dass Unterricht stattfindet oder
wollen Sie, dass kein Unterricht stattfindet?

(Abgeordneter Thomas Rowekamp [CDU]: Unter-
richt sollte immer stattfinden!)

Ich glaube, das sollten Sie in diesem Antrag erst
einmal plausibel darstellen.

Meine Damen und Herren, um noch einen Punkt
aus dem CDU-Antrag aufzugreifen: Zur Impfkam-
pagne habe ich etwas gesagt. Ich finde es auch
nicht wirklich ehrlich von Ihnen, wenn Sie sagen,
Sie wollen die Bevolkerung informieren und dann
startet dieser Senat eine Impfkampagne, hat eine
Vorlage in der Deputation — —.

(Abgeordneter Thomas Rowekamp [CDU]: Eine
Stunde vor der Sitzung!)

Sie haben diese Vorlage zunadchst zweimal ausset-
zen lassen, um sich dann bei der Beschlussfassung
zu enthalten, das ist die Wahrheit, liebe CDU-Frak-
tion.

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Nein, fang
nicht an, jetzt hier Scheifle zu erzahlen! Entschul-
digung, aber das ist wirklich unter aller Sau!)

Sie konnen ja gern noch einmal darstellen, warum
Sie sich bei der Vorlage enthalten haben, wenn Sie
hier in Threm Antrag fordern, dass Bremen eine
Impfkampagne starten soll. Das hat mit Glaubwtir-
digkeit wenig zu tun. Dann schreiben Sie so wun-
derbare Sachen hinein wie, die sofortige Ausliefe-
rung der eingehenden Impfdosen an Einrichtungen
und Praxen.

Also was glauben Sie eigentlich? Glauben Sie, dass
Frau Senatorin Bernhard erst einmal diese Dosen in
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ihrem Hause im Keller aufbewahrt, sich die an-
schaut und vielleicht noch wartet. Nattirlich wer-
den die ausgeliefert, was ist denn das fir eine For-
mulierung in diesem Antrag? Es hilft doch nicht,
wenn Sie Dinge, die bereits geschehen und selbst-
verstandlich sind, in einen Antrag hineinformulie-
ren, damit wird doch der Verlauf dieser Pandemie
nicht besser, die politische Diskussion wird nicht
besser und ich hoffe, dass Sie da wieder zurick-
kommen auf das, was wir am Anfang hinbekom-
men haben, namlich gemeinsam mit den demokra-
tischen Parteien, interfraktionell, diese Pandemie
zu bekampfen.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Ein Wort vielleicht noch zu der FDP, zu Frau Wisch-
husen: Ich glaube, ich habe von Thnen, nachdem
ich das, was Sie in den letzten Wochen in den Me-
dien von sich gegeben haben, von Polizeistaat bis
hin zu Themen wie, jetzt miissen endlich die Luft-
filter kommen, eigentlich ein groBeres Feuerwerk
erwartet. Ich glaube, Sie haben das Feuerwerks-
verbot sehr ernst genommen, denn das ist heute
nicht passiert. Sie haben hier noch einmal das
Homeoffice angeprangert, das hat der Kollege Herr
Rowekamp auch, aber dass das gerade von lhnen
kommt - bei international agierenden Unterneh-
men, Axa-Konzern, Procter&Gamble, Unilever,
dort ist Homeoffice schon seit Jahren eine Selbst-
verstandlichkeit. Daher wiirde ich mich freuen,
wenn Sie unseren Kurs auch unterstiitzen. — Vielen
Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Prasident Frank Imhofif: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch fiir eine
Kurzintervention.

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Herr Prasi-
dent! Ich mochte insbesondere fur diejenigen, die
dieser Debatte jetzt von auBlen folgen, einiges klar-
stellen. Wir als CDU-Fraktion haben von Anfang an
den von Bund und Landern gemeinsam verfolgten
Kurs unterstiitzt. Das tun wir auch. Wir unterstit-
zen auch alle Bemihungen hier in Bremen, die
Pandemie zu bekdampfen. Wir unterstiitzen auch
den jingsten Vorschlag einer Taxilésung, um die
Menschen, was die Impfbereitschaft angeht, zu
starken. Wir unterstiitzen da ganz Vieles.

Wir unterstiitzen auch, dass die Gesundheitssena-
torin die Bundeswehr einsetzt, tibrigens erst seit
dem 5. Oktober letzten Jahres, darauf haben wir
vorher gedrangt. Wir unterstiitzen auch, dass man
mit Sanktionen arbeitet, auch hier war Bremen ei-
nes der letzten Lander, das tiberhaupt Sanktionen

aufgegriffen hat. Wir haben uns aber deshalb ent-
halten, lieber Herr Fraktionsvorsitzender der SPD,
weil man mit uns unredlich umgeht. Wir sind Ar-
beitnehmer als CDU-Deputierte.

(Abgeordneter Mustafa Giingor [SPD]: Sie sind Ar-
beitnehmer?)

Wenn wir erst kurz vor einer Sitzung Ausgaben in
Hohe von mehreren 100 000 Euro ——, dann kénnen
wir das nicht verantworten und deswegen wollen
wir dartber erst einmal diskutieren. Das ist in der
Presse nicht gut dargestellt worden. Die Vorsit-
zende der Gesundheitsdeputation hat mir zuge-
sagt, weil das seit Monaten der Fall ist, wir bekom-
men immer erst kurz vor Toresschluss Informatio-
nen, dass das abgestellt wird. Das gehort aber nicht
hier in das Parlament und es gehort auch nicht,
finde ich, in eine Debatte eines Fraktionsvorsitzen-
den, dafur sind Sie viel zu hoch angesiedelt.

Aber noch einmal: Die CDU-Fraktion unterstutzt
wirklich alles, was hier das Impfen und die Impfbe-
reitschaft zu starken angeht. Aber Ihre wirklich aus
dem Zusammenhang gerissenen Vorwurfe muss
ich hier zurickweisen. Wir stehen an der Seite aller
Bemiihungen, die Pandemie zu bekampfen und die
Impftbereitschaft zu erhohen. Und ich freue mich,
dass es vielleicht bald auch ein Impfzentrum in Bre-
men-Nord gibt. — Danke!

(Beifall CDU)

Prasident Frank Imhofif: Als nachster Redner hat
das Wort Birgermeister Dr. Andreas Bovenschulte.

Biirgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Einige Bemerkungen noch in chronologischer Rei-
henfolge oder auch nicht ganz in chronologischer
Reihenfolge.

Erst zum Thema Schultestungen: Da hatte ich ei-
nen kleinen Fauxpas begangen zu Anfang. Ich
hatte vergessen darauf hinzuweisen, dass wir bei
der Durchfiihrung der Testungen dankenswerter-
weise von der Handelskammer und von bremi-
schen Unternehmen deutlich Unterstiitzung be-
kommen hatten. So zum Beispiel auch von team
neusta beim Testzentrum im Weserpark, ganz
wichtig. Ich m6chte mich an dieser Stelle auch noch
einmal ganz herzlich fir dieses erneute Beispiel
guten und kooperativen Zusammenwirkens be-
danken. Das einmal als Nachtrag vorweg, weil ich
das vorhin nicht gesagt hatte.

(Beifall SPD)

Zu den Testungen: Es ist klar, es gibt keine Test-
pflicht. Deshalb kénnen solche Tests immer nur
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Angebote sein. Man kann ja schlecht sagen, das ist
die Verantwortung des Senats, wenn es nicht in
vollem Umfang wahrgenommen wird. Nein, das
bleibt nattrlich die Entscheidung der Menschen,
weil wir sie nicht zwingen koénnen und nicht zwin-
gen wollen, und trotzdem ist es nattirlich ein ganz
wichtiges Instrument. Wir haben auch gesagt, das
soll jetzt nicht auf Null gefahren werden, sondern
mit dem Stichwort ,Radartestung” wollen wir die-
ses Schutzinstrument weiterfiuhren, um immer ge-
nau zu wissen, wie sich die Infektionslage entwi-
ckelt. Damit wir nicht von einer Entwicklung im
Dunkelfeld iberrascht werden, wollen wir dieses
Instrument fortfiihren, weil wir es zur Bekampfung
der Pandemie und aus Griinden des Schutzes der
Schiilerinnen und Schiiler und der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter fiir erforderlich halten. Das
finde ich genau richtig, auch wenn wir das kinftig
auch weiterhin als freiwilliges und nicht als
Zwangsangebot ausgestalten werden, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD)

Zweite Bemerkung: Herr Rowekamp, Sie haben ja
sozusagen als Vorwurf formuliert, ,alles schlieBen
Sie, aber die Schulen und Kindertagesstatten hal-
ten Sie offen”. Ich dachte, das ware einmal die
Grundlage des gemeinsamen Verstandnisses ge-
wesen, dass Schulen und Kitas als letztes geschlos-
sen werden sollen, dass man sie am langsten soweit
wie moglich aufrechterhalt, weil es so zentral ist fir
den Bildungsgang, weil es aber auch so zentral ist
fur das Kindeswohl und weil es so zentral ist fir die
kindliche Entwicklung. Das war doch die Grund-
lage, dass wir gesagt haben: Ja, bestimmte Ein-
schrankungen muss man machen, damit existenzi-
elle Bereiche der Gesellschaft auch weiter funktio-
nieren kénnen. Deshalb verstehe ich den Vorwurf
darin nicht; das ist verfassungsgepréagt und von der
Sache her vollig richtig! Ja, Schulen und Kinderta-
gesstatten sollen soweit wie moglich offenbleiben,
sie sollen als letztes geschlossen werden. Wenn das
Infektionsgeschehen es verlangt, muss da nattrlich
auch etwas gemacht werden und das machen wir.
Aber dass es verfassungsrechtlich und von der Sa-
che her Prioritat hat, das sollte doch unser guter ge-
meinsamer demokratischer Konsens sein und blei-
ben.

(Beifall SPD, DIE LINKE)

Dritte Anmerkung: Lieber Herr Rowekamp, bitte
nicht so selbstgerecht wie eben wieder, als ob die
CDU die Weisheit mit Loffeln gefressen hatte. Ich
erinnere mich an Vortrage im November hier, da
wurde gesagt und auch in Antragen beschrieben:
Ab einer Inzidenz von 100 muss sofort in den Wech-
selunterricht mit Halbgruppen gewechselt werden.

Ab einer Inzidenz von 100. Heute steht darin, ab
einer Inzidenz von 50. Nun ist klar, man kann
schlauer werden, oder das Infektionsgeschehen
kann sich verandern — obwohl, damals war es viel
hoher als heute. Trotzdem kann man die Gesamt-
lage anders einschatzen. Da ware ich der Letzte,
der nicht sagt, man kann seine Meinung andern.
Aber dann musste man es doch einmal transparent
nachvollziehbar machen, warum jetzt etwas vollig
anderes gilt, viel hohere Anforderungen als damals
mit einem viel hoheren Infektionsgeschehen. Das
kann ja sein, weil man sagt, die Bedrohung durch
die Mutante ist so und anders, deshalb kommen wir
jetzt zu einem anderen Punkt, jetzt kommen wir zu
einer anderen Auffassung.

Wenn man sich aber so fundamental in seiner Posi-
tion dandert, und etwas ganz anderes jetzt verkun-
det als man das vor einiger Zeit gemacht hat, dann
sollte man doch zumindest insofern — ich verwende
jetzt nicht das Wort ,Demut”, sondern die Rede-
wendung ,den Ball flach halten” —, indem man
sagt, ja, so ist es eben, wir lernen alle dazu, wir an-
dern die Auffassung, wir stellen uns auf veranderte
Lagen ein und vielleicht ist es sogar denkbar, dass
unsere Auffassung sich auch in der Zukunft noch
einmal andern wird. Also etwas weniger Selbstge-
rechtigkeit in der ganzen Argumentation und An-
erkennung, wie schwierig die Problematik ist. Ich
komme dazu gleich noch im Detail.

Eine weitere Vorbemerkung: Mich hat das Men-
schenbild fir eine Christdemokratische Partei
schon ein bisschen verwundert. Diese Sache zu sa-
gen, da konnen die Eltern doch nicht selbst ent-
scheiden, das muss der Staat entscheiden. Das war
so ein bisschen der Tenor. Die Senatorin fiir Sozia-
les hat mich noch einmal auf das SGB VIII hinge-
wiesen, das ganz am Anfang den Grundsatz formu-
liert: ,Pflege und Erziehung der Kinder sind das
nattlirliche Recht der Eltern und die zuvorderst
ihnen obliegende Pflicht. Uber ihre Betdtigung
wacht die staatliche Gemeinschaft."

Genauso ist es. Eltern konnen die Entscheidung
treffen. Meine Damen und Herren, um das deutlich
zu sagen, im Rahmen der Gesetze und der staatli-
chen Vorgaben ist es das Menschenbild des rot-
grun-roten Senates, dass die Eltern in der Lage sind
in diesem Land, auch verantwortlich dariber zu
entscheiden, was ihre Kinder tun und was sie nicht
tun und ob sie bei Aufhebung der Prasenzpflicht in
die Schule gehen oder nicht. Wir haben jedenfalls
auch Vertrauen in das verantwortliche Verhalten
der Eltern, das ist unser Menschenbild, und ich
glaube, man ist gut beraten, darauf auch zu setzen,
meine Damen und Herren!

(Beifall SPD, DIE LINKE)
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Ich komme jetzt aber zur Praxis, weil ich dann doch
noch einmal genauer in den Antrag hineingeschaut
habe und mir noch einmal tiberlegt habe, was steht
eigentlich unter der groBen Uberschrift, die Schu-
len sollen geschlossen werden, im Kleingedruck-
ten? Da steht eigentlich bei den Ausnahmen fir die
Notbetreuung — weil darauf kommt es ja an — das
haben wir jetzt schon so oft gepredigt, dass ich es
hier noch einmal machen mochte: Wenn man sagt,
die Schulen sind geschlossen, aber im ganz, ganz
weiten Umfang Notbetreuung zuldsst, dann landet
man naturlich beim selben Zustand als wiirde man
sagen, man halt die Schulen offen, man hebt aber
die Prasenzpflicht auf und es kommt dann zu einer
eingeschrankten Inanspruchnahme des Prasenzun-
terrichts. Dann konvergieren die beiden Modelle.
Deshalb schauen wir doch einmal noch in das
Kleingedruckte des CDU-Antrages zur Notbetreu-
ung.

Wann soll die moglich sein? Die soll moglich sein,
wenn nachgewiesen ist, dass im hauslichen Umfeld
keine Betreuung stattfinden kann. Wir haben eben
schon gehort, das ist auch bei Berufstatigkeit der
Fall. Also Berufstatigkeit reicht, um einen Notbe-
treuungsanspruch zu begrinden, aber es muss
nachgewiesen werden. Da frage ich mich, wer soll
das denn nachweisen? Muss man eine Bescheini-
gung vom Arbeitgeber einholen, dass nachweislich
keine Betreuung zu Hause moglich ist? Oder muss
das irgendeine staatliche Behorde machen? GroSe,
groBe Frage.

Zweiter Punkt: Der Unterricht soll moglich sein,
wenn nachweislich kein Distanzunterricht moglich
ist, weil es keinen WLAN-Anschluss gibt, weil das
Zimmer zu klein ist — aber wer soll das denn nach-
weisen? Soll da jetzt die Behorde eine Begehung
machen und nachweislich bescheinigen, dass ein
Distanzunterricht nicht moéglich ist?

(Abgeordneter Thomas Rowekamp [CDU]: Herr
Lauterbach hatte das gemacht!)

Dann kommt mein Lieblingsbeispiel: Wenn schul-
interne Erkenntnisse vorliegen, dass der Distan-
zunterricht nicht gut ist, sondern Prasenzunterricht
angesagt ist, dann soll der auch moglich sein. Jetzt
haben Sie gesagt, es sollen nicht die Schulen ent-
scheiden, sondern die Politik; aber wie soll denn
die Politik dariiber entscheiden, ob schulinterne Er-
kenntnisse daruber vorliegen, ob ein Schiiler in den
Prasenzunterricht gehen soll? Das ist doch ein bi-
rokratischer Albtraum, was da aufgemacht wird.

(Beifall SPD)

Wenn man sich diese Beispiele anschaut, dann
muss man sagen, das hat mit Verwaltungspraxis

nichts zu tun. Da wird praktisch jeder Fall unter
dem Anspruch auf Notbetreuung erfasst, aber es
mussen immer irgendwelche Bescheinigungen
vorgelegt werden. Ich bin so froh, dass Sie nicht an
der Regierung sind und dieses Modell umgesetzt
werden miisste, da ware wirklich das Chaos vor-
programmiert,

(Abgeordneter Thomas Rowekamp [CDU]: Wie in
allen anderen Landern!)

das muss man hier einmal ganz deutlich sagen. —
Herzlichen Dank!

(Beifall SPD)

Prasident Frank Imhofif: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz.

Abgeordneter Proi. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Ich habe mich noch einmal zu Wort gemeldet, weil
doch ein bisschen Unklarheit besteht, was eigent-
lich der richtige Weg ist und wie wir zum Thema
Schuloffnung stehen. Wir sind in einem Punkt klar
der Meinung der CDU. Es kann nicht sein, dass die
Eltern entscheiden, ob Schiiler zur Schule gehen o-
der nicht. Wir sind, anders als Sie das gerade ge-
sagt haben, Herr Dr. Bovenschulte, sehr wohl der
Meinung, dass der Staat entscheiden sollte, wann
Schulpflicht ist und wann nicht. Das ist auch immer
SO gewesen

(Beifall FDP)

bis zum 15. Dezember letzten Jahres und das war
damals der falsche Weg und man sollte von diesem
Weg abkehren. Denn in der Prasenz, die wir sehen,
wenn Sie mit Lehrern sprechen, dann sind es oft
diejenigen Kinder mit Forderbedarf, diejenigen
Kinder, bei denen die Elternhauser vielleicht nicht
das leisten konnen, was wir uns alle wiinschen
wirden — — Das sind diejenigen, die nicht zur
Schule kommen. Im Dezember war es in Bremer-
haven in der Altwulsdorfer Schule - fir diejenigen,
die Wulsdorf nicht so kennen: Einfamilienhausge-
biet — eine Prasenz von 45 Prozent, in der Astrid-
Lindgren-Schule Lehe waren es — dort sind 80 Pro-
zent der Kinder, aus Hartz-IV-Familien — waren es
finf Prozent Teilnahme am Prasenzunterricht.

Hier wird deutlich, dass gerade da ein Problem
liegt. Wir wollen doch die Unabhédngigkeit vom El-
ternhaus erreichen bei den Bildungschancen. Des-
wegen ist es so wichtig, dass klar definiert wird,
wann ist Schulpflicht und wann nicht. Ja, die Eltern
konnen sehr viel tiber ihre Kinder entscheiden, was
gut ist und was nicht gut ist. Aber es ist aus gutem
Grunde festgelegt, dass der Staat die Schulpflicht
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festgelegt hat und so sollte es auch in Krisenzeiten
bleiben, meine Damen und Herren!

(Beifall FDP)

Wo wir uns unterscheiden von der CDU ist bei der
Frage nach dem Distanzunterricht. Nein, wir sind
nicht der Meinung, dass wir jetzt die nachsten Wo-
chen bis zum 14. Februar in Distanzunterricht aus-
schlieBllich gehen sollten, sondern wir sind der Mei-
nung, dass es hier einen verbindlichen Mix aus Pra-
senzunterricht in Halbgruppen und Distanzunter-
richt geben sollte. Denn es ist wichtig und alle Stu-
dien zeigen, dass die Lernerfolge im Prasenzunter-
richt doch immer noch besser sind als im Distan-
zunterricht. Wenn wir zu verbindlichen Halbgrup-
penregelungen kommen wirden, dann héatten wir
wirklich etwas gewonnen, dann wurde hier die Un-
terrichtsqualitat einen deutlichen Schritt voran-
kommen. Durch dieses Hin und Her konnen sich
die Lehrer nicht richtig einstellen auf den Unter-
richt. Sie wissen ja gar nicht, wer morgen zum Un-
terricht kommt und wer nicht.

(Abgeordneter Mustafa Giingor [SPD]: Das fragen
die Schulen ab!)

Das fragen die Schulen morgens um 7.30 Uhr ab.

(Abgeordneter Mustafa Gingor [SPD]: Nein, das
fragen sie offentlich fiir den Zeitraum von zwei Wo-
chen ab!)

Ja, Herr Gungor, Sie wissen doch selbst, dass das
so nicht funktioniert. Sie haben ja auch gar keine
Rechtsverbindlichkeit, dass diese Abfrage von den
Schulen iiber den Zeitraum, den Sie sagen, dann
auch tatsdchlich verbindlich eingehalten wird.
Nein, die haben Sie nicht mit Ihren Regelungen.

Unsere Sicht: Verbindlichen Prasenzunterricht in
Halbgruppen gepaart mit verbindlichem Distan-
zunterricht, damit Verlasslichkeit gewahrleistet
wird, und wenn es nach uns geht, bis zu den Oster-
ferien in einem Verbund, damit wir nicht immer
wechselnde Moglichkeiten entsprechend haben.

Letzte Bemerkung zu Ihren Tests, die Sie hier
durchgefiihrt haben. Zweieinhalb Millionen sollten
die kosten, ich weil} nicht, es haben sich ja nicht so
viele beteiligt, es ist also wahrscheinlich ein biss-
chen gunstiger geworden. Ich frage mich, welche
Kenntnis Sie tatsachlich gewonnen haben aus die-
sen Tests. Es sind Menschen dorthin gegangen,
freiwillig, haben sich testen lassen, Sie haben die
Zahlen genannt, 0,3 Prozent waren positiv getestet
zu dem Moment, an dem Sie getestet haben.

(Abgeordneter Mustafa Gungor [SPD]: Ja, was
glauben Sie, warum wir in den Pflegeheimen vor-
her testen?)

Was konnen Sie mit diesen Zahlen anfangen?

(Abgeordneter Mustafa Gungor [SPD]: Warum tes-
ten wir vor der Reise, warum testen wir nach der
Reise?)

Weil in dem Moment Leute reisen. Aber wenn Sie
Tests machen am 7. Januar und die Kinder dann
vielleicht am 14. Januar das erste Mal in der Schule
sind, konnen Sie mit diesem Testergebnis uber-
haupt gar nichts anfangen.

(Beifall FDP, CDU - Abgeordneter Mustafa Gungor
[SPD]: Sie konnen sich auch finf Minuten spater
anstecken!)

Richtig ist, Herr Guingor, richtig ist, dass Sie jetzt
auch endlich hier in Bremen dazu ibergehen, Ra-
dartestungen zu machen. Das ist etwas, auf dem
Sie aufbauen konnen. Das gibt Ihnen Erkenntnisse
dartber, wie das Infektionsgeschehen in Schulen
geht. Eine einmalige Testung von 18 000 Personen,
unabhédngig davon, wann sie nun tatsachlich in die
Schule kommen und wann nicht, ist vollig ohne Er-
kenntnisgewinn. Und das war deswegen der fal-
sche Weg. Richtig ist, und das unterstiitzen wir,
dass Sie endlich, dem Beispiel auch, das muss man
sagen, was in Bremerhaven nach dem Sommer ein-
gefuhrt worden ist, Radartestungen in den Schulen,
um zu schauen, wie das Infektionsgeschehen ist.
Das auch hier in Bremen einzufiihren, das unter-
stiitzen wir.

Zusammengefasst: Wir halten es fur richtig, wenn
weiterhin die Schulpflicht uneingeschrankt gilt
und vom Staat festgelegt wird, aber im Wechselmo-
dell aus Prdasenz- und Distanzunterricht. Damit
konnen Sie Bildungsqualitdt auch in Krisenzeiten
gewadhrleisten. — Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Prasident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

GemalB § 62 Absatz 7 unserer Geschaftsordnung
lasse ich zunéchst iiber den Anderungsantrag mit
der Drucksachen-Nummer 20/786 der FDP-Frak-
tion abstimmen.

Wer dem Anderungsantrag zustimmen mochte,
den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafiir FDP)
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Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen CDU, SPD, Biindnis 90/Die Grinen, DIE
LINKE, M.R.F., Abgeordneter Jan Timke [BIW],
Abgeordneter Thomas Jurgewitz [AfD])

Stimmenthaltungen?
(Abgeordneter Peter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Anderungsabtrag ab.

Ich lasse nun daruber abstimmen, ob die Birger-
schaft (Landtag) einen weiteren Aufhebungs- oder
Anderungsbedarf an der Fiinften Anderungsver-
ordnung der 23. Coronaverordnung sieht.

Wer seine Zustimmung mochte, dass kein weiterer
Aufhebungs- oder Anderungsbedarf besteht, den
bitte ich um das Handzeichen.

(Dafiir CDU, SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE)

Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen M.R.F., Abgeordneter Thomas Jiirgewitz
[AfD])

Stimmenthaltungen?

(FDP, Abgeordneter Peter Beck [AfD], Abgeordne-
ter Jan Timke [BIW])

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlieBt, dass sie keinen weiteren Aufhebungs- o-
der Anderungsbedarf an der Fiinften Anderungs-
verordnung der 23. Coronaverordnung sieht.

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
der Regierungserklarung des Senats Kenntnis.

Coronapandemie konsequenter bekampfen, Kon-
takte verringern, Gesundheitswesen starken
Antrag der Fraktion der CDU

vom 20. Januar 2021

(Drucksache 20/782)

Die Beratung ist erdffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Thomas Jurgewitz.

Abgeordneter Thomas Jirgewitz (AfD): Herr Pra-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Rowekamp, wenn das aus meiner Rede, die
erste Halfte, wo ich iberwiegend aus der Presse zi-
tiert habe, schon Verschworungstheorien waren,
dann steht uns einiges bevor, wenn Sie irgend-
wann unsere Interessen im Bundestag vertreten.

Das heil}t, wir werden weitere Freiheitseinschran-
kungen erleben, so wie das im Moment schon der
Fall ist.

Zurick zum Thema: Die AfD, ich sagte es vorhin,
fordert: Schluss mit dieser Lockdown-Politik der
Bundes- und Landesregierungen. Im Einzelnen:
Die erhobenen wissenschaftlichen Zahlen haben
bewiesen, dass der erste, zweite, dritte, vierte
Lockdown vulnerablen Gruppen keinen Schutz
bietet, nachfolgende Generationen mit kaum be-
zahlbaren Schulden belastet und ganze Wirt-
schaftszweige irreparabel schadigt.

Die AfD fordert deshalb fiir alle Einrichtungen und
Betriebe des kulturellen, wirtschaftlichen und sozi-
alen Lebens, in denen die Hygieneregeln seit Mo-
naten umgesetzt werden, die sofortige Offnung.
Noch fortbestehende MaBnahmen sind standig zu
uberprifen, vorab den Parlamenten vorzulegen,
gegeniiber der Offentlichkeit zu rechtfertigen und
zum schnellstmoglichen Zeitpunkt aufzuheben.

Die aktuellen Bestimmungen tber zu 6ffnende und
zu schlieBende Einrichtungen folgen einer nach-
vollziehbaren Logik des Infektionsschutzes. Daher
fordern wir die unverzugliche Offnung von Hotels,
Pensionen, gastronomischen Einrichtungen und
Veranstaltungsstdatten, Einrichtungen des Einzel-
und Fachhandels, Dienstleistungsgeschaften und
Unternehmen, Einrichtungen des religiosen Le-
bens sowie der Gotteshauser, von Theatern, Opern,
Konzerthdusern, Museen, Galerien, Ausstellungen,
Bibliotheken und anderen kulturellen Einrichtun-
gen, der Bildungseinrichtungen, der Sportvereine,
Sportstatten sowie Fitness- und Kosmetikstudios,
allen Dienstleistungsbetrieben der Koérperpflege,
der Zoos und Tierparks, sofern diese die Einhal-
tung der Hygienevorschriften jederzeit gewdhrleis-
ten konnen, wovon wir ausgehen.

Ferner haben die Bundes- und Landesregierungen
dafir zu sorgen, dass die notwendigen Hilfszahlun-
gen schnell sowie unburokratisch geleistet werden
und auch beim entsprechenden Empfanger an-
kommen.

Wir wollen vulnerable Gruppen wirkungsvoll
schiitzen. Vor allem altere und besonders gefahr-
dete Menschen gehoren in den Fokus der Schutz-
maBnahmen. Wir fordern bestimmte Einkaufszei-
ten fiir Altere und Vorerkrankte im Lebensmittel-
und Einzelhandel, damit sich diese Burger keinem
erhohten Risiko einer Erkrankung aussetzen miis-
sen. Fur Fitnessstudios, Friseure, Kosmetikstudios
und weitere Einrichtungen der Korperpflege sollen
im Rahmen einer freiwilligen Selbstverpflichtung
ebenso gesonderte Zeiten fir die genannten Grup-
pen gelten.
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Dartiber hinaus missen die verletzlichen Gruppen
vor Uberfillten offentlichen Verkehrsmitteln ge-
schitzt werden. Eine Moglichkeit sind Taxigut-
scheine, die ja nun, zum Gliuck, hier eingefihrt
werden, die den vulnerablen Gruppen kostenirei
zur Verfliigung gestellt werden. Ebenso fordern wir
Investitionen in den Bus- und Bahnverkehr, damit
die zustdndigen Betriebe tdglich mehr Transport-
mittel und Fahrpersonal aufstellen kénnen und sich
der An- und Abreiseweqg in die Stadte entzerrt.

Besonderer Schutz muss Bewohnern von Alten-
und Pflegeheimen und Personen in hauslicher
Pflege zukommen. Dies kann unter anderem durch
eine Ausweitung der Testmoglichkeiten gesche-
hen.

Die AfD fordert, das Demokratiedefizit unverzug-
lich zu beheben. Wir fordern die Bundes- und Lan-
desregierung auf, samtliche unverhaltnismafBigen
Grundrechtseinschrankungen im Rahmen der
CoronamaBnahmen sofort zu beenden.

Die AfD fordert ferner: Impfen muss freiwillig sein.
Eine direkte oder indirekte Impfpflicht lehnen wir
entschieden ab. Wir lehnen sogenannte Privilegien
fur Geimpfte sowie eine Benachteiligung von
Nichtgeimpften ab. Wir wollen keine Zweiklassen-
gesellschaft. Die Grundrechte stehen allen Biirgern
dieses Landes zu.

Bei der pharmazeutischen Forschung und Entwick-
lung darf sich die Bundesregierung nicht allein auf
die EU und internationale Impfstoffkooperationen
verlassen. Gesundheitsschutz und -pravention sind
zunachst nationale Angelegenheiten und nicht die
einer gescheiterten Verteidigungsministerin und
offensichtlich kopflosen EU-Prasidentin, wie uns
das nun von dort vorgefiithrt wurde.

Die Versorgung der Bevolkerung mit medizini-
schen Produkten in Krisenzeiten ist jedenfalls je-
derzeit und unverziglich durch vorausschauende
Planungen und Bevorratung durch die deutschen
Behorden sicherzustellen. Nationale Interessen
missen bei der Forderung von Forschung und Ent-
wicklung wieder stdarker berticksichtigt werden,
um immer zeitnah eine ausreichende Menge an
Impfstoffen und Medikamenten zur Verfugung zu
haben.

(Abgeordneter Bjorn Fecker [Biindnis 90/Die Gri-
nen|: Ich hatte es als niveaulos bezeichnet. — Glo-
cke)

Impfungen sind nur eine Mdoglichkeit Viren zu be-
kéampfen, wir unterstiitzen dartiber hinaus die Er-
forschung einer geeigneten medikamentosen Be-
handlung, wie sie selbst in anderen Landern wie

Kirgisistan, wie mir personlich berichtet wurde, er-
folgreich angewendet wird.

Fir Birger, die sich freiwillig impfen lassen wollen,
muss die Bundesregierung ausreichend Impfstoff
zur Verfugung stellen. Die Risiken und Nebenwir-
kungen einer Impfung und auch deren Wirksam-
keit missen transparent und ausfuhrlich dargestellt
werden.

(Glocke)

Darum noch einmal der Appell, beenden Sie den
unverhaltnismaBigen Dauer-Lockdown fur alle und
sorgen Sie fur den umfassenden Schutz aller vul-
nerablen Gruppen. Lassen Sie nicht weiter zu, dass
Deutschland und seine Menschen dem wirtschaft-
lichen Ruin entgegengehen und geben Sie die
Grundrechte zuriick. — Danke, Herr Prasident, dass
ich das noch ausfihren durfte.

Prasident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt worden.
Ich lasse zunachst tuiber die Ziffern 1, bis 4, 5b, 6b
bis 6e, 7a bis 7c und 8 des Antrages abstimmen.
Wer diesen Ziffern seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen.

(Dafir CDU, FDP)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Bilndnis 90/Die Grinen, DIE
LINKE, M.R.F., Abgeordneter Thomas Jirgewitz
[AfD], Abgeordneter Jan Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?
(Abgeordneter Peter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt die
genannten Ziffern ab.

Ich lasse jetzt tiber die Ziffern 5a, 5c¢, 5d und 5e des
Antrags abstimmen. Wer diesen Ziffern seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das
Handzeichen.

(Dafir CDU)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grunen, DIE
LINKE, FDP, M.R.F., Abgeordneter Thomas Jurge-
witz [AfD], Abgeordneter Jan Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?
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(Abgeordneter Peter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) lehnt die
Ziffern 5a, 5¢, 5d und 5e des Antrages ab.

Zum Schluss lasse ich uber die Ziffer 6a des An-
trags abstimmen. Wer der Ziffer 6a seine Zustim-
mung geben mochte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen.

(Dafiir CDU)
Ich bitte um die Gegenprobe.

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen, DIE
LINKE, M.R.F., Abgeordneter Thomas Jlurgewitz
[AfD], Abgeordneter Jan Timke [BIW])

Stimmenthaltungen?
(FDP, Abgeordneter Peter Beck [AfD])

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt die
Ziffer 6a des Antrages ab.

Beteiligung der Biirgerschait beim Erlass von
Coronaverordnungen - Dritte und Vierte Ande-
rung der 23. Coronaverordnung

Mitteilung des Verfassungs- und Geschaftsord-
nungsausschusses

vom 21. Januar 2021

(Drucksache 20/784)

Die Beratung ist eroffnet.
Wortmeldungen liegen nicht vor.
Die Beratung ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Verfassungs- und Geschaftsordnungsaus-
schusses Kenntnis.

Wir sind am Ende der Tagesordnung angekommen
und ich bedanke mich recht herzlich fiir Thre Auf-
merksamkeit! Ich schlieBe die Sitzung und freue
mich, Sie in der nachsten Woche hier wiederzuse-
hen.

(Schluss der Sitzung 13:24 Uhr)



	Regierungserklärung des Senats zum Thema: „Bekämpfung der Coronavirus-SARS-CoV-2-Pandemie“
	Änderungsantrag zur „Fünften Verordnung zur Änderung der Dreiundzwanzigsten Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2“   Änderungsantrag der Fraktion der FDP   vom 22. Januar 2021   (Drucksache 20/786)
	Coronapandemie konsequenter bekämpfen, Kontakte verringern, Gesundheitswesen stärken   Antrag der Fraktion der CDU   vom 20. Januar 2021   (Drucksache 20/782)
	Beteiligung der Bürgerschaft beim Erlass von Coronaverordnungen – Dritte und Vierte Änderung der 23. Coronaverordnung   Mitteilung des Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschusses   vom 21. Januar 2021   (Drucksache 20/784)

